KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Ausschuss fur Umwelt,
Klimaschutz, Mobilitat und
Planung

An die
Mitglieder des Ausschusses fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitdt und Planung
des Kreises Warendorf

nachrichtlich:
allen Ubrigen Kreistagsmitgliedern

Warendorf, den 13.11.2023

Einladung

zur Sitzung des Ausschusses fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat
und Planung
am Freitag, dem 24.11.2023, um 09:00 Uhr

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie ein zur nachsten Sitzung des Ausschusses fur Umwelt,
Klimaschutz, Mobilitat und Planung

am Freitag, dem 24.11.2023, um 09:00 Uhr,

im Grof3en Ausschusszimmer des Kreishauses Warendorf
(4. OG, Raum C 4.26).

Tagesordnung:

I. Offentlicher Teil

1 Fragestunde fur Einwohnerinnen und Einwohner

2 Bericht der Verwaltung



3 Entsorgungsentgelte 2024 220/2023
4 Sachstand Revision WestfalenTarif GmbH (WTG) 232/2023
5 Erlass einer allgemeinen Vorschrift zum 233/2023

DeutschlandTicket (DT) in 2024

6 TarifmaRnahme zum 01.08.2024 im WestfalenTarif fur ~ 226/2023
das Minsterland

7 Sachstand Kreisentwicklungsprogramm WAF2030plus ~ 224/2023

8 Forderprojekt "Ways2Work" im Rahmen des 231/2023

Betrieblichen Mobilititsmanagements

9 Vorbereitungen und Entscheidungen im Rahmen der 210/2023
Haushaltsplanberatungen 2024

10 Anfrage der FWG-Fraktion zumThema "Kommunale 235/2023
Warmeplanung"

Mit freundlichen Grif3en beglaubigt:

gez. gez.

Guido Gutsche Dr. Herbert Bleicher

Vorsitzender Dezernent fir Bauen, Planung und

Umwelt
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KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt Nr.

Amt fir Umweltschutz und Stral3enbau 220/2023

Betreff:

Entsorgungsentgelte 2024

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023
Berichterstattung: KBD André Hackelbusch

Kreisausschuss 01.12.2023
Berichterstattung: Dezernent Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Kreistag 08.12.2023
Berichterstattung: Dezernent Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Beschlussvorschlag:

Den Entsorgungsentgelten wird zugestimmt.




Erlauterungen:

Entsorgungsentgelte 2024

I Rechtliche Grundlagen und Rahmenbedingungen

Die AWG ist vom Kreis Warendorf als Dritte im Sinne des § 22 KrWG mit der Entsorgung der
Abfille des Kreises Warendorf beauftragt worden und ist selbst gemaR § 16 Abs. 2 KrW-/AbfG i.
V. m. § 72 Abs. 1 Satz 2 KrWG entsorgungspflichtig flir gewerbliche Abfélle. Die Entgelte flir Haus-
und Gewerbemill sind unter Berlcksichtigung der fir den Kreis Warendorf maRgeblichen
Grundsatze zu kalkulieren. Die Entgelte fir Hausmill bedirfen auf Grund des
Entsorgungsvertrages zwischen dem Kreis Warendorf und der AWG der Zustimmung durch den
Kreistag.

Die  maRgeblichen  Grundsitze der Gebihrenkalkulation sind in & 6 des
Kommunalabgabengesetzes (KAG) NRW und in § 9 Absatz 2 des
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) NRW geregelt. GemalR § 6 Abs. 2 KAG stellen die
nach betriebswirtschaftlichen Grundsdtzen ansatzfahigen Kosten die Grundlage fir die
Geblihrenkalkulation dar. Dazu gehoren auch Entgelte fir in Anspruch genommene
Fremdleistungen, Abschreibungen, die nach der mutmaBlichen Nutzungsdauer oder
Leistungsmenge gleichmallig zu bemessen sind sowie eine angemessene Verzinsung des
aufgewandten Kapitals.

Dariberhinausgehend legt § 9 Absatz 2 LKrWG NRW fest, dass zu den ansatzfahigen Kosten im
Sinne des KAG NRW alle Aufwendungen zahlen, die den entsorgungspflichtigen Kérperschaften
dadurch entstehen, dass diese abfallwirtschaftlichen Aufgaben selbst oder durch Dritte
wahrgenommen werden. Dazu gehoren insbesondere:

»  die Kosten fiir die Abfallberatung der Biirgerinnen und Biirger sowie

»  Aufwendungen fiir Vorkehrungen im Sinne des § 40 Absatz 2 KrWG, insbesondere auch die
Zufiihrung von Rickstellungen fiir die vorhersehbaren spateren Kosten der Nachsorge und
die Kosten der Nachsorge fiir stillgelegte Abfallentsorgungsanlagen, soweit diese nicht
durch Riicklagen bzw. Riickstellungen gedeckt sind. Stillgelegte Anlagen gelten, solange sie
der Nachsorge bedirfen, als Teil der bestehenden Gesamtanlage der
entsorgungspflichtigen Kérperschaft.

Bei der Gebihrenbemessung sollen wirksame Anreize zur Vermeidung, Getrennthaltung und
Verwertung geschaffen werden, vgl. § 9 Abs. 2 Satz 3 LKr'WWG NRW.

Die GEG und die AWG haben die ECOWEST mit Kooperationsvertragen vom Sommer 2001 mit
der Entsorgung der Gewerbeabfalle aus den Kreisen Glitersloh und Warendorf beauftragt.

Zu den Aufgaben der ECOWEST gehoren neben der Ersatzbrennstoffaufbereitung die
umfassende Entsorgung der Gewerbeabfille, das Stoffstrom- bzw. Mengenmanagement, der
Umschlag und Transport der Gewerbeabfille zu den Entsorgungsanlagen, die Fakturierung fir
die Gewerbeabfallentsorgung, die Gewerbeabfallberatung und die Bewirtschaftung der Deponie



und Nebenanlagen sowie der Recyclinghdfe und des Entsorgungspunktes Ennigerloh.

Zur Erfullung dieser Aufgaben bedient sich die ECOWEST der von ihr betriebenen EBS-Anlage, der
BA-Anlage, verschiedener MVA-Kapazitdten, insbesondere Hamm und Bielefeld, der
Zentraldeponie Ennigerloh, der Boden- und Bauschuttdeponie Borgholzhausen, dem
Kompostwerk Warendorf sowie verschiedener Verwerter.

Die ECOWEST rechnet unter Berlicksichtigung ihrer Kosten die Gewerbeabfallentsorgung separat
ab.

Alle in der Entgeltkalkulation und im Wirtschaftsplan angegebenen Preise sind Nettopreise.

Il. Kalkulation 2024

Grundlage fur die Zuordnung der Abfalle zu den verschiedenen Entsorgungswegen sind u. a. die
Vorgaben der TASi. Zur Abfallvorbehandlung werden das Kompostwerk, die MVA-Kontingente u.
a. in der MVA Hamm sowie die Restmillbehandlungsanlagen zur mechanisch-biologischen
Abfallbehandlung (EBS- und BA-Anlage) einschlieRlich der Deponie genutzt. Seit dem 1. Juni 2005
sind samtliche Abfille vor der Ablagerung auf der ZDE vorzubehandeln. Die Zuordnung der
einzelnen Fraktionen erfolgt nach folgenden Grundsatzen:

> Die Bio- und Griinabfille werden im Kompostwerk verwertet.

»  Der Hausmiill sowie die heizwertreichen Gewerbeabfille mit niedrigem Storstoffanteil und
die hochkalorischen Abfalle werden in die mechanische Aufbereitungsanlage (EBS-Anlage)
geliefert. Fir 2024 wird mit einem Gesamtdurchsatz von insgesamt 125.300 Mg in der EBS-
Anlage kalkuliert.

>  Die bei der EBS-Aufbereitung nicht weiter verwertbaren biogenen Reststoffe (39.240 Mg)
werden in der BA-Anlage zunachst getrocknet. Durch die Schwerstoffabtrennung erfolgt
anschliefend eine Trennung der Reststoffe in deponierungsfahiges Material und Material,
welches in einem EBS-Kraftwerk oder einer MVA entsorgt wird.

»  Der Sperrmiill und die gemischten Baustellenabfille werden auf dem Sortier- und
Umschlagplatz der ECOWEST vorsortiert, umgeschlagen und differenziert entsorgt. Hierzu
werden MVA-Kontingente, die EBS-Anlage, Holz-, Metall- und PVC-Verwertungsanlagen
sowie die Zentraldeponie Ennigerloh genutzt.

»  Das Kontingent in der MVA Hamm wird von der ECOWEST fiir die Entsorgung von
Storstoffen und Sortierresten aus der EBS-Anlage, fir Sortierreste des Sortier- und
Umschlagplatzes und fiir Gewerbeabfille, die fiir eine EBS-Aufbereitung nicht geeignet sind
(z. B. Krankenhausabfille), genutzt.

Die folgende Ubersicht der Mengenstrdme kommunaler Abfille zeigt die Zuordnung der Haus-
und Sperrmiillmengen sowie Bio- und Griinabfallmengen aus dem Kreis Warendorf zu den
Anlagenkapazitdten nach den aufgefiihrten Grundsatzen.



Entsorgungsentgelte 2024

Mengenstréme Haus- und Sperrmiill sowie Bio- und Griinabfall Kreis Warendorf 2024 (Mg/a) AWG )
Bio- und Griinabfdlle Hausmiill Sperrmiill
47.825WAF 35.100 WAF 7.940 WAF

Restabfallbehandlung
Kompostwerk EBS- und BA-Anlage
(einschl. MVA + ZDE)

Sortier- und
Umschlagplatz

Preis
kommunale Abfalle

Stand 09/23

Flr die Gewerbeabfallentsorgung wird fiir das Jahr 2024 von folgenden Mengen ausgegangen.

o
Geplante Mengenstrome Gewerbeabfall 2024 (Mg/a) ECOWEST
Gewerbeabfall
Ty T Y ™ - / N
b H *1
EBS-Anlage Sortier- und Deponien MVA Hamm Kompostwerk
50.000 Umschlagplatz ZDE 75.500 3.500 5.300
: 7.000 BHH 42.000 i i
o J N _ _ / - / .

*1 ohne Abfélle fiir Abdeckzwecke Stand 08/23



Aus der folgenden Tabelle ergeben sich die Kosten fir die Entsorgung der kommunalen Abfille.

Es konnen geringfiigige Rundungsdifferenzen auftreten.

Nr. ]Anlage

2023

2024
Kosten netto [€]

Kompostwerk inkl. Stoffstrommanagement

1 3.497.886 3.059.365
(2024: 47.825 Mg x 63,97 €/Mg)
Restabfallbehandlung inkl. MVA und ZDE
2 6.551.750 5.580.900
(2024: 35.100 Mg x 159,00 €/Mg)
Sortier- und Umschlagplatz fiir Sperrmdill
3 1.357.151 1.105.023
(2024: 7.940 Mg x 139,17 €/Mg)
Infrastruktur:
4 331.545 1.210.882
(2024:90.865 Mg x 13,33 €/Mg)
Beteiligungsertrage -90.350 -90.350
5 MVA-Kontingent 158.257 -125
6 Aufzinsung Altlasten und Altbereich ZDE 455.976 358.199
Nicht durch Rickstellungen gedeckte
Nachsorgekosten:
7 - Laufende Aufwendungen Altlasten 147.360 151.450
- Laufende Aufwendungen Zentraldeponie 292.661 1.387.699
Investive MaBnahmen OFA
- Planzufiihrung bis 2060 44.000 52.000
8 Wagnis und Gewinn (2 %) 254.925 256.301
Gesamtsumme: 13.001.161 13.071.344

Zu 1: Kosten Kompostwerk

Die Entgelte fir die Kompostwerk Warendorf GmbH ergeben sich aus einer Indizierung der
Entgelte 2023. Zur Wirtschaftsplanerstellung der AWG lagen noch keine Planzahlen fiir 2024 des
Kompostwerkes vor. Unter Bericksichtigung gewerblicher Anlieferungen ergibt sich eine
geplante Gesamtmenge von ca. 57.600 Mg. Gegeniiber dem Planansatz 2023 wird mit einem

geringen Mengenrickgang fiir 2024 gerechnet.



Zu2: Kosten Restabfallbehandlung

Bei den Kosten der Restabfallbehandlung in der mechanischen (EBS-Anlage) und der biologischen
(BA-Anlage) Aufbereitungsanlage ist beriicksichtigt, dass samtlicher Hausmdll in der EBS-Anlage
behandelt wird. Dabei verbleiben ca. 54 % Reststoffe, die in der BA-Anlage aktuell getrocknet
werden und dabei ca. 32 % an Gewicht verlieren. Danach schlieRt sich eine weitere Aufbereitung
an, in der ca. 4.301 Mg Steine, Scherben und Glas zur Deponierung verbleiben. Ein weiterer Teil
wird in EBS-Kraftwerken eingesetzt. Sortierreste des hausmiillstimmigen Inputs der EBS-Anlage
werden zurzeit in der MVA entsorgt. Die Mengenprognose fir 2024 ist im Vergleich zum
Vorjahresplanansatz gesunken. Der Verrechnungspreis mit der ECOWEST ist auf 159,00 €/Mg.
gesunken. Diese Senkung resultiert im Wesentlichen aus geringeren Plankosten fiir Strom, Gas
und Diesel. Die Umsetzung des Bundesemissionshandelsgesetzes (BEHG) ist im Preis
berilicksichtigt.

Zu 3: Kosten Sortier- und Umschlagplatz fiir Sperrmiill

Sperrmill und gemischte Baustellenabfille werden auf dem Sortier- und Umschlagplatz der
ECOWEST umgeschlagen und vorsortiert. Die aussortierten Wertstoffe/Storstoffe werden an
schlieBend entsprechend behandelt (MBA, MVA, Holz-, Metall- oder PVC-Verwertungsanlagen
und Beseitigung der inerten Stoffe auf der ZDE).

Die Kosten fiir den Umschlag und die Sortierung des Sperrmiills ergeben sich aus Abschreibung
und Zinsen fiir die Errichtung des Sortier- und Umschlagplatzes, Kosten filir den Betrieb
einschlieRlich Personal, Verwertungskosten fiir Holz und Metalle sowie Entsorgungskosten fiir
die Sortierreste in der MVA bzw. MBA.

Der einheitliche Entsorgungspreis fur Sperrmill ist 139,17 €/Mg. Der Anstieg resultiert aus der
baulichen  Erweiterung des  Sortier- und  Umschlagplatzes sowie  steigenden
Altholzentsorgungskosten. Die Mengenprognose fiir kommunalen Sperrmill liegt 2024 bei 7.940
Mg. Hinzu kommen 1.825 Mg, welche an den externen Recyclinghdfen der AWG angenommen
werden.

Zu4: Kosten Infrastruktur

Im Rahmen des Jahresabschlusses 2022 wurde fiir die Nachkalkulation ein detaillierteres Kalku-
lationsschema entwickelt. Die Veranderung hat hauptsdchlich Auswirkungen auf die Kosten
Infrastruktur/Overhead und wurde fur die Kalkulation 2024 beibehalten. Bereiche der AWG,
welche vorher keine Berlicksichtigung in der Kalkulation hatten, wie zum Beispiel der
Entsorgungspunkt Ennigerloh, werden nun bericksichtigt. Diese Neuordnung fiihrt zu grofReren
Veranderungen im Vergleich zu vorherigen Kalkulationen.

In diesem Kostenblock befinden sich die Kosten, die nicht den Anlagen spezifisch zuzuordnen
sind. Dies sind insbesondere Abschreibungen fiir das Verwaltungsgebdude und das allgemeine
Betriebsgeldande, die Betriebskosten des Betriebsgeldndes der AWG (u.a. Containerflachen,
samtliche  StraRen, Platze, = AuRenanlagen und Versorgungseinrichtungen, die
siedlungswasserwirtschaftliche ErschlieBung, Eingangsbereich und das Deponiegas-BHKW) sowie
die Kosten fiir Abfallberatung/Offentlichkeitsarbeit und Entsorgungskosten von E-Schrott und
Schadstoffen. Auch die nicht anlagenspezifischen Kosten fiir Personal, Sachkosten der



Verwaltung und Beitrage/Versicherungen fallen unter die Kostenstelle Infrastruktur.

Die berticksichtigten kalkulatorischen Zinsen betragen fiir 2024 2,50 %.
Fir die Personalkosten ist eine planmaRige tarifliche Indizierung von 3,50 % sowie die Zahlung
eines tariflich festgelegten Inflationsausgleichs beriicksichtigt.

Von den veranschlagten Gesamtkosten fir die Infrastruktur sind u. a. Ertrdge aus Pachtvertragen
und sonstige Erlése (zusatzliche Erlése/Uberschiisse aus Geschaftsbesorgungs- bzw.
Leistungsverrechnungsvertragen sowie der Deckungsbeitrag aus dem Deponiebetrieb)
abgezogen worden. In der Summe mindern die zusatzlichen wirtschaftlichen Aktivitaten die
Kosten flr die Infrastruktur.

Demnach ergeben sich fiir 2024 Kosten in Héhe von 5.123.906 €. Die entsprechenden Erlose be-
laufen sich auf 3.913.024 €.

Unter Berlicksichtigung der oben beschriebenen Sachverhalte (insbesondere des gednderten
Kalkulationsschemas) und der einbezogenen Menge ist der Zuschlag mit 13,33 €/Mg um 9,88
€/Mg gestiegen. Umgelegt werden die Kosten auf die kommunalen Abfalle (kommunale Mengen
in Hohe von 90.865 Mg exklusive der Sortierreste des Kompostwerkes in Hohe von 100 Mg).

Flir 2024 sind insgesamt Beteiligungsertrage in Hohe von 90.350,00 € angesetzt.
Zu 5: Kosten MVA-Kontingent

Seit dem 1. Januar 2018 hat die AWG kein Kontingent mehr bei der MVA Hamm. Die Kontingente
werden Uber eine Beteiligung der AWG Kommunal an der MHB Hamm
Betriebsfliihrungsgesellschaft gehalten. Die AWG Kommunal vermarktet das Kontingent
selbststandig zu einem Marktpreis an die ECOWEST. Die AWG leistet einen Zuschuss zur
Vermarktung des Kontingentes an die AWG Kommunal. Um den Zuschuss der AWG geringer zu
halten, verrechnet die AWG Kommunal zunachst ihre Beteiligungsertrage der MHB Hamm
Betriebsfiihrungsgesellschaft. Sofern die AWG den Zuschuss nicht vollstandig aus den
Beteiligungsertragen oder anderen Ertragen aus dem Eigentum am MVA-Hamm-Verbund
bestreiten kann, wird das Defizit bei den Entgelten beriicksichtigt, da der Vertrag liber das
Kontingent bei der MVA Hamm zur Herstellung der Entsorgungssicherheit abgeschlossen wurde.
In 2024 ist eine Erstattung von der AWG Kommunal an die AWG in Hohe von 124,64 €
berlicksichtigt.

Zu 6: Aufzinsungsproblematik der Nachsorgeverpflichtung

Jahrlich sind die Rickstellungen der Nachsorgeverpflichtungen fiir die vier Altlasten und der
Zentraldeponie gemdR den Vorschriften des BilMoG zu verzinsen. Hierbei kommt der 7-
Jahresdurchschnittzinssatz, der von der deutschen Bundesbank ermittelt wird, zur Anwendung.
Grundsatzlich ist ein Ansatz bei den Entgelten mdglich. Die Grundlage des Kalkulationsansatzes
ist das zum 31. Dezember 2021 neu erstellte Gutachten.

Fiir die Berechnung der Zinsbelastung zum 31. Dezember 2024 wurden Abzinsungszinssatze
prognostiziert. Die daraus resultierende Belastung von 358.199 € wurde vollstindig in der
Entgeltkalkulation 2024 berticksichtigt.



Zu7: Nicht durch Riickstellungen gedeckte Nachsorgekosten

Diese Position wurde in die Kalkulation aufgenommen, da die aktuelle Preisentwicklung fir
Bauleistungen und sonstige Aufwendungen hoher waren als die in den Gutachten
berlicksichtigten Preissteigerungsraten. Zusatzlich steigen signifikant Kosten fir die Entsorgung
von Sickerwasser, da die Sickerwasserkldranlage derzeit nicht mehr das gesamte
Sickerwasseraufkommen behandeln kann. Aus diesem Grund miissen Teilmengen abgepumpt
und in anderen Anlagen fremdentsorgt werden. Neben den oben genannten Positionen ist flr
2024 auch die Umsetzung des sogenannten NKI Forderprojekts Deponieentgasung
berlicksichtigt. Dabei wird die vorhandene Entgasung der Zentraldeponie ertiichtigt und
erneuert. Diese MalRnahme ist generell Teil der Nachsorge. Es wurde jedoch in keinem
Gutachten bericksichtigt, da es sich um eine neue Malknahme handelt, die bei
Gutachtenerstellung noch nicht bekannt war. PlanmaRig erfolgt die Umsetzung des Projekts in
den Jahren 2024 und 2025 und ist daher jeweils anteilig zu berticksichtigen.

Fir die Altlasten besteht aufgrund der im Rahmen des Jahresabschlusses 2021 durchgefiihrten
Auflosung der Rickstellungen fiir laufende Aufwendungen ein Finanzierungsbedarf, welcher bei
den Entgelten angesetzt werden kann und sich auf insgesamt 151.450 € belauft.

Fir die wungeplante und durch die Bezirksregierung verlangte Errichtung einer
Oberflachenabdichtung auf der Flache der Maschinenhalle und den Rickbau des neuen
Entsorgungspunktes in Ennigerloh wird (iber mehrere Jahre eine Rickstellung aufgebaut. Diese
ist fir 2024 mit 52.000 € bercksichtigt.

Ill. Gesamtkosten

Inklusive eines Gewinnzuschlags von 2,00 % ergeben sich damit im Jahr 2024 Gesamtkosten fir
die Entsorgung der kommunalen Abfédlle in Hohe 13.071.344,33 €. Im Jahr 2023 haben die
Gesamtkosten hier bei 13.001.161,19 € gelegen. Die Gesamtmengen an kommunalen Abfillen
entsprechen 90.865 Mg. Aus der Uberdeckung des Wirtschaftsjahrs 2022 sind 727.568,59 €
verrechnet worden.

IV. Entsorgungsentgelte 2024

1. Kommunale Abfille: abfallmengenabhangiges Entgelt aus den Kommunen

2023 | 2024
Nr. | Abfallgruppen Abfallarten
Entgelt netto [€/Mg]
1 Abfalle von privaten |- Hausmdiill 109,00 112,00
Haushalten - Sperrmill 109,00 112,00
2 Kompostierbare - Baum- und Strauchschnitt 52,00 54,00
Abfille - Laub, Rasenschnitt, Baumwurzeln 52,00 54,00
- Bioabfille 102,00 105,00
3 Abfalle unsortiert Nicht getrennt gehaltene Abfidlle laut 199,00 199,00
Betriebsordnung/Abfalle zur Beseitigung




2. Kommunale Abfille: Sockelbetrag

Der jahrliche Sockelbetrag von 10,00 € pro Einwohner des Kreises Warendorf bleibt fir 2024
konstant.

3. Kommunale Abfille: Pauschalentgelte fiir Kleinanlieferer am Entsorgungspunkt
Ennigerloh

In der Kalkulation fir 2024 wird erstmalig der Entsorgungspunkt Ennigerloh beriicksichtigt.
Dementsprechend ist Giber die Preisliste fiir Anlieferungen am Entsorgungspunkt Ennigerloh zu
beschlieBen. Nachfolgende Tabelle stellt auszugsweise fiir wesentliche Abfallarten die
Entwicklung der Annahmepreise fir Kleinanliefererpauschalen 2023 zu 2024 dar. Die vollstandige
Preisliste liegt der Vorlage bei.

2023 | 2024
Nr. |Abfallgruppen Abfallarten Kleinanlieferer-Pauschale
€/500 Liter (brutto)
1 Ablagerungsfahige |- Boden und Bauschutt 10,00 10,00
Abfalle - Leicht- und Porenbeton, Gipsabfall 10,00 10,00
- asbesthaltige Baustoffe 10,00 20,00
- Mineralwolle (KMF) 10,00 20,00
2 Kompostierbare - Grinabfall 4,00 4,00
Abfalle
3 Altholz - Holz Al - Alll 3,00 5,00
- Holz AlV 6,00 10,00
4 Sonstige Abfalle - Nachtspeicherofen 95,00/Stk.| 115,00/Stk.
- Sperrmdill 10,00 10,00
- Restabfall 10,00 10,00

Anlagen:
Anlage zu Entsorgungsentgelten EP
Prasentation Mengenstrome Entsorgungsentgelte AWG




zu Entsorgungsentgelten AWG

| I | .
%
AWG

PREISLISTE ENTSORGUNGSPUNKT ENNIGERLOH

(gliltig ab 01.01.2024 - Anderungen vorbehalten!)

AWG OFFNUNGSZEITEN:
Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH Mo. - Fr. 08:00 - 17:00 Uhr
Westring 10, 59320 Ennigerloh Sa. 08:00 - 12:00 Uhr

Tel.: 02524 9307-0
Fax.: 02524 9307-900

Kleinanlieferer-Pauschale Preis bei Verwiegungen
Abfall-/Wertstoff . Mindestpreis €
€/500 Liter (brutto) €/t (netto) €/t (brutto) <200 kg (brutto)

Behalterglas (kein Fensterglas), Altkleider, Altpapier, Altmetall
Elektrogerate nach ElektroG, Batterien kostenlos kostenlos kostenlos kostenlos

. haushaltsiibliche Menge < 10 Liter
Altmedikamente

> 10 Liter 10,00 entfallt

ablagerungsfihige Abfille
Boden und Bauschutt 10,00 42,00 49,98 10,00
Leicht- und Porenbeton, Gipsabfall 10,00 80,00 95,20 11,00
asbesthaltige Baustoffe " 20,00 150,00 178,50 21,00
Mineralwolle (KMF) ¥ 20,00 550,00 654,50 79,00
kompostierbare Abfille
Grinabfall Baum-, Strauch, Rasenschnitt, Laub, Wurzeln 4,00 56,00 66,64 8,00
Altholz
Holz Al-Alll Innenbereich, behandeltes Holz ohne Holzschutzmittel 5,00 40,00 47,60 10,00
Holz AIV AuBenbereich, behandeltes Holz mit Holzschutzmittel 10,00 85,00 101,15 20,00
sonstige Abfille
Nachtspeicherofen 115,00/Stiick entfallt
Sperrmdill 10,00 111,00 132,09 20,00
Restabfall Bau- und Abbruchabfille, verschmutzte Wertstoffe 10,00 172,00 204,68 25,00

rollbar, nicht PKW- LKW- Motorrad mit/ohne Felge 5,00/Stiick (< 5 Stk) 190,00 226,10 27,00
Reifen verschmutzt /

beschadigt sonstige Reifen, Gummiabfille entfallt 235,00 279,65 34,00

Menge/Bauvorhaben < 10 m? und privat 10,00 515,00 612,85 74,00
Styropor

Menge/Bauvorhaben > 10 m? oder von Kleingewerbe / Landwirtschaft entfallt 1.650,00 1.963,50 236,00
Schadstoffe
Schadstoffe Haushalte separate Sammeltermine / Kommunen kostenlos kostenlos  kostenlos kostenlos
Schadstoffe Kleingewerbe  (je angefangene 25 kg, maximal 200 kg) 50,00/je angef. 25 kg entfallt

Verkauf ” Preis in €/Stiick ” Preis bei Verwiegungen

Sacke fur Mineralwolle (KMF-Sacke) 4,00 entfallt
Asbestsacke 80 Liter 4,00 entfallt
Big-Bags flir asbesthaltige Abfille 15,00 entfallt

1) Lieferung verpackt und staubfrei, Asbestmengen unter 400 Liter missen spatestens am Entsorgungspunkt in Big-Bags verpackt werden

Kleinanliefererpauschale: Anlieferungen in Fahrzeugen, die der Beférderung von Personen dienen (Minicars bis Minivans sowie Vans und Kleinbusse mit mehreren Sitzreihen) werden pauschal abgerechnet.
Anlieferungen in Fahrzeugen, die der Beférderung von Lasten dienen (Sprinter, Vans und Kleinbusse mit nur einer Sitzbank und jegliche Fahrzeugklassen mit Anhénger) werden gewogen. Hierbei besteht die
Méglichkeit, Abfallteilfraktionen, wie z. B. Restabfall, Holz und Bauschutt, getrennt durch mehrmaliges Wiegen zu erfassen. Wenn dies nicht gewiinscht ist, wird die gesamte Lieferung mit dem Preis fiir Restabfall
abgerechnet. Die angegebenen Preise Kleinanliefererpauschale gelten je angefangene 500 Liter.

Mindestpreisregelung: GeméR des Mess- und Eichgesetz (MessEG) und der Mess- und Eichverordnung (MessEV) dirfen zu Abrechnungszwecken keine Gewichte unterhalb der Mindestlast verwendet werden.
Aus diesem Grund ist die AWG verpflichtet, Anlieferungen unter 200 kg Nettogewicht tiber Mindestpreise abzurechnen. Der Mindestpreis der jeweiligen Abfallfraktionen gilt auch bei Anlieferungen tber 200 kg, wenn
das errechnete Entgelt kleiner als der Mindestpreis ist.

Alle Abfille sollten selbst entladen werden kénnen.

Abfélle, die aufgrund ihrer Menge bzw. Art und Beschaffenheit fiir die Annahme nicht geeignet sind, werden von der AWG geeigneten Entsorgungsanlagen zugewiesen.
Das Entgelt ist auf der Grundlage der allgemeinen Geschéftsbedingungen (AGB) der AWG zu entrichten (www.awg-waf.de/de/download/agb-betriebsordnung-satzungen-zertifkate/).



J0P 1. Entsorgungsentgelte 2024 o
ECOWEST VERBUND

Unsere Kreislauf WIRtschaft.

ngergl)ome Haus- und Sperrmiill sowie Bio- und Grinabfall Kreis Warendorf 2024 (Mg/a)

°
%
AWG

Bio- und Griinabfille Hausmiill Sperrmiill
47.825 WAF 35.100 WAF 7.940 WAF

Restabfallbehandlung
Kompostwerk EBS- und BA-Anlage
(einschl. MVA + ZDE)

Sortier- und
Umschlagplatz

Preis
kommunale Abfalle

Stand 09/23



TOP 1. Entsorgungsentgelte 2024 o

ECOWES_T VERBUND
Geplante Mengenstréme Gewerbeabfall 2024 (Mg/a) Unsere KreisuriRischaft
°
ECOWEST
Gewerbeabfall
iar. : *1
EBS-Anlage US:‘:‘C'I‘::a “'::tz g;‘:°7"5'e5':)0 MVA Hamm Kompostwerk
50.000 &p | 3.500 5.300

7.000 BHH 42.000

*1 ohne Abfille fur Abdeckzwecke

Stand 08/23
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WARENDORF

Der Landrat

Berichtsvorlage offentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Planung und Naturschutz 232/2023
Betreff:

Sachstand Revision WestfalenTarif GmbH (WTG)

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023
Berichterstattung: KLD Martin Terwey

Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht und das Gutachten zur Phase B der Revision werden zur Kenntnis
genommen. Die Ergebnisse dieses Berichtes werden als Grundlage zur
Ausarbeitung der Phase C genutzt.

2. Die Aufgabentrager werden im Rahmen der Revision in die Diskussion zur
zukunftigen Finanzierung wie auch zu den zukinftigen Aufgabenbereichen (bspw.
der Einnahmeaufteilung) der Westfalentarif GmbH einbezogen.




Erlauterungen:
Ausgangssituation

Im Bereich des Zweckverbandes Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) ist der
Westfalentarif (WT) der Tarif des oOffentlichen Personenverkehrs, der in allen Bussen,
Stadtbahnen sowie Nahverkehrsziigen Anwendung findet. Gesellschafter der WTG sind
bislang neben dem NWL die vier regionalen Tarifgesellschaften Munsterland/Ruhr-Lippe
GmbH (TGM-RL), die OWL Verkehr GmbH (OWLV), die Verbundgesellschaft
Paderborn/Hoxter (VPH) sowie die Verkehrsgemeinschaft Westfalen-Sud GbR (VGWS).

Bereits bei Grindung der WestfalenTarif GmbH im Jahre 2017 wurde ein
Revisionsprozess vereinbart, der die Effektivitat der Organisation und der internen
Arbeitsablaufe mit dem Ziel der Prozessoptimierung bewerten soll. Entsprechend wurde
im Jahr 2021 nach einem Ausschreibungsverfahren ein unterstiitzendes Gutachterbtiro,
die PwWC GmbH, beauftragt, den Revisionsprozess zu begleiten und dieser in die drei
Phasen A (Grobkonzept), B (Vertiefung) und C (Umsetzung) aufgeteilt. Die Phasen A
und B konnten mit sehr umfangreichen Beteiligungen der heutigen Gesellschafter seitens
des Gutachters jetzt abgeschlossen werden.

Zentrale Ergebnisse der Phase B (bzw. des PwC-Gutachtens, Anlage 1) sind die
Anderung der bisherigen Organisations- und Entscheidungsstrukturen in der WTG, die
mit einer veranderten Finanzierungsstruktur einhergehen. Bislang ist die WTG nach dem
sogenannten 3-Ebenen-Modell organisiert mit der Westfalischen Ebene, der Ebene der
regionalen Tarifgesellschaften und der lokalen Ebene. In Zukunft sollen nur noch die
Westfélische Ebene sowie die Stadte und Kreise als gesetzliche Aufgabentrager des
OPNVs bestimmend sein. Ob es zusatzlich noch der bisherigen regionalen
Tariforganisationen bedarf, entscheiden deren Gesellschafter unabhangig von der WTG
neu. Der Diskussionsprozess innerhalb der TGM-RL ist ebenfalls gestartet.

a) Subsidiaritatsmodell

Trotz der als notwendig erachteten Bindelung der regionalen Interessen hin zur WTG
neu soll der nachgeordneten Ebene (Stadte und Kreise als gesetzliche Aufgabentrager
des OPNVs) im tariflichen Bereich Gestaltungsspielraume tiberlassen bleiben. Deshalb
soll der WTG neu zwar die ausschlie3liche Verantwortung fur die gesamtwestfalischen
Tarifprodukte Ubertragen werden, den Stadten und Kreisen als gesetzlichen
Aufgabentragern aber eine eigenstandige Preisgestaltung bei westfalenweit
einheitlichem Produktportfolio ermdglicht werden.

b) Entscheidungsstrukturen und Stimmrechte

Parallel zur Neugestaltung der Tarifzustandigkeiten missen sich auch die
Entscheidungsstrukturen in der WTG neu andern. Anstelle der bisherigen vier regionalen
Tarifgesellschaften und des NWL treten nun die erldsverantwortlichen Partner im
Westfalentarif als direkte Gesellschafter der WTG neu auf. Dabei handelt es sich um die
gesetzlichen Aufgabentrager fir den OPNV und den SPNV, die sich auch beispielsweise
durch eigene kommunale Verkehrsunternehmen oder Aufgabentragergesellschaften
vertreten lassen konnen (auch anteilig maoglich). Mit der Veréanderung der
Entscheidungsstrukturen geht auch eine neue Stimmrechtsgewichtung einher, die sich
zuklnftig nach den Erldésanteilen im Westfalentarif richten soll. Um eine Majorisierung
einzelner Gesellschafter zu verhindern, wird ein grundsatzliches Quorum von 75%



favorisiert, wobei fur wichtige, insbesondere erloswirksame Entscheidungen
(Einnahmeaufteilung) ein Quorum von 90% als empfehlenswert angesehen wird. Eine
finale Ausarbeitung soll in der noch zu beauftragenden Phase C vorgenommen werden.

c) Verwaltung und personelle Ausstattung

Bislang verfiigt die WTG Uber kein eigenes Personal, vielmehr werden die Tatigkeiten im
Rahmen von kostenpflichtigen Dienstleistungsvertragen mit zwei regionalen
Tarifgesellschaften (TGM-RL und OWLV) wahrgenommen. Zukinftig soll die WTG neu
Uber eigenstandig bei ihr angestelltes Personal verfiigen und von einer hauptamtlichen
Geschaftsfuhrung geleitet werden.

Die favorisierte organisatorische Struktur wéare dann wie folgt:

Geschaftsfuhrer

Organisation und EAV Marketing und Vertrieb

* Kaufmannische + Durchfihrung u * Tarifstrategie + Beantragung *  Entwicklung *  Westfilisches
Aufgaben Abrechnung «  Weiterent- Tarif Vertriebs- Tarifmarketing

* Personal EAV wicklung Tarif/  +  Tarifcontrolling grundsatze
« Recht * Daten- Tarifprodukte |-reporting * Bereitstellung

management . - Hard-/Software
* Einkauf Einfiihrung neuer

) * Einnahmen- Tarifprodukte * westfilische
+  Fordermittel- controlling Tarifdatenbanken

management +  Onlinevertrieb Social Media

*  Marktforschung
*  Kommunikation

«  Offentlichkeits-
arbeit

* eTicket-Systeme

Eine explizite Bemessung und Bewertung der Stellen erfolgt in der noch zu
beauftragenden Phase C.

d) Finanzierungsanteile

Mit der Veranderung der Entscheidungsstrukturen und der Stimmrechte geht auch eine
Veranderung hinsichtlich der Finanzierungsanteile der WTG neu einher. Bislang tragen
der NWL mit 80% und die vier regionalen Tarifgesellschaften mit insgesamt 20% zur
Finanzierung der WTG bei. Diese Aufteilung war als Anschubfinanzierung gedacht.
Kinftig sollen sich die Finanzierungsanteile, ebenso wie die Stimmrechte, an den
Erlosanteilen, die die jeweiligen Gesellschafter im Westfalentarif erzielen, orientieren.
Aufgrund der zum  Teil erheblichen Anteilsverschiebungen sollen die
Finanzierungsanteile nicht unmittelbar mit dem Start der WTG neu (geplant zu Mitte
2025) umgesetzt werden, sondern Uber einen Zeitraum von drei Jahren. In diesem
Zeitraum soll auch der Revisionsprozess selber abgeschlossen werden.

Die entsprechenden Haushaltsansatze werden zu den Haushaltsberatungen fur das Jahr
2025 veranschlagt.

e) weitere Planungen des Revisionsprozesses der WTG

Der weitere Zeitplan des Revisionsprozesses sieht vor, dass am 12.12.2023 die
Ergebnisse der Phase B des Gutachtens durch die Gesellschafterversammlung der WTG
bestatigt und die Phase C (Umsetzung) beauftragt werden. Fur die Phase C wird ein
Zeitraum von einem halben Jahr (1. und 2. Quartal 2024) veranschlagt. Das zweite
Halbjahr 2024 ist fur die erneute Diskussion und Meinungsbildung zu den Ergebnissen
der Phase C vorgesehen, bevor dann im ersten Halbjahr 2025 das kommunale
Beteiligungsverfahren auf Grundlage der dann abgestimmten Ergebnisse und
Vertragswerke gestartet werden soll.



In den letzten Wochen zeichnete sich eine Tendenz bei einigen Beteiligten ab, die
insbesondere vor dem Hintergrund der Neujustierung der Stimmanteile und der
Finanzbeitrage am bisherigen System festhalten und die Strukturen im Eigeninteresse
bewahren wollen. Der Gesellschafter NWL hat allerdings bereits darauf hingewiesen,
dass die derzeitige Finanzaufteilung aus seiner Sicht untragbar ist. Er hat daher
angekundigt, den Konsortialvertrag, der den Kostenanteil des NWL regelt, mit Wirkung
zum 31.12.2024 zu kindigen, fir den Fall, dass die Gesellschafterversammlung der
WTG am 12.12.2023 nicht den Empfehlungen des Gutachters folgen sollte.

Das Deutschlandticket bzw. dessen Auswirkungen auf die WTG neu werden ebenfalls in
der noch zu beauftragenden Phase C bewertet (siehe dazu Anlage 2). Nach Aussage
des NWL ist mit der weiteren Entwicklung des Deutschlandtickets schon jetzt absehbar,
dass ein Grof3teil (> 50%) der Fahrgeldeinnahmen aus dem Westfalentarif abwandern.
Fur die Verwaltung der Resteinnahmen aus dem Westfalentarif misste dann mit Blick
auf die Wirtschaftlichkeit zwingend auch der Aufwand fur die Verwaltung des Tarifes
angepasst werden.

Anlagen:

Anlage Deutschlandticket_ Auswirkungen_Organisation 25.07.2023 AK Revision
WestfalenTarif GmbH

Anlage PwC Bericht



Amtsleitung

Dezernent

Kammerer (nur bei Vorlagen mit finanziellen
Auswirkungen)

Landrat
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Die Organisation des OPNV auf der Bundesebene ist durch eine subsididr gepragte groRe Spannweite
in den 16 Bundeslandern zwischen zentraler Steuerung durch eine Landesgesellschaft (zumindest fir
den Verkehrstrager SPNV) auf der einen Seite sowie dem entgegengesetzten Modell dezentraler
kommunaler Verantwortung gekennzeichnet. Von den Landern mit dezentraler kommunaler
Verantwortung fir den OPNV hat NRW mit der Reduzierung von 9 auf 3 Zweckverbanden sowie der
Einfuhrung von sechs Kompetenzcentern bereits einen grofien Schritt in Richtung der Straffung von
Verwaltungsstrukturen gemacht, die gleichwonhl die regionale Identitat wahrt.

Urséchlich fur die hohe Bestandskraft der vor 20 Jahren gewéhlten Organisationsmodelle in den
Landern diirften zwei Faktoren sein: Zum einen stehen die Anforderungen der Verkehrstrager OSPV
und SPNV an ihre Organisation in einem objektiven, nicht auflésbaren Widerstreit: Bus- und
StraBen/Stadtbahnverkehre  erflillen  tendenziell ~ kleinrdumigere  ErschlieBungs-  und
Mobilitatsbedurfnisse als langlaufende Eisenbahnverkehre. An diesen gegensatzlichen
Eignungsprofilen wird sich wahrscheinlich in Zukunft wenig &ndern, auch wenn der Anspruch an die
Schnittstellenbewaltigung/ Vernetzung infolge der Einfihrung des Deutschlandtickets steigen, die
Grenzen zwischen Individual- und 6ffentlichem Verkehr verschwimmen oder sich die Arbeitsteilung
der Verkehrsmodi verschieben diirften. Der OPNV ist ein historisch gewachsenes, tiberaus komplexes
System. Sinnbild hierfir ist das stark verastelte Geflecht der Mischfinanzierung Uber drei
Gebietskorperschaftsebenen (Bund, Lander, Kommunen), das als— Spaghetti-Finanzierung bezeichnet
wird (vgl. Abbildung). Grundlegende organisatorische Anderungen wirken mit hoher
Wahrscheinlichkeit auf die Leistungsfahigkeit und Finanzbeziehungen der Beteiligten zuriick. In der
Abwégung von Chancen und Risiken einer Organisationsreform werden die Risiken in der Regel als
zeitnaher und gewichtiger empfunden als die méglichen Vorteile. Mogliche Vorteile einer zentralen
Steuerung (z.B. geringerer Abstimmungsaufwand) gehen mit dem Nachteil einher, auf die positiven
Wirkungen dezentralen Handelns (Einbindung lokaler Kenntnisse und Motivation) zu verzichten und
umgekehrt. So wird in (Flachen-)Landern mit starken SPNV-Landesgesellschaften regelmaRig beklagt,
dass die Belange der Ballungsraume dominierten, die Nahverkehrsplanung schienenlastig sei und die
Schnittstellen zwischen SPNV und OSPV suboptimal funktionierten.
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A. Ausgangslage und Zielsetzung

1. Die WestfalenTarif GmbH, Bielefeld (,, WTG*) wurde im Jahr 2017 als Verbundgesellschaft gegriin-
det, um die zuvor bestehenden Nahverkehrstarife seiner heutigen Gesellschafter in einem gemein-
samen Tarif, dem WestfalenTarif (,WT*), zu biindeln. Der Tarifverbund fiir den 6ffentlichen Ver-
kehr von Bus und Bahn umfasst das Gebiet Westfalen-Lippe und gehort flichenmif3ig zu den groR3-
ten Tarifrdiumen in Deutschland.

2. Gesellschafter der WTG sind der Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (,NWL") sowie die
regionalen Tarifgesellschaften Miinsterland/Ruhr-Lippe GmbH (,,TGM-RL®), die OWL Verkehr
GmbH (,,0WL V*), die Verbundgesellschaft Paderborn/Hoxter GmbH (,,VPH®) und die Verkehrsge-
meinschaft Westfalen-Siid GbR (,VGWS*).

3. Gemal} Griindungsbeschluss der WTG vom 28. Mérz 2017 ist fiir das Jahr 2021 eine Revision der
Effektivitdt der Organisation und der internen Arbeitsablaufe mit dem Ziel der Prozessoptimierung

vorgesehen. Die Revision soll gutachterlich begleitet werden.

4. Das Revisionsgutachten soll sich dabei in drei Bestandteile bzw. Phasen gliedern:

Phase A

Grobkonzept

« Ziel: Erstellung eines Grobkonzeptes fir + Ziel: Vertiefende Ausarbeitung des + Ziel: Konkretisierung einer Zielvariante
die Revjsion der Strukturen der WTG auf abgestimmten Grobkonzepts - Inhalte: konkrete Ausarbeitung der
Basis einer Analyse der aktuellen + Inhalte: Erarbeitung einer neuen Zielstruktur, (ggf.) Anpassung der
Strukturen und Prozesse Organisations- und Entscheidungsstruktur Vertrage, u. a. Entwurf eines

« Inhalte: Bestandsaufnahme der Ist- der WTG und damit der Grundlagen fir Uberarbeiteten Kooperationsvertrages
Situation, Analyse des Soll-Zustands die Vertrage und Darstellung des
Eckpunkte fir eine zukinftige Prozesses bis zur Unterzeichnung -
Entscheidungsstruktur, detaillierte Ausarbeitung/Vorstellung des
Handlungsoptionen und MaRnahmen kiinftigen Soll-Zustandes,

MafRnahmenvorschlage,
Umsetzungszeitplan

5. Die Phase A wurde im Jahr 2021 in enger Zusammenarbeit zwischen dem AK Revision und der
PwC als Gutachter bearbeitet. Die Ergebnisse sind in einem Bericht vom 4. Oktober 2021 doku-
mentiert.

6.Das in dem Bericht vorgeschlagene Grobkonzept wurde durch einen Kreis von Aufgabentragern
(AT-Workshop) und insbesondere durch den AK Revision und dem zu diesem Zweck gebildeten
vorbereitenden Lenkungskreis weiterentwickelt und konkretisiert. Die Ergebnisse sind in einem
Eckpunktepapier zum Organisationsmodell fiir die zukiinftige WTG (,WTG neu®) vom 13. Dezem-
ber 2022 (,,Eckpunktepapier®) zusammengefasst.

DEE00096441.1.1
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7. Dieses Eckpunktepapier enthélt die wesentlichen Rahmenbedingungen und Prémissen zur detail-

lierten gutachterlichen Ausarbeitung eines Organisationsmodells fiir die WTG neu. Hierzu erfolgte

ein Grundsatzbeschluss (Umlaufverfahren) in der Gesellschafterversammlung der WTG bis zum
31. Januar 2023.

lung der kiinftigen Struktur der WTG neu.

Zielsetzung der Phase B: Entwicklung der kiinftigen
Struktur der WTG neu

Dabei sollen folgende Themenkomplexe bearbeitet werden:

Die grundséatzliche rechtliche Gangbarkeit

Die Organisations-, Aufgaben- und Entscheidungsstruktur

Prozessoptimierung

Eckpunkte fir ein verbessertes Vertragswerk inkl. Aufzeigen der

Zusammenhange zwischen den Vertragen

Einen groben Umsetzungsplan

Ausgehend hiervon ist die Zielsetzung der gutachterlichen Unterstiitzung in Phase B die Entwick-

Weitere Aspekte, die bei der
Aufgabenbearbeitung zu
berticksichtigen sind:

Deutschlandticket

+ Finanzierung-/
Finanzierungsstruktur

» Einbindung eigenwirt-

schaftliche Unternehmen

Im Zusammenhang der Finanzierungsstruktur sollten auch steuerliche Aspekte berticksichtigt wer-

den.

Der vorliegende Bericht umfasst die Ergebnisse der Phase B, d. h. die Konkretisierung und Ausar-

beitung der Vorgaben des Eckpunktepapiers des AK Revision entsprechend der oben dargestellten

Zielsetzung.
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12.

B. Vorgehensweise und Datengrundlagen

I. Vorgehensweise

Die Arbeitsergebnisse der Phase A bilden neben dem Eckpunktepapier den Ausgangspunkt fiir die

Ausarbeitungen in der Phase B.

(Arbeits-)Grundlage der Phase B

= =

Workshopunterlagen AK Revision vom Eckpunkte Organisationsmodell
12.09.2022 WestfalenTarifvom 13.12.2022

LT

Dokumentation zur Phase A

Bestandsaufnahme der Aufgaben der ¢ Meinungsbildung des AK Revision ¢ Eckpunkte zur detaillierten
WTG i‘"é},‘é;};/:c-/;[-& ....... zu den vorgelegten Modellen (gutachterlichen) Ausarbeitung
Einschatzungen der GF der WTG."._S_?_e:sema;erj / eines Organisationsmodells

---------- ; Ergebnis: Eckpunkte eines

Ableitung der Starken und Schwachen L
Organisationsmodells

aus der Bestandsaufnahme

(:7 WESTFALENTARIF

Revision Westfalentarif GmbH

Eckpunkte Organisationsmodell WestfalenTarif
Vorschisg Lenkungsireis Revion

Die vom Lenkungskreis im Eckpunktepapier erarbeiteten Aspekte in Bezug auf die Entscheidungs-
findung, Subsidiaritat, Gesellschafter, Entscheidungsgremien, Aufgabenzuordnung, Geschéftsfiih-
rung und Personal wurden unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der Phase A auf ihre rechtliche

Umsetzbarkeit gepriift.

Hierbei wurden die gesetzlichen Vorgaben zugrunde gelegt und die im gesetzlichen Rahmen beste-
henden Gestaltungsmoglichkeiten unter Beriicksichtigung der Sichtweisen der Teilnehmer des
Lenkungskreises und des Arbeitskreises Revision gepriift. Wahrend der Besprechungstermine des
Lenkungskreises und des Arbeitskreises Revision oder mit E-Mail zuséatzlich aufgeworfene Frage-
stellungen oder Spezifizierungen zu den vorgenannten Eckpunkten sind aufgegriffen, gepriift und
in die gutachterliche Priifung miteingeflossen. Dies betraf unter anderem die nachfolgenden As-

pekte:

- Nach den Sitzungen des Arbeitskreises Revision vom 27. Mérz und 25. April 2023: Priifung
der Optionen des Umgangs mit Kleinstpartnern im Rahmen des Gesellschafterkreises und
einer moglichen Gruppenbildung: sowohl Priifung der Variante einer Gruppenbildung au-
Rerhalb der WTG neu (und weiterhin Kleinstpartnern als Gesellschafter) als auch Priifung
der Variante einer Gruppenbildung auf Ebene der WTG (d. h. anstelle von Kleinstpartnern

nur noch Gruppe/Verbund Gesellschafter)

DEE00096441.1.1
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- Nach den Sitzungen des Arbeitskreises Revision vom 27. Méarz 203 und 16. Mai 2023: Prii-

fung der Moglichkeit verschiedener Entscheidungsquoren.

Zudem wurden mit E-Mail vom 27.April 2023 rechtliche Priifungsauftrige mit einzelnen Fragestel-
lungen in Bezug auf den Gesellschafterstatus der Eigenwirtschaftler, die Stimmrechte/Entschei-
dungen Einnahmenaufteilung, Gremien und Lenkungsrat und Personal an uns herangetragen, die
wir ausgewertet und begutachtet haben. In Bezug auf die Bestimmung der Stimmanteile, die nach
dem Eckpunktepapier von den Geschiftsanteilen abweichen sollen, war zu priifen, ob die Regelun-
gen des OWL V als Maf3stab fiir die WTG neu dienen koénnen.

Der Fokus der rechtlichen Priifung lag auf dem Gesellschaftsrecht, OPNV-Recht und dem Kommu-

nalrecht. Es wurden hierbei auch arbeitsrechtliche Préamissen beriicksichtigt.

Die Ausarbeitung der Organisations- und Aufgabenstruktur erfolgte anhand der in Phase A erhobe-
nen Aufgaben und Strukturen sowie der dort bereits analysierten Dienstleistungsvertrage und Or-
ganisationsunterlagen. Auf Basis einer Analyse der bisherigen Aufgabenstruktur wurden die Auf-
gaben der neuen Struktur bzw. den Tétigkeitsgebieten der WTG neu, wie sie im Eckpunktepapier

vorgegeben sind, zugeordnet.

EECTESS  EEETTE

IE Mitarbeiterinterviews der « Zusammentragung und Auflistung
WTG (Phase A) > der verschiedenen erhobenen
Aufgaben
Dienstleistungsvertrage
ﬁ WTG (Phase A) und |  Tatigkeitsgebiete
Ubersichten der VGWS

(Phase A) « Zuordnung der Aufgaben zu den
aufgefuhrten Tatigkeitsgebieten im
Eckpunktepapier

Austauschmit Herrn
.I Voigt (Phase B)

Ebenen
« Unterteilung der Aufgaben nach
Eckpunktepapier zur Zustandigkeiten auf die Ebenen
Revision der WTG zentral/dezentral

Die ebenfalls in Phase A erhobenen aufgabenbezogenen Kapazitdten wurden im néchsten Schritt
den jeweiligen Tatigkeitsgebieten und Aufgaben zugeordnet und um zusétzlich erforderliche Ka-
pazitdten (z. B. hauptamtliche Geschéftsfiihrung, Verlagerung von zentralen Aufgaben, die bisher
regional wahrgenommen wurden, sowie neue Verwaltungsaufgaben) ergédnzt. In diesem Zuge
wurden die Kapazitdten anhand des heutigen Organigramms und der heutigen Kapazitédten plausi-

bilisiert.

DEE00096441.1.1
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Die Entwicklung der neuen Organisationsstruktur erfolgte ausgehend von den Vorgaben des Eck-
punktepapiers und den Empfehlungen des Lenkungskreises. Die zuvor erhobenen und strukturier-
ten Aufgaben und Kapazitdten wurden im néchsten Schritt den neuen Organisationseinheiten zu-
geordnet. Hierbei wurde iiberpriift, dass zum einen sdmtliche Aufgaben und Kapazititen im Orga-
nigramm beriicksichtigt werden bzw. umgekehrt, dass simtliche vorgesehenen Organisationsein-

heiten mit entsprechenden Aufgaben und Kapazitdten ausgestattet sind.

Die neue Entscheidungsstruktur wurde anhand des in Phase A im Detail erhobenen Prozesses zur
Tarifbildung und -entscheidung entwickelt. Dies umfasste die Beschreibung des Prozesses mit den

jeweiligen Prozessschritten.

Die Vorgaben zur zukiinftigen Ausgestaltung der Finanzierungsstruktur ergeben sich ebenfalls aus
dem Eckpunktepapier. Die zukiinftigen Finanzierungsanteile werden aus den Erlosanteilen ermit-
telt entsprechend der heutigen Vorgehensweise bei der Ermittlung der Stimmanteile im WTA. Auf
Grundlage der Erlose des Jahres 2021 erfolgte die Ermittlung der Erlosanteile, die dann die zu-

kiinftigen Finanzierungsanteile ergeben.

Wesentliche Grundlage fiir den zukiinftigen Finanzierungsbedarf ist eine Abschétzung der zukiinf-
tigen Gesamtkosten der WTG neu, die die neue Organisations- und Aufgabenstruktur und damit
den neuen Personalbedarf beriicksichtigt. Die vorgenommene Abschétzung des Personalbedarfs in
Vollzeitkrédften wurde auf Basis tarifvertraglicher Ansitze bewertet, Personalneben-, Arbeitsplatz-
und Personalentwicklungskosten abgeschétzt, um hieraus die Personalkosten der WTG neu abzu-

leiten.

Aus dem vorliegenden Wirtschaftsplan wurden die sonstigen Kosten (u. a. Mieten, IT-Kosten) fiir
die WTG neu abgeschitzt, was zusammen mit den oben erlduterten Personalkosten zu den Ge-

samtkosten und damit zum Finanzierungsbedarf fiihrt.

Auf dieser Grundlage konnten anhand der ermittelten Erlosanteile 2021 die Finanzierungsbeitrége

der einzelnen Gesellschafter der WTG neu grob ermittelt werden.

Zudem wurde die im Eckpunktepapier vorgeschlagene Finanzierungsstruktur auf ihre Umsatzsteu-
erbarkeit hin iiberpriift. Hierbei sollte insbesondere gepriift werden, ob die Regelungen des OWL V
als Maf3stab fiir die WTG neu dienen konnen.

DEE00096441.1.1
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II. Datengrundlagen

Zentrale Grundlage fiir alle Ausarbeitungen des Gutachtens ist das Eckpunktpapier, das durch den
Lenkungskreis der WTG auf Basis der Ergebnisse der Phase A sowie der erginzenden Analysen im
Rahmen des Aufgabentriger-Workshops (siehe hierzu Prasentation vom 2. September 2022) er-

stellt wurde und uns in der Version vom 13. Dezember vorlag.

Das Eckpunktepapier (siehe hierzu Anlage 1) enthélt wesentliche Vorgaben und Prémissen zur

gutachterlichen Begleitung der Phase B, die sich auf folgende Aspekte beziehen
e Gesamtverantwortung Entscheidungsfindung,
e Subsidiaritéit,
e Gesellschafter,
¢ Entscheidungsgremien,
e Aufgabenzuordnung sowie
e Geschaftsfithrung und Personal.

Im Hinblick auf die Bearbeitung der rechtlichen Priifung wurden wesentliche die bereits in Phase A
tibermittelten Vertrage und Geschéiftsordnungen der WTG (Gesellschaftsvertrag, Konsortialver-
trag, Dienstleistungsvertrige WTG-NWL und WTG-OWL V und WTG TG ML--RL, Einnahmenauf-
teilungsvertrag WestfalenTarif sowie Geschéftsordnungen Geschéftsfiihrung, WestfalenTarifaus-
schuss, Arbeitsgruppen) herangezogen. Zudem wurde der Gesellschaftsvertrag der OWL V ausge-
wertet, der in der Phase B zur Verfiigung gestellt wurde und als Orientierungspunkt fiir die Bestim-
mung der zu den Geschiftsanteilen asynchronen Stimmanteile und der umsatzsteuerlichen Gestal-

tung dienen sollte.

Zur ersten Einschédtzung in Bezug auf das iibergehende Personal wurde von der WTG eine Aufstel-

lung mit voraussichtlich betroffenem Personal {ibermittelt, die wir ausgewertet haben.

Der Priifung der Entscheidungsquoren liegt eine Zusammenstellung in Prasentationsform von ak-
tuellen Regelungen in Bezug auf die WTG und den Gesellschaftern einschliel3lich eines Vorschlags
der WTG zu Grunde, die von der WTG am 26. Mai iibermittelt wurde.

DEE00096441.1.1
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Als Datengrundlage fiir die Aufgabenzuordnung zu den Tétigkeitsgebieten des Eckpunktepapiers
dienten die Analysen der Phase A. So wurden fiir eine Zusammenstellung der derzeitigen Aufga-
ben der WT GmbH die Beschreibungen aus den Mitarbeiterinterviews und die Inhalte der Dienst-
leistungsvertrége herangezogen. Ergénzend fanden zwei Videokonferenzen mit Herrn Voigt zur
Verifizierung und Vervollstindigung der Aufgaben statt. Ergdnzend wurden Experteninterviews

mit der Projektleitung des Revisionsprojektes gefiihrt.

Zur Ausgestaltung der neuen Organisationsstruktur lag neben dem Eckpunktepapier ein durch den
Lenkungskreis am 25. Januar 2023 erstellter Vorschlag vor, der als weitere Grundlage herangezo-

gen wurde.

Die Kapazitdten konnten auf Basis der vorliegenden Organigramme der aktuellen WT GmbH und
der Mitarbeiterinterviews der Phase A abgeschitzt werden. Zur moéglichst vollstdndigen Abbildung
der Kapazitdaten wurden ergénzend Kapazitdten im Verwaltungsbereich sowie Verlagerung von
Aufgaben aus den regionalen Tarifgesellschaften, die zukiinftig zentral erfiillt werden, abge-
schatzt.

Zur Ableitung der zukiinftigen Entscheidungsprozesse wurden die Erhebungen aus der Phase A

herangezogen und mit den Anforderungen aus dem Eckpunktepapier abgeglichen.

Den Berechnungen der Finanzierungsstruktur wurden neben dem Eckpunktepapier insbesondere
die Erlosstruktur (ohne Ausgleichsleistungen) des Geschiftsjahres 2021 sowie diverse Annahmen
zur Abschitzung der zukiinftigen Kosten der WT GmbH (neu) zugrunde gelegt. Im Einzelnen han-

delte es sich hierbei um
e Wirtschaftsplan 2021 der WTG,
e Tarifvertrag TVOD,
e Statistikportal Destatis sowie

e Vorgaben des Bundesministeriums fiir Finanzen fiir Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen so-

wie Arbeitsplatzkosten.

Zur Priiffung der Umsatzsteuerbarkeit der Finanzierungsstruktur haben wir den Gesellschaftsver-
trag der OWL V sowie die von der WTG bereitgestellten Unterlagen zur verbindlichen Abstimmung

der bisherigen Finanzierung der WTG ausgewertet.
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C. Ausgestaltung der Organisationsstruktur der WTG neu

I.  Subsidiarititsmodell

1. Vom Drei- zum Zwei-Ebenen-Modell

Ausgehend von den Grundpramissen des Eckpunktepapiers ist das derzeit noch aus drei Ebenen

bestehende Organisationsmodell der WTG, welches iiber eine westfélische, eine regionale und

eine lokale Ebene verfiigt, zukiinftig in ein schlankeres nur noch zwei Ebenen umfassendes System

als neues Grundmodell zu iiberfithren, das sich wie folgt darstellt:

Ist-Zustand

3 Ebenen-Modell

1. Ebens

Westfilische
Ebene
2. Ebene
Regionale
Ebene
3. Ebene

Soll-Zustand
(Grundmodell)

2 Ebenen-Modell

1. Ebene

Waestfdlische

Ebene

2. Ebene

Stadte als Kreise als
Aufgaben- Aufgaben-

trager 1 trager

1 Delegation durch Aufgabentréger an kommunale Verkehrsuntermehmen
oder Flanungs- und Crganisationsgesellschaften maglich _—

36. Nach dem Grundmodell der WTG neu soll diese kiinftig nur noch eine {ibergeordnete westfélische

und eine lokale Ebene abbilden, auf der die Stadte und Kreise als Aufgabentriger im Sinne des § 3
Abs.1 OPNVG NRW sowie Eigenwirtschaftler als erlésverantwortliche Partner titig sind. Die der-

zeitige regionale Ebene, in denen die Tarifgesellschaften reprasentiert werden, wird zukiinftig in-

nerhalb der WTG keine institutionalisierte Rolle mehr spielen. Gleichwohl steht es den kommuna-

len Aufgabentragern und Verkehrsunternehmen frei, die regionalen Tarifgesellschaften als Dienst-

leister fiir die Erfiillung ihrer bisherigen und weitergehender Aufgaben einzubeziehen.
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Das Modell soll sich am Grundsatz der Subsidiaritét orientieren. Es zielt also aus Griinden der
Zweckmalfligkeit darauf ab, spezifische Aufgaben derjenigen Ebene zuzuweisen, die zu deren Be-
waltigung aufgrund ihrer Sachnéhe und Ressourcen am besten geeignet ist. Wesentliche Aufga-
benfelder und Entscheidungen werden kiinftig auf der mit eigenen personellen und administrati-
ven Ressourcen ausgestatten {ibergeordneten westfédlischen Ebene der WTG neu konzentriert. Sie
soll die zentrale Verantwortung fiir gesamtwestfélische Tarifprodukte iibernehmen. Die Gesell-
schafter, bzw. erlosverantwortlichen Partner werden dort gemeinsam in Gremien der WTG neu

iber Preise und Produkte entscheiden und diese westfalenweit einheitlich festlegen.

Trotz Biindelung der regionalen Interessen hin zur WTG neu ist gleichzeitig nach Vorgaben des
Eckpunktepapiers beabsichtigt, der nachgeordneten Ebene Gestaltungsspielrdume zu belassen.
Flexibel soll auf bundes- oder landesweite Angebote reagiert und lokale Besonderheiten beriick-

sichtigt werden konnen.

Die Preise und Produkte auf westfélischer Ebene sollen einheitlich sein, die WTG tragt insoweit die
Verantwortung fiir die gesamtwestfélischen Tarifprodukte. Auf lokaler Ebene sind eigensténdige
Preisgestaltungen bei gleichem Produktportfolio méglich. Zur Erprobung neuer Angebote und Ent-
wicklung von Tarifinnovationen, die befristet eingefiihrt und lokal oder kreisweit getestet werden
sollen, sollen gemiR Eckpunktepapier Offnungsklauseln eingefiihrt werden. Hierfiir kann im Ge-
sellschaftsvertrag in zulédssiger Weise eine Innovations- bzw. Experimentierklausel aufgenommen

werden.

2. Anderungsbedarfe zur Umsetzung des Subsidiaritsitsmodell

Die im Eckpunktepapier beschriebene Neugestaltung des Subsidiarititsmodells erfordert inhaltli-
che Anderungen (materielle Anpassungen) bei der bisherigen Aufgabenverteilung zwischen ge-
samtwestfilischer, regionaler und lokaler Ebene. Die Aufgaben der regionalen und gesamtwestfa-
lischen Ebene sollen nun unmittelbar auf Ebene der WTG neu angesiedelt sein. Sie werden nicht
mehr von den Tarifgesellschaften/bisherigen Gesellschaftern auf Basis von Dienstleistungsvertra-
gen ausgefiihrt, sondern von der WTG selbst mit eigenem Personal. Dies erfordert auch eine Uber-
fiihrung oder eine Neuanstellung von Personal (siehe hierzu Abschnitt D. IV. 2), da die WTG bisher
nicht {iber eigenes Personal verfiigt. Da die Dienstleistungsvertrége nicht mehr erforderlich sind,

sind diese aufzuldosen bzw. aufzuheben.

Entscheidungen werden zukiinftig unmittelbar von den Gesellschaftern, d. h. Aufgabentrigern
und Eigenwirtschaftlern, in der Gesellschafterversammlung getroffen, die zentrales Gremium der
WTG neu wird.
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Hierzu sind sowohl inhaltliche als auch sprachliche Anpassungen im Gesellschaftsvertrag, des Ein-
nahmeaufteilungsvertrag und in den Geschiftsordnungen der Gremien der WTG neu erforderlich.

Im Einzelnen wird die Geschéftsordnung Geschéftsfiihrung anzupassen sein.

II. Gesellschaft: Stimmrechte, Geschéftsanteile und Delegation

1. Gesellschaft

Zur rechtlichen Umsetzung des vom Eckpunktepapier vorgesehenen Reorganisationsmodells wird
die WTG neu weiterhin als GmbH gefiihrt werden. Dies ermoglicht es zum einen, auch private Ge-
sellschaften (Eigenwirtschaftler) zu integrieren und zum anderen, die bisherige Struktur und be-
stehende Vertragswerk grundsétzlich beizubehalten und nur an die neuen Bediirfnisse punktuell

anzupassen.

Da Aufgabentrager und damit Kommunen zukiinftig unmittelbar Gesellschafter werden sollen,
sind die kommunalrechtlichen Vorgaben zur Beteiligung von Kommunen an Gesellschaften des
privaten Rechts einzuhalten. Zur Einhaltung zwingender kommunalrechtlicher Vorgaben wie §
108 Abs. 1 Nr. 6 Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen, aber auch der §§ 53 ff. des
Gesetzes iiber die Grundsétze des Haushaltsrechts des Bundes und der Lénder ist deshalb durch
entsprechende Klauseln im Gesellschaftsvertag der angemessene Einfluss der kommunalen Aufga-
bentrager sicherzustellen. Da nach dem Eckpunktepapier kein zusatzlicher Aufsichtsrat vorgese-
hen ist, muss der kommunale Einfluss unmittelbar in der Gesellschafterversammlung sichergestellt
werden. Es kann beispielsweise hierzu im Gesellschaftsvertrag festgehalten werden, dass die Ver-
treter der Aufgabentréger in der Gesellschafterversammlung auf Weisung der jeweiligen Kom-

mune handeln.

2.  Gesellschafterstellung, Delegation und Geschéftsanteile

a) Gesellschafter

Nach dem Eckpunktepapier sollen zukiinftig die kommunalen Aufgabentrager im Sinne des § 3
Abs.1 OPNVG NRW und die Eigenwirtschaftler Gesellschafter der WTG neu sein. Diese Zusammen-
setzung ist rechtlich zuléssig. Die Aufgabentréger, entsprechende Aufgabentrégergesellschaften
und -organisationen sowie Eigenwirtschaftler und zum Teil auch kommunale Verkehrsunterneh-
men kooperieren bereits in der gegenwaértigen Struktur als erlosverantwortliche Partner in der
WTG im WestfalenTarifausschuss, der kiinftig in der Gesellschafterversammlung aufgehen wird.

Deshalb erscheint das Zielbild auch in der Praxis sehr gut umsetzbar.
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Die grundsatzliche Fokussierung der Gesellschafterstruktur auf die Aufgabentrager entspricht den
Vorgaben des OPNVG NRW, das den Kommunen die Verantwortung bei der Planung, Organisation
und Ausgestaltung des OPNV zuschreibt (§ 3 Abs. 1 OPNVG NRW).

b) Delegation

Die Aufgabentrager sind grundsétzlich selbst Gesellschafter der WTG, kdnnen aber nach den Vor-
gaben des Eckpunktepapiers, auch Gesellschaften (kommunale Verkehrsunternehmen, Aufgaben-
tragergesellschaften/-organisationen) beauftragen, die Gesellschafterrolle auf Ebene der WTG
wahrzunehmen. Grundsétzlich sind die Aufgabentréger frei, an wen und in welchem Umfang sie

ihre mogliche Rolle als Gesellschafter delegieren. Thnen wird hierbei Ermessen zugestanden.

Es sind grundsétzlich folgende Gestaltungen denkbar:

Variante 1 -,
—_— ( _/ WESTFALENTARIF
WestfalenTarif GmbH

Kommunale Aufgabentrager-
Aufgabentrager Verkehrsuntemehmen gesellschaften

(OSPV und SPNV) {nur soweit Delegation von (nur soweit Delegation von Eigenwirischaftler
Aufgabenirager) Aufgabentrager)

Variante 2 S
—_— _/ WESTFALENTARIF
WestfalenTarif GmbH

Aufgabentrager-
gesellschaften
(OSPV und SPNV) (nur soweit Delegation (nur soweit Delegation
GIREl  von Aufgabentrager) [ von Aufgabentrager)

—_—— Kommunale
Aufgabenirager BECCE  Verkehrsuntemehmen

Eigenwirtschaftler

Da die Delegation das Verhéltnis zwischen Aufgabentréger und Delegierten betrifft, sind die Ein-
zelheiten auf dieser Ebene auszugestalten, d. h. sind Gegenstand einer Abstimmung zwischen Auf-
gabentrager und Delegierten. Dementsprechend ist auch auf kommunaler Ebene zu priifen, ob die
Delegation im Einklang mit etwaig bestehenden 6ffentlichen Dienstleistungsauftrdgen (6DA)
steht. Die Grundsitze und die grundsétzliche Moglichkeit der Delegation sind jedoch im Gesell-
schaftsvertrag der WTG neu festzuhalten.
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Neben der vollstindigen Ubertragung von Gesellschafteranteilen soll nach dem Willen des Len-
kungs- und Arbeitskreises auch eine teilweise Ubertragung méglich sein, es also auch Schnittmen-
gen zwischen den Varianten gibt. Dies ist rechtlich gangbar. Allerdings empfiehlt sich eine kriti-
sche Betrachtung diesbeziiglich in Bezug auf die Geschéiftsanteile (siehe dazu nachfolgend unter

,,Geschiftsanteile®).

Die Delegationsoptionen konnen dazu fithren, dass manche Aufgabentriager zwei Verkehrsunter-
nehmen benennen, sofern beide Erlosverantwortung fiir sie tragen oder umgekehrt manche Ver-
kehrsunternehmen von mehreren Aufgabentrédgern benannt werden, wenn sie fiir mehrere Aufga-
bentréger titig sind. Dies ist gerade bei Landkreisen hédufig der Fall. Ausgehend von der mehrfa-
chen Delegationsmoglichkeit kann die Zahl moglicher Gesellschafter der WTG neu von bisher fiinf
auf bis zu mehr als 58 anwachsen, sofern man die bisherige Struktur des WestfalenTarifausschus-

ses zu Grunde legt, der aus den erlosverantwortlichen Partner besteht.

Die GroRRe der zukiinftigen Gesellschafterversammlung hat auch Auswirkungen auf die Entschei-
dungsfindung und Beschlussfassung. Angestrebt ist ein effizienter Entscheidungsfindungsprozess,
bei welchem Entscheidungen idealerweise in einem kleineren Gremium entscheidungsreif vorbe-

reitet werden.

c) Geschiftsanteil

Nachdem Zielbild des Eckpunktepapiers ist die bisher bestehende gleichmi(3ige Verteilung von Ge-
schiftsanteilen zwischen den Gesellschaftern auch zukiinftig beizubehalten, um den Anpassungs-

aufwand zu reduzieren.

Konsequenz wire, dass alle Gesellschafter, gegebenenfalls 58 an der Zahl, den gleichen Geschéfts-
anteil zugewiesen erhielten. Wenn man allerdings berticksichtigt, dass die Anzahl der Gesellschaf-
ter sich durch (Mehrfach-)delegationen und sonstige Anderungen oftmals 4ndern kann, empfiehlt
sich zur Erhéhung der Praktikabilitét eine vereinfachende Festlegung in Bezug auf die Geschafts-
anteile. Denn treten Verdnderungen in den Delegationen auf lokaler Ebene auf, verschieben sich
konsequenterweise auch die Anteile insgesamt.

Es empfiehlt sich demnach jedem Aufgabentrager und nicht jedem Gesellschafter einen Geschéfts-
anteil zuzuweisen und dies auch im Gesellschaftsvertrag der WTG neu entsprechend festzuhalten.
Ein Gesellschafter kann seinen Geschaftsanteil aufteilen und einem oder mehreren Begiinstigten
die Gesellschafterrolle zuweisen. Dies bedingt einen Beschluss der Gesellschafterversammlung zur
Teilung des Geschiftsanteils und einer notariellen Beurkundung der Teilung (§ 46 Nr. 4 GmbHG
und § 15 Abs. 3 GmbHG). Die Summe dieser Teilgeschéftsanteile entspricht dem Anteil des Aufga-
bentrigers (z.B. quotal 05, + 0,5 = 1 GA). Es ist denkbar, dass ein Rechtstrager Delegierter mehre-
rer Aufgabentréger ist. In diesem Falle bestimmt sich der Geschéftsanteil des Delegierten aus der
Summe seiner Teilgeschéftsanteile (z.B. quotal 1 + 1 + 1 = 3 GA).
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Dies gewihrleistet eine gesteigerte Praktikabilitéit, da Anderungen auf lokaler Ebene keine Auswir-
kungen auf die iibrigen Geschiftsanteile der WTG neu haben. Zudem fiihrt es zu einer Erh6hung
der Transparenz, weil dadurch bereits an den Geschéftsanteilen sichtbar wird, in welchem Umfang

es Delegationen gibt. Rechtlich zwingend ist dies allerdings nicht.

Fiir eine angemessene Verteilung der Stimmrechte ist dies ebenfalls nicht erforderlich. Denn nach
dem Eckpunktepapier sollen die Stimmrechte sich ohnehin nach den Erlésanteilen richten. Eine
Verkniipfung zwischen Geschéftsanteilen bzw. deren Verteilung und den Stimmrechten findet da-

her nicht statt.

3. Stimmrecht und Erlosverantwortlichkeit

a)  Grundpriamisse: Definition des Begriffes , Erlosverantwortliche Partner

Die Begriffe der , Erlosverantwortlichkeit” und der ,,Erlosanteile” sind derzeit auf Ebene des West-
falenTarifausschusses unter anderem fiir die Stimmrechtsverteilung von entscheidender Bedeu-
tung. Sie werden auch zukiinftig eine zentrale Rolle spielen, da nach dem Eckpunktepapier die
Stimmanteile in der Gesellschafterversammlung der WTG neu sich nach den Erlésanteilen richten

werden.

Es empfiehlt es hierfiir, den Begriff der Erlosverantwortlichkeit klarer zu fassen und im Gesell-

schaftsvertrag neu zu definieren.

Erlosverantwortliche Partner waren bisher in § 1 der Geschéftsordnung WestfalenTarifausschuss

wie folgt definiert:

o Erlosverantwortliche Partner sind einerseits Verkehrsunternehmen, die Verkehrsleistun-
gen selbst oder durch beauftragte Dritte (z.B. Subunternehmer) eigenwirtschaftlich er-
bringen, sowie andererseits Verkehrsunternehmen, die Verkehrsleistungen selbst oder
durch beauftragte Dritte (z.B. Subunternehmer) gemeinwirtschaftlich erbringen, und da-

bei das Risiko von verdnderten Fahrgelderlosen tragen.

e Erlosverantwortliche Partner sind ferner diejenigen Aufgabentréger, die das Risiko von
veranderten Fahrgelderlosen selbst tragen und es damit nicht oder nur teilweise auf das

beauftragte Verkehrsunternehmen iibertragen haben®.
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Eine Anderung kénnte nunmehr wie folgt lauten: , Erlésverantwortliche Partner sind

e Aufgabentriger, die das Risiko von verdnderten Fahrgelderlosen selbst tragen, soweit sie

ihre Erlosverantwortung nicht an kommunale Verkehrsunternehmen delegiert haben,

e Verkehrsunternehmen, die Verkehrsleistungen selbst oder durch beauftragte Dritte (z. B.
Subunternehmer) gemeinwirtschaftlich erbringen, und dabei das Risiko von verdnderten
Fahrgelderlosen tragen und die Erlésverantwortung vom Aufgabentrager an das kommunale
Verkehrsunternehmen delegiert wurde,

e Verkehrsunternehmen, die Verkehrsleistungen selbst oder durch beauftragte Dritte (z.B.

Subunternehmer) eigenwirtschaftlich erbringen.“

Der Formulierungsvorschlag fokussiert im Ausgangspunkt vor allem auf die Aufgabentréger, die
bereits gesetzlich eine zentrale Rolle spielen und originér fiir die Verkehrserbringung zustandig
sind und auch zukiinftig eine wichtigere Rolle als bisher in der WTG einnehmen werden. Die Ande-
rung ist daher vor allem von klarstellender Natur. Inhaltliche Anderungen ergeben sich dadurch

nicht.

Zukiinftig ist die Formulierung im Gesellschaftsvertrag der WTG neu festzuhalten, da der Westfa-
lenTarifausschuss als Gremium entfillt und dementsprechend auch seine Geschéftsordnung obso-

let wird.

b) Stimmrechte!

Nach § 47 Abs.2 GmbHG gewdhrt grundsétzlich jeder Euro eines Geschéftsanteils eine Stimme in
der Gesellschafterversammlung. Dafiir mal3geblich sind die im Handelsregister hinterlegten und

publizierten Anteile.

Nach dem Eckpunktepapier des Lenkungskreises Revision soll die derzeit aus § 7 Abs. 5 des Gesell-
schaftsvertrags ergebende Stimmenparitit der Gesellschafter in den Gremien der WTG neu dahin-
gehend verdndert werden, dass sich die Verteilung von Stimmrechten kiinftig an den jeweiligen

Erlésanteilen der Gesellschafter ausrichtet. Die Erlosanteile werden nach einem ausdifferenzierten

Verfahren ermittelt und dndern sich in der Hohe jéhrlich.

1 Die Festlegung der Stimmrechte anhand der Erlosanteile wurde ausgehend von der derzeitigen Erlossitu-
ation gepriift und bewertet ohne Beriicksichtigung zukiinftiger externer Effekte wie dem Deutschlandti-
cket.
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Die Vorschrift des § 47 GmbHG ist zwar grundsétzlich disponibel, d.h. im Wege individueller Ver-
einbarung verdnderbar, was wiederum einen gestalterischen Raum dafiir er6ffnet, die Stimm-
rechte alternativ an den Erlésanteilen auszurichten. Die jahrliche Anderung der Erlésanteile und
Feststellung in einem Verfahren auf3erhalb der Gesellschafterversammlung stellt jedoch eine Her-
ausforderung dar. Es muss immer feststellbar sein, ob die Gesellschafterversammlung beschlussfa-
hig ist und getroffene Beschliisse unter Einhaltung der jeweiligen Quoren getroffen wurden. Eine

Anfechtbarkeit der Beschliisse gilt es zu vermeiden.

Im Gegensatz zum WestfalenTarifausschusses, bei dem ebenfalls die Erlosanteile als Kriterium fiir
die Festlegung der Stimmanteile herangezogen wurden und fiir den als blof3en Ausschuss keine
gesellschaftsrechtlichen Vorgaben gelten, handelt es sich bei der Gesellschafterversammlung um
das zentrale Gremium einer GmbH. Um Transparenz und Rechtssicherheit in Bezug auf die Be-
schlussfassung herzustellen, stehen mehrere Varianten zur Verfiigung, die im Lenkungs- und AK
Revision diskutiert wurden. Verworfen wurde die Méglichkeit einer gleichméaRigen Verteilung der
Stimmanteile entsprechend der Geschéftsanteile, weil dies nicht die unterschiedlichen Erlosanteile
widerspiegeln wiirde, die anstelle des WestfalenTarifauschusses in der Gesellschafterversammlung
abgebildet werden sollen. Ein separater Stimmbindungsvertrag tragt nicht unbedingt zur Vereinfa-
chung bei. Die nachfolgenden beiden Varianten entsprechen am ehesten dem Willen des AK Revi-
sion und der Struktur des Gesellschaftsvertrages der OWLV, der als Orientierungspunkt herange-

zogen werden sollte und sind beide rechtlich umsetzbar:

Eine Variante bestiinde darin, die Stimmanteile entsprechen der Erlosanteile im Gesellschaftsver-
trag selbst festzulegen und diesen bei Anderungen anzupassen. Eine bei Verdnderungen zwin-
gende Anpassung des Gesellschaftsvertrags wére bei einer jahrlichen oder zweijahrlichen Anpas-
sung der Erlosanteile mit einem enormen administrativen Aufwand verbunden. Denn damit wére
gleichzeitig auch eine erneute Anmeldung des Gesellschaftsvertrages zur Eintragung in das Han-
delsregister rechtlich erforderlich (§ 54 GmbHG). Zwischen der Anderung und der Eintragung im
Handelsregister kann mitunter eine léngere Zeitspanne liegen. Dies birgt die Gefahr von Intranspa-
renz und der Anfechtbarkeit von Gesellschaftsbeschliissen. Wenn die realen Stimmverhéltnisse
von der Publizitit des Registers abweichen oder umgekehrt, birgt dies zudem erhebliches Konflikt-

und/oder Blockadepotential.

Es empfiehlt sich daher auf eine zweite Variante nach dem bisherigen Modell der OWL V zuriickzu-
greifen. Auch in dieser Variante werden die Stimmanteile an den derzeit aktuellen Erlosanteile
ausgerichtet. Im Gesellschaftsvertrag wird jedoch nur das Verfahren festgehalten, nach dem die
jahrliche Anpassung der Stimmanteile entsprechend der Erlosanteile erfolgt, das aber letztlich au-
RBerhalb dessen Regelungsregimes vollzogen wird. Es wird empfohlen, dieses Verfahren im Gesell-
schaftsvertrag moglichst genau zu definieren und zu konkretisieren, damit nachvollzogen werden
kann, ob die Erl6s- und Stimmanteile korrekt ermittelt wurden. Das Verfahren der Festlegung der

Stimmanteile ist mittels einer nachvollziehbaren Dokumentation zu dokumentieren.
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Zudem wird empfohlen, dass die Gesellschafterversammlung nach der Ermittlung der Stimman-
teile in dem separaten Verfahren iiber die festgelegten Stimmanteile beschliel3t und damit fiir das
kommende Jahr festlegt. Diese jéhrliche Beschlussfassung dient der Rechtssicherheit und zugleich
dem Ziel, die Beschlussfahigkeit transparent und nachvollziehbar fiir alle Gesellschafter festzuhal-
ten. Dieses Erfordernis der zusatzlichen Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung

sollte auch im Gesellschaftsvertrag festgehalten werden.

¢)  Sonderfall Kleinstbeteiligungen

Nach derzeitigem Stand der Planungen ist der Anteil an Kleinstbeteiligungen an der zukiinftigen
WTG erheblich. 36 der avisierten 58 erlosverantwortlichen Partner halten Beteiligungen von unter
1 % und kommen nur gemeinsam auf eine Erlosverantwortlichkeit von etwa 10 % am Gesamter-
16s. Dies betrifft in einer grof3en Zahl private Eigenwirtschaftler, aber auch kommunale Einheiten.
Von der Mitwirkung an der Willensbildung sind die Minderheitsbeteiligten schon allein aufgrund
der ihnen gesetzlich zustehenden und nicht abdingbaren Minderheitsrechte nach § 50 GmbHG
nicht auszuschliel3en. Sofern sich diese Gesellschafter aber nicht stets einzeln in die Gesellschafter-
versammlung aktiv einbringen mochten oder aus Ressourcengriinden kénnen, bestehen verschie-

dene Losungsmoglichkeiten:

Der Gesellschafter kann die Ausiibung des Stimmrechts einem Bevollméchtigten iiberlassen
(§ 47 Abs. 3 GmbHG). Nach der gesetzlichen Regelung bedarf die Vollmacht der schlichten Text-
form. Die Satzung kann aber auch Bestimmungen zur Form einer Vollmacht treffen, so etwa auch

auf jede Form fiir die Vollmacht verzichten.

Die Stimmabgabe ist auch mittels einfachem Boten méglich. Dies ist nicht im GmbHG geregelt und
vorgesehen, kann aber im Gesellschaftsvertrag durch entsprechende Regelungen ermdoglicht wer-

den.

Des Weiteren ist eine Gruppenbildung der Kleinstbeteiligten denkbar. Hierzu konnen Regelungen
innerhalb des Gesellschaftsvertrags getroffen werden, die diese Moglichkeiten zulassen. Die Aus-

gestaltung der Gruppenbildung im Einzelnen ist den Mitgliedern der Gruppe vorbehalten.

Eine Option ist, dass die Kleinsteinheiten zwar Einzelgesellschafter bleiben, aber sich auf eine obli-
gatorische Gruppenvertretung auf WT-Ebene einigen. Das bedeutet, dass die Einzelgesellschafter
ihr Stimmrecht nur einheitlich und durch einen gemeinschaftlichen Vertreter ausiiben. Auch das
Teilnahmerecht an der Gesellschafterversammlung kann satzungsgemalf? auf einen Vertreter {iber-
tragen und damit beschrankt werden (Innen-GbR/BGB-Gesellschaft). Der Vorteil hierbei ist, dass
die Ebene der WTG nicht mit dem Willensbildungsprozess innerhalb der Gruppe belastet wird, sich
nicht jeder der Gesellschafter aktiv auf WT-Ebene einbringen muss, aber dennoch Gesellschafter

bleiben kann.
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Die Ausgestaltung der Gruppenvertretung ist den jeweiligen Gesellschaftern vorbehalten. Vorga-
ben zur Ausgestaltung der Rechtsbeziehung zwischen den Einzelgesellschaftern und ihrem Vertre-
ter sowie der Gruppe der Einzelgesellschafter untereinander darf der Gesellschaftsvertrag der
WTG neu nicht treffen. Die Gruppe ist frei in der Wahl ihrer Rechtsform und organisiert sich au-
Berhalb der WTG neu (iiblich: BGB-Innengesellschaft).

Es ist auch moglich, dass kleinere Einheiten nicht selbst Gesellschafter werden, sondern sich au-
Berhalb des Gesellschaftsvertrags eigenstdndig zu einer grof3eren Einheit zusammenschlie(3en, die
dann anstelle der kleineren Einheiten Gesellschafter der WTG wird. Der Zusammenschluss kann in
der Form einer BGB-Gesellschaft erfolgen, aber auch andere Rechtsformen wie eine GmbH oder

ein Verein sind denkbar.

Sofern sich kommunale Einheiten in einer privatrechtlichen Gesellschaft zusammenschlief3en, be-
diirfte es in deren Satzungen, wie auf Ebene der WTG, einer Regelung, um den kommunalrechtli-
chen Vorgaben eines hinreichenden kommunalen Einflusses Rechnung zu tragen. Dies hitte den
Vorteil, dass die Ebene der WTG neu nicht mit dem Willensbildungsprozess belastet wird und klei-
nere Einheiten durch einen einheitlichen Vertreter in der Gesellschafterversammlung in Erschei-

nung treten.

Sofern ein erlésverantwortlicher Partner ausscheidet, wiirde dies nicht die WTG neu selbst betref-
fen, da der einzelne Partner ohnehin nicht mehr Gesellschafter der WTG neu ist, sondern nur die

Einheit, in welcher die Anteile der Kleinstgesellschafter gebiindelt sind.

d) Beschlussquoren!

Grundsatzlich gentigt fiir eine Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung gemal3 § 47 Abs.1
GmbHG ein Abstimmungsergebnis mit einfacher Mehrheit. Davon unberiihrt bleibt die Moglich-

keit davon abweichende Quoren im Gesellschaftsvertrag zu definieren.

Gegenwartig ist die Gesellschafterversammlung der WTG bei einer Anwesenheit von 2/3 der Ge-
sellschafter beschlussfahig. Beschliisse werden einstimmig gefasst, es sind mindestens drei Ja-
Stimmen erforderlich. Fiir die Beschlussfassungen des WTA gilt, dass eine Beschlussféhigkeit bei
einer Anwesenheit von 2/3 der Stimmanteile besteht. Die Stimmanteile werden wieder differen-
ziert nach Art der Themen berechnet. Beschliisse des WTA werden grundsétzlich mit 2/3 der an-
wesenden Stimmen beschlossen. Fiir die Themen Stammsortiment und Vertrieb und gilt ein Be-
schlussquorum von 98% der anwesenden Stimmanteile, fiir die gemeinsame westfalische Einnah-

menaufteilung 90% der anwesenden Stimmanteile.

1 Die Festlegung der Quoren wurde ausgehend von der derzeitigen Erlossituation gepriift und bewertet
ohne Berticksichtigung zukiinftiger externer Effekte wie dem Deutschlandticket.
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Nach dem Eckpunktepapier und dem Ergebnis der Diskussion im Lenkungskreis Revision ist beab-
sichtigt, dass die Gesellschafterversammlung der WTG neu bei einer Anwesenheit von 2/3 der
stimmberechtigen Mitglieder beschlussfdhig sein soll. Grundsétzlich soll ein Quorum von 75% fiir
eine Beschlussfassung geniigen, lediglich fiir das Thema der Einnahmenaufteilung, das bisher im

WTA beschlossen wurde, soll ein Quorum von 90% gelten.

Dieser Vorschlag ist rechtlich umsetzbar und unter Beachtung der zukiinftigen Gesellschafterstruk-
tur der WTG neu klar und zielfithrend. Die Beschlussfahigkeit erst bei einem hoheren Anteil als
75% der stimmberechtigten Mitglieder anzusetzen, ist bei der Anzahl an méglicherweise {iber 50
Gesellschaftern nicht praktikabel und daher eher weniger zu empfehlen. Es besteht die Gefahr,

dass oftmals keine Beschlussfihigkeit hergestellt werden kann.

Eine gleichméaRige Verteilung der Stimmrechte entsprechend der Erlsanteile ohne weitere Diffe-
renzierung (z.B. nach Wagenkilometer wie dies z.B. bei der OWL V gegenwdértig der Fall ist), ist
geeignet, Komplexitit zu vermeiden. Indem das Verfahren zur Festlegung der Stimmanteile nach
den Erlosanteilen im Gesellschaftsvertrag festgesetzt wird und nach unserer Empfehlung auch die
Gesellschafterversammlung dariiber beschliel3en soll, besteht Transparenz in Bezug auf die Festle-

gung der Stimmrechte.

Eine Differenzierung der Quoren nach Sachthemen ist ebenfalls zielfithrend. Ein grundsétzliches
Quorum von 75% wird vom Lenkungskreis Revision favorisiert. Bei dem fiir alle Gesellschafter
sehr wichtigen Thema der Einnahmeaufteilung empfiehlt sich, moglichst viele Gesellschafter ein-
zubinden und Konsens herzustellen. Deshalb ist das hierfiir vorgesehene Quorum von 90% emp-
fehlenswert. Ein Einstimmigkeitserfordernis wiirde angesichts der hohen Anzahl an Gesellschaf-

tern indes eine grof3e Hiirde darstellen.

Die Festlegungen zur Beschlussfahigkeit der Gesellschafterversammlung und die Beschlussquoren

sind im Gesellschaftsvertrag aufzunehmen.

III. Ausgestaltung der Gremien

Fiir die WTG neu werden zwei wesentliche Gremien vorgeschlagen: die Gesellschafterversamm-

lung sowie ein Lenkungsrat.

Die Gesellschafterversammlung stellt das zentrale Entscheidungsgremium der WTG neu aus der
Zusammenfiihrung der bisherigen Gesellschafterversammlung sowie des WestfalenTarifausschus-

ses dar. Den konkreten Vorschlag zur Ausgestaltung zeigt die folgende Darstellung.
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Besetzung mit allen Gesellschaftern

Gesellschafter-
versammliung

Rolle: Entscheidungsfindung und Beschlussfassung, darunter auch
« Besetzung von Lenkungsrat und Personalausschuss
* Themen betreffend Einnahmenaufteilung

Stimmanteile grundsatzlich nach Erlésanteilen

Zuarbeit durch Lenkungsrat

Zusammenfiihrung von Gesellschafterversammliung
und WestfalenTarifausschuss im Status Quo

Die Gesellschafterversammlung wird den WestfalenTarifausschuss ersetzen und seine Rolle ein-
nehmen. Das bedeutet in Bezug auf den Einnahmeaufteilungsvertrag (EAV), dass an die Stelle der
Beschlussfassung durch den WestfalenTarifausschuss eine Beschlussfassung durch die Gesellschaf-
terversammlung tritt. Insoweit ist eine Klarstellung in folgenden Bestimmungen erforderlich: § 8
Abs. 7,89 Abs.1und 4, § 10 Abs.1 und 3,8 12 Abs. 2, § 13 Abs.1,4und 11, § 14 und § 19 Abs. 1
EAV.

Das zweite Gremium des Lenkungsrates soll die Entscheidungen der Gesellschafterversammlung
dhnlich eines Beirats fachlich/inhaltlich vorbereiten. Hierzu soll der Lenkungsrat die Zusammen-
setzung der Gesellschafterversammlung entsprechend abbilden. Details zur Ausgestaltung findet

sich in der nachfolgenden Zusammenstellung.

Lenkungsrat als beratendes Fachgremium zur Entscheidungsvorbereitung und
strategischen Beratung (im Sinne eines Beirats) ohne weitere Funktionen (z. B. als
Personalausschuss ")

Besetzung mit unterschiedlichen Gruppen der Gesellschafter durch die
Gesellschafterversammlung, d. h. je zwei Vertreter von Aufgabentrager OSPV (inkl.
Stadtbusstadte), Aufgabentrager SPNV, delegierte kommunale Verkehrsunternehmen,
Eigenwirtschaftler

Lenkungsrat

Entscheidung liber Kleinstbeschliisse: ohne finanzielle Auswirkung auf die
erlésverantwortlichen Partner, zu fachlichen Spezialfragen oder zur operativen
Umsetzung von Beschliissen aus der Gesellschafterversammlung

Entscheidungsfindung Gber einfache Mehrheit, aber keine Mehrheitsfindung
zwingend erforderlich; Willensbildung ohne Prijudiz fiir die
Gesellschafterversammiung

Abstimmung uber Beschlussempfehlung — bei Stimmengleichheit keine
Empfehlung fir die Gesellschafterversammlung mit Erlauterung der Griinde

1) Der Personalausschuss soll bei Bedarf als gesondertes Gremien bestehen bleiben. Im Gesellschafts-
vertrag soll eine Formulierung aufgenommen werden, dass das Gremium gebildet werden kann.

Der Lenkungsrat wird fachlich/inhaltlich durch entsprechende Arbeitsgruppen unterstiitzt, aktuell
handelt es sich hierbei um folgende Arbeitsgruppen: Einnahmenaufteilung, Vertrieb sowie Tarif
und Kommunikation. Diese konnen, wie bisher auch, weiterhin Kleinstbeschliisse treffen und die

Entscheidung an den Lenkungsrat weitergeben.
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Da das Gremium Lenkungsrat neu geschaffen wird, sind seine Aufgaben und Befugnisse in einer

neuen Geschéftsordnung Lenkungsrat festzuhalten.

IV. Geschiftsfiihrung und Personal

1.  Geschiftsfithrung

Nach dem Status quo verfiigt die WTG derzeit {iber zwei Geschéftsfithrer. Diese sind jedoch bei
den Gesellschaftern der WTG angestellt und nur auf Basis geschlossener Dienstleistungsvertrige
mit Gesellschaftern auch fiir die WTG tétig.

Gemal Eckpunktepapier soll es zukiinftig nur noch einen, bei der WTG neu festangestellten Ge-
schiftsfiihrer geben, der fiir sie hauptamtlich tétig wird. Er soll durch einen oder zwei Prokuristen

vertreten werden.

Die gesellschaftsrechtlichen Aufgaben der Geschéftsfiihrung einer GmbH sind in § 35 Abs.1
GmbHG niedergelegt. Der Geschéftsfiihrer vertritt die Gesellschaft gerichtlich und auf3ergericht-
lich nach aul3en. Ihm obliegt die strategische und operative Leitung. Er nimmt also alle Angelegen-
heiten der Gesellschaft wahr, die nicht explizit bzw. konkludent auf Grund ihrer Wesentlichkeit
der Gesellschaftsversammlung vorbehalten sind. Die Rolle der Geschéftsfiihrung kann frei ausge-
staltet werden, sofern keine gesellschaftswesentlichen und nach gesetzlichen Regelungen damit
der Gesellschafterversammlung explizit zugewiesenen Entscheidungen an die Geschéftsfithrung

iibertragen werden.

Dementsprechend besteht ein hohes Mal} an Vertragsfreiheit, wie die Rolle des Geschéftsfiihrers
der WTG neu zukiinftig ausgestaltet wird. Der Geschéftsfithrung kann weiterhin bis zu einer ge-
wissen Betragsobergrenze die Moglichkeit eingerdumt werden, bestimmte Geschifte eigenverant-
wortlich vorzunehmen. Im Einzelnen sind die Aufgaben des Geschéftsfiihrers zu definieren und
diese Definition bei einer Neuausschreibung der Position und der Passage des Gesellschaftsvertra-
ges zur Geschéftsfithrung sowie der Geschiftsordnung ,,Geschéftsfiihrung” zu Grunde zu legen, die
dementsprechend anzupassen sind. Da der Geschéftsfiihrer unmittelbar bei der WTG neu ange-
stellt ist, bedarf es auch der Dienstleistungsvertrége nicht mehr, die dementsprechend aufzuheben

sind.

Die Vertretung der Geschiftsfithrung durch Prokuristen ist gesellschaftsrechtlich iiblich. Die Pro-
kura muss ausdriicklich erteilt werden (§ 48 HGB). Die Vertretungsregelungen in Bezug auf den
oder die Prokuristen sind im Gesellschaftsvertrag festzuhalten. Die Rolle und die konkreten Aufga-
ben der Prokuristen werden iiblicherweise in Geschaftsanweisungen der Geschéftsfiithrer beschrie-

ben. Dies kann alternativ auch in der Geschéftsordnung ,,Geschéftsfithrung* festgelegt werden.
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2. Personal

Dem Vorbild der Geschéftsfithrung folgend soll die WTG neu kiinftig auch tiber direkt bei der WTG
angestelltes Personal verfiigen. Das bisherige Modell der Dienstleistungsvertridge mit Gesellschaf-
tern soll hingegen nicht mehr fortgefiihrt werden. Das Personal, das derzeit auf Basis solcher
Dienstleistungsvertrége fiir die WTG tétig ist, soll zukiinftig zum eigenen Personal der WTG neu
werden. Ein entsprechender Migrationspfad soll dabei ermoglichen, dass dies tarifgebunden erfol-

gen kann.

Die Ausgestaltung der Personaliibernahme in die WTG neu ist mitunter abhéngig vom Umfang der

Aufgabenverlagerung von den bisherigen Gesellschaftern/Tarifgesellschaften.

Soweit méglich kann der Ubergang von bestehenden Betriebsteilen der Gesellschaften auf die
WTG neu als Betriebsiibergang nach § 613a BGB gestaltet werden. Das setzt voraus, dass ein Be-
triebsteil {ibergeht. Unter einem Betriebsteil versteht man eine Ressourcengesamtheit, also eine
hinreichend strukturierte, selbststdndige Gesamtheit von Personen und Sachen zur Ausiibung ei-

ner wirtschaftlichen Tatigkeit mit eigenem Zweck.

Die Regelung des § 613a BGB sichert, dass bestehende Arbeitsverhéltnisse auch bestehen bleiben
und auf den neuen Betriebsinhaber {ibergehen, der in die Rechte und Pflichten des bisherigen Be-
triebsinhabers mit erfolgtem Ubergang eintritt. Dies bisherigen Arbeitsverhiltnisse bestehen un-

verdndert, inklusive bestehender tarifvertraglicher Regelungen, insoweit diese durch Bezugsklau-

seln auf einen Tarifvertrag Bestandteil eines arbeitsrechtlichen Individualvertrags geworden sind.

In diesem Zusammenhang gilt es arbeitsrechtlich zu beachten, dass aus § 613a Abs. 5 BGB den der-
zeitigen Arbeitgeber gegeniiber seinen Arbeitnehmern eine Unterrichtungspflicht iiber den geplan-
ten Betriebsiibergang trifft und diesen aus § 613a Abs. 6 BGB wiederum das Recht zusteht inner-

halb einer gewissen Frist dem Ubergang des Arbeitsverhéltnisses zu widersprechen.

Ist nur die Ubertragung von einzelnen Aufgaben anstelle ganzer Betriebsteile méglich oder, nur
einzelne Personen eines Zustandigkeitsbereichs zukiinftig bei der WTG neu angestellt werden sol-
len, miisste ein neuer Arbeitsvertrag mit der WTG neu geschlossen werden. Dies bedingt, dass Ar-
beitsverhéltnisse neu geregelt und die zugehorigen Aufgabenbeschreibungen neu definiert werden
miissen. Es besteht jedoch die Moglichkeit Bestandsschutzklauseln in die Vertréage aufzunehmen,
sofern bestimmte Vereinbarungen beibehalten werden sollen. In seltenen Ausnahmeféllen wére

auch die Option einer Personalgestellung denkbar.
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104. Nach den vorstehenden Grundsitzen und ersten Sichtung einer Aufstellung des betroffenen Perso-

nals auf Ebene der Gesellschafter der WTG deutet sich nachfolgende Aufteilung an:

e Beim ,Team Westfalentarif” bei der OWL V handelt es sich um eine abtrennbare organisato-
rische Einheit innerhalb der grof3eren Abteilung ,Marketing/Tarif/Vertrieb“, die bereits zum
aktuellen Zeitpunkt nur mit Aufgaben zu Dienstleistungsbereichen der WTG befasst ist und
diese auch kiinftig weiter ausiiben soll. Auf Grund der organisatorischen Abgrenzbarkeit
sprechen sehr gute Griinde fiir einen Betriebsteil, sodass ein Betriebsiibergang nach den Vor-
gaben des § 613a BGB moglich sein kdnnte. Ob dieser tatsdchlich angenommen werden
kann, hidngt davon ab, ob und inwieweit auch Arbeitsmittel und sonstige Ressourcen iiberge-

hen werden.

e Anders verhilt es sich mit weiterem Personal der OWL V. Hier ist nach der aktuellen Darstel-
lung eine individuelle Neuanstellung bei der WTG neu erforderlich. Dies betrifft die Stabs-
stelle Geschéftsentwicklung, da es sich hierbei nur um eine einzelne Person handelt und sie

keine strukturierte Gesamtheit von Personen im Sinne des § 613a BGB abbildet.

e Ebenso verhilt es sich mit Mitarbeitern in weiteren Bereichen der OWLV, die nur zum Teil
fiir den Dienstleistungsbereich WestfalenTarif titig sind und in Teams au3erhalb dieses Zu-
stindigkeitsbereichs organisiert sind. Zu diesen zéhlen auch mit unterschiedlichen regiona-

len Aufgaben betraute Mitarbeiter.

e Beider TG ML-RL wird es ebenfalls Mitarbeiter geben, die &hnlich dem ,, Team WestfalenTa-
rif“ bei der OWL V eine abtrennbare organisatorische Einheit darstellen und Aufgaben wahr-
nehmen, die bereits gegenwiértig und/oder zukiinftig der WTG zugeordnet sind. Dement-
sprechend liegt auch hier moglicherweise ein Betriebsiibergang vor. Ob dieser tatsidchlich
angenommen werden kann, hdngt davon ab, ob und inwieweit auch Arbeitsmittel und sons-

tige Ressourcen iibergehen werden.

e Sofern zudem noch einzelne Mitarbeiter aus anderen Teams mit unterschiedlichen Aufgaben
tibergehen sollen, die in ihrer Gesamtheit keine strukturierte Einheit bilden, wére eine indi-

viduelle Neuanstellung bei der WTG neu erforderlich.

e Fiir Mitarbeiter mit Arbeitsvertragen bei Gesellschaftern der TG ML-RL, die bereits jetzt die-
ser nur gestellt werden, kommt neben einer neuen direkten Anstellung bei der WTG neu
auch eine Personalgestellung in Betracht, bei der die Restriktionen nach dem Arbeitnehmer-

iiberlassungsgesetz- AUG zu beachten sind.
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V. Aufgaben- und Organisationsstruktur

Ausgehend von den Vorgaben des Eckpunktepapiers orientiert sich die zukiinftige Aufgabenstruk-
tur am 2-Ebenen-Modell (siehe hierzu Abschnitt D. I. 1): Aufgaben sollen in Zukunft demnach ent-
weder zentral durch die WT GmbH (neu) fiir die westfélische Ebene oder dezentral erledigt wer-

den.

Fiir die Zuordnung der Aufgaben auf die jeweiligen Ebenen wurden zunéchst die bestehenden Auf-
gaben aus der Aufgabenerhebung der Phase A zusammengestellt und den jeweiligen im Eckpunk-
tepapier aufgefiihrten Tatigkeitsgebieten zugeordnet. Anschlief3end wurden die Aufgaben nach

Zustandigkeiten auf die zentrale bzw. dezentrale Ebene unterteilt.

Einschrankend muss dabei angemerkt werden, dass eine Betrachtung der gesamthaften derzeiti-
gen und zukiinftigen Aufgabenstruktur innerhalb des Westfalentarifs durch die Beschrankung der
Betrachtung auf die WT GmbH nicht vorgenommen werden konnte. Insbesondere ein Einbezug
der derzeitigen Aufgaben der regionalen Tarifgesellschaften oder weiteren Akteuren auf lokaler
Ebene ist daher nicht erfolgt.

Die Tétigkeitsgebiete gemél Eckpunktepapier und deren Zuordnung zur zentralen oder dezentra-

len Erledigung zeigen die folgenden Tabellen.

1. Strategie Westfalentarif X X
2.1 Tarifentwicklung — westfalenweit X
2.2 Tarifentwicklung - tarifliche Ausgestaltung und X
Entscheidung auf Stadt oder Kreisebene
3. Westfélisches Tarifmarketing und Pressearbeit X
4. Bereitstellung der vertrieblichen Grundlagen und Betrieb X
gemeinsamer Systeme
5. Datenmanagement/Meldung und X
Testierung/Tarifreporting
6.1 Einnahmenaufteilung — westfalenweite Entwicklung X
6.2 Einnahmenaufteilung - operative Durchfiihrung * X
7. Wahrnehmung der Rolle als Produkt-verantwortiicher
eTicket im Sinne der VDV-KA
8. Dienstleistungen im Kontext von Férdermitteln
* fur einen Ubergangszeitraum
9. Stakeholdermanagement X
10. Verwaltung X
11. Marktforschung auf westfalischer Ebene X

12. Vertrieb von Tickets *

x
+
x

13. Kundenmanagement

14. Vertriebssysteme und —kanéle

15. Cash-Management

16. Lokales Marketing/Kommunikation, Verstarkung westf.
Kommunikation/Kampagnen

17. Ggf. lokales Erlésmanagement / Einnahmenaufteilung

XX X | X|X[X

18. Marktforschung - lokale Ebene

"B llung von G \systemen auf zentraler Ebene moglich
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Zentral bei der WTG neu angesiedelt werden zukiinftig demnach Aufgaben aus den Tétigkeitsge-
bieten Strategie Westfalentarif, westfalenweite Tarifentwicklung, westfélisches Tarifmarketing
und Pressearbeit, Bereitstellung vertrieblicher Grundlagen und Betrieb gemeinsamer Systeme, Da-
tenmanagement/Meldung und Testierung/Tarifreporting, westfalenweite Entwicklung der Ein-
nahmenaufteilung, Wahrnehmung der Rolle als Produktverantwortlicher fiir das eTicket, Dienst-
leistungen im Kontext von Fordermitteln, Stakeholdermanagement, Verwaltung sowie Marktfor-
schung auf westfélischer Ebene. Die operative Durchfithrung der Einnahmenaufteilung soll fiir ei-
nen Ubergangszeitraum sowohl zentral bei der WTG neu als auch auf lokaler Ebene angesiedelt
bleiben.

Eine detaillierte Ubersicht der den Titigkeitsgebieten zugeordneten Aufgaben findet sich in Anlage
2.

Welche Organisationseinheiten die dezentral zugeordneten Aufgaben konkret wahrnehmen, ist
jeweils noch von den Akteuren vor Ort (hier insbesondere den zustdndigen Kreisen bzw. kreis-
freien Stédten als Aufgabentrdgern oder den jeweils delegierten Verkehrsunternehmen bzw. Pla-
nungs- und Organisationsgesellschaften) zu entscheiden. Eine Durchfiihrung kann so beispiels-
weise den kommunalen Verkehrsunternehmen oder regionalen Tarifgesellschaften iibertragen
werden. Ebenso ist aber auch eine Ubertragung der entsprechenden Aufgaben an die WT GmbH
(neu) moglich. Fiir einen Ubergangszeitraum kénnen zudem einzelne Tétigkeitsgebiete auch pa-
rallel auf beiden Ebenen angesiedelt werden.

Im Hinblick auf die Zusammenfassung von Aufgabengruppen in Organisationseinheiten (Organi-
gramm) liegt ein Vorschlag des Lenkungskreises Revision vor. Dieser sieht eine Organisations-

struktur mit drei Abteilungen (Tarif, Organisation und Einnahmenaufteilung sowie Marketing und

Vertrieb) und zwei Stabsstellen (Gremienmanagement sowie Stakeholdermanagement) vor.

o - Stakeholder-
Geschaftsfuhrer

Organisation und EAV Marketing und Vertrieb

* Kaufmannische * Durchfiihrungu. * Tarifstrategie * Beantragung *  Entwicklung *  Westfalisches
Aufgaben Abrechnung . Weiterent- Tarif Vertriebs- Tarifmarketing
EAV - . : . grundsatze
* Personal wicklung Tarif/ * Tarifcontrolling *  Marktforschung

+ Recht ¢+ Daten- Tarifprodukte /-reporting ¢ Bereitstellung

management Hard-/Software Kommunikation

*  Einflihrung neuer

* Einkauf ) ¢ Einnahmen- Tarifprodukte ¢ westfalische g:tf;ﬂlhchkens-
*  Fordermittel- controlling Tarifdatenbanken
management * Social Media

*  Onlinevertrieb
* eTicket-Systeme
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113. Im Zusammenhang mit der Aufgabenzuordnung wurden die fiir die Aufgabenerledigung erforder-

114.

lichen Kapazitdten abgeschétzt. Der Kapazitatsbedarf wird angesichts der angedachten Aufgaben-

zuordnung und Organisationsstruktur aktuell auf 20,9 Vollzeitkréifte (VZK) geschitzt. Hierbei

wurde zunéchst keine Abschitzung von Aufgaben vorgenommen, die derzeit dezentral in den regi-

onalen Tarifgesellschaften erledigt werden, die aber grundsétzlich aufgrund ihres zentralen Cha-

rakters auf die WTG neu zu uiberfithren wéren.

Dieser Bedarf stellt weder eine analytische Beurteilung noch eine konkrete Stellenbemessung dar,

sondern basiert auf einer Ableitung aus den im Wirtschaftsplan geplanten Vollzeitkrafte (,VZK*) in

Hohe von 17,3 gemél} Organigramm. Die Erh6hung des Kapazitdtsbedarfs resultiert aus drei An-

nahmen:

Es wird zukiinftig ein hauptamtlicher Geschéftsfiihrer eingesetzt, was einen Anstieg des Be-
darfs um 0,6 VZK ergibt (von aktuell 0,4 auf dann 1,0 VZK).

Zur Erledigung der zukiinftig umfangreicheren Verwaltungsaufgaben auf Ebene der WTG
neu werden zusatzlich drei Vollzeitkrafte abgeschéatzt, die Aufgaben von Sekretariat, Assis-
tenz und Personalabrechnung iibernehmen. Dies erscheint angesichts eines gestiegenen
Aufgabenumfangs und der bei der WTG neu angestellten Personale erforderlich, damit die

WTG neu ihre Aufgaben umfassend wahrnehmen kann.

Unter der Préamisse, dass zukiinftig alle zentral zu erledigenden Aufgaben von der gestark-
ten zentralen WTG neu erledigt werden sollen, wurde in einem weiteren Schritt grob und
kaufméannisch vorsichtig abgeschétzt, dass von den regionalen Tarifgesellschaften zentrale
Aufgaben (die heute dezentral erledigt werden) in einem Umfang von 7,0 VZK auf die WTG

neu verlagert werden.!

1 Die abgeschétzten 7 VZK setzen sich zusammen aus einer Vollzeitkraft der VPH und je drei Vollzeitkraf-
ten der Tarifgemeinschaft Miinsterland-Ruhr-Lippe sowie der OWL V. Es handelt sich hierbei um eine
grobe Abschétzung, die auf keiner aufgabenbasierten Erhebung beruht. In der weiteren Ausgestaltung im
Rahmen der Phase C sind diese konkret zu erheben und zu bemessen. Die hierdurch zu realisierende Effi-
zienzsteigerung zeigt sich nicht in der WTG neu, sondern in der Betrachtung der regionalen Tarifgesell-
schaften. Dort ist dann von einer Minderung der Personalkosten auszugehen.
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Herleitung VZK Anmerkungen / Annahmen
17,3 Aufgabenerfassung Phase A
Ausgangspunkt (=16,9+04 GF) bzw. Organigramm IST
Einsetzung hauptamtlicher +06 Anstieg von bisher 0,4 auf jetzt
Geschaéftsfuhrer ! 1,0 VZK far GF
Unterstitzung Verwaltung +3,0 Sekretariat, Assistenz,
Personalabrechnung
Summe Stufe 1 20,9
Ubernahme von zentralen Aufgaben +70 1,0 Stelle VPH + je 3,0 Stellen
aus regionalen Tarifgesellschaften ’ OWLV und TGM
Summe Stufe 2 27,9

115. Die Uberfiihrung der bisherigen und auch der neu abgeschétzten Kapazitiiten von den aktuellen
Organisationseinheiten auf die zukiinftigen Organisationseinheiten der WTG neu ist folgender Ta-
belle zu entnehmen.

Organisation und EAV Tarif Marketing und Vertrieb | Geschaftsfiihrer Stabsstellen Summe
e : - - :
Vertrieb - - 44 - - 44
Tarif - 2,8 1,0 - - 4,0
Marketing/ Kommunikation - - 1,5 - - 1,5
e : : :
Sinanmenauriaiung : : : :
Geschaftsfiihrer - - - 04 - 0,4
Stabsstellen 0,1 - 0,1 - 2,0 2,0
neue Kapazitét 3,0 - - 0,6 - 3,6
Summe Stufe 1 7,7 3,3 7,0 1,0 20 20,9
verlagerte regionale Kapazitét 2,8 1,3 2,8 - - 7,0
Summe Stufe 2 10,5 4,6 9,9 1,0 2,0 27,9

116. Die folgende Abbildung zeigt zusammenfassend die Uberleitung der heutigen Kapazitit von 17, 3
VZK der WTG im Status quo zur WTG neu, von der durch Unterstiitzung im Verwaltungsbereich in
Stufe 1 gestdrkten WTG neu bis zum in Stufe 2 voll ausgeprédgten Zustand der WTG neu nach Ver-
lagerung von Aufgaben aus den regionalen Tarifgesellschaften (Abschétzung hierzu siehe Tz.
114). In Stufe 2 werden zum jetzigen Zeitpunkt keine weiteren externen Effekte wie die Einfiih-

rung des Deutschland-Ticket mit abgebildet.
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Entwicklung der Kapazitaten

(gemessen in Vollzeitkraften)
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VI. Entscheidungsprozesse

117. Die Entscheidungsprozesse werden kiinftig deutlich verschlankt. Im Tarifbildungsprozess werden
Entscheidungen kiinftig durch den Lenkungsrat vorbereitet und in der Gesellschafterversammlung
beschlossen. Weitere entscheidungsrelevante Gremien sind nicht vorgesehen, wie die folgende Ab-
bildung in der Gegeniiberstellung des Status quo mit WestfalenTarifausschuss, Gesellschafterver-

sammlung den Gremien der regionalen Tarifgesellschaften zeigt.

Gesellschafter- Umsetzung

—Beschliisse durch-» WTG —
Versan::nlung Geschaftsfiihrung
Status Quo WTA
1 Erlosverantwortliche :
1 Partner 1
e bt ! Regionale Tarifgesellschaften NWL
1 Mitgliedszweckverbande 1
' ZRL VVOWL [__zws__ |}
1 Tari idungen erfolgen prinzipiell im WTA, aber aufgrund der in Teilen unklaren Beschlusswirkung zum Teil auch zusatzlich in der Gesellschafterversammiung

. . Entscheidungs- Umsetzung
vorbereitung Be uh\qssg durch
Kiinftiger Prozess - Geschaftsfuhrung
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Entscheidungsprozesse werden daher verkiirzt und transparenter. Der Tarifbildungsprozesses ver-
deutlicht dies: Eine Initiierung von Entscheidungen findet durch die Arbeitsgruppen statt, die Ent-
scheidungsbedarfe identifizieren, entsprechende Themen inhaltlich ausarbeiten und ggf. Be-
schlussvorlagen erstellen. Im Lenkungsrat werden zur Vorbereitung die Entscheidungen fach-
lich/inhaltlich ausgearbeitet und bei Konsensfiahigkeit Beschlussempfehlungen formuliert. Die ab-
schlielende Entscheidung wird in der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung getroffen.

Die entsprechenden Beschliisse werden anschlief3end durch die Geschéftsfithrung der WTG neu

umeesetzt.
Status Quo . . Entscheidungs- . . e Entscheidungs-
Entscheidungsinitiierung i Entscheidungsfindung Entscheidungsbestitigung e
Arbeitsgruppe Tarif Beirat/Arbeitsgruppe Westfalentarif- Gesellschafterversammlung WTG Geschaftsfiihrung
. . . + Alternative oder erganzende

+ Identifikation « Fachgremien zur ausschuss Beschlussfassungg + Umsetzung des
Entscheidungsbedarf {;\hitllchenh . xorlstellung der Vier Gesellschafterversammlungen Beschlusses:

« Inhaltliche orbesprechung orlage regionalerTarifgesellrschaﬂen - Antragsstellung
Ausarbeitung - Erganzende « Diskussion + Vorherige Entscheidung als Grundlage | Bezirksregierung

Diskussionen fur Entscheidung in WTG

- Erstellung - Beschlussfassung Tarifausschuss NWL

Beschlussvorlage = Vorherige Entscheidung als Grundlage

fur Entscheidung in WTG

= nftiger o

Arbeitsgruppe Tarif Lenkungsrat Gesellschafterversammiung Geschaftsfiihrung
« Identifikation - Ausgestaltung als beratendes | - Vorstellung der Vorlage - Umsetzung des
Entscheidungsbedarf Fachgremium Beschlusses:

+ Diskussion

« Inhaltliche Ausarbeitung « Vordiskussionen Antragsstellung

- Beschlussfassung Bezirksregierung

+ Erstellung Beschlussvorlage + Beschlussempfehlung

VII. Finanzierungsstruktur

Die aktuelle Finanzierungsstruktur der WTG basiert auf einer im Konsortialvertrag definierten Um-
lage an die Gesellschafter gemal} einem festgelegten Schliissel. Demnach fallen dem NWL mit 80
% die grofdten Finanzierungsanteile zu. Die TGM-RL finanziert einen Anteil von 11,2 %, die OWLV
5,81 %, die VHP 1,56 % und die VGWS 1,43 %.

Das Eckpunktepapier sieht eine deutliche Erweiterung der Zahl der Gesellschafter vor (siehe
hierzu Abschnitt C II.). Die kiinftigen Finanzierungsanteile sollen daher wie die Stimmanteile im
heutigen WestfalenTarifausschuss auf Basis der Erlosanteile der Gesellschafter ermittelt werden.
Fiir das Geschéftsjahr wiirden sich die Anteile auf Basis der Erlose (ohne Ausgleichsleistungen) wie
folgt verteilen:

DEE00096441.1.1



33
Bisherige Kinftige
Stimmanteile Finanzierungs-
WTA anteile
Erldsanteil Erlésanteil
Ubertrag

Stimmanteil > 1 %<3 %
(13 Gesellschafter)

Stimmanteil > 1 %< 3 %
(13 Gesellschafter)

27,2%

121. Zur groben Ermittlung der Finanzierungsbeitrage der einzelnen Gesellschafter erfolgte eine Ab-

schiatzung der Kosten der WTG neu.

122. Hierbei stellen die kiinftigen Personalkosten eine wesentliche Grundlage dar. Die zuvor ermittel-

ten Kapazitaten in VZK (siehe Tz. 113 ff) miissen fiir die Personalkostenabschétzung mit entspre-

chenden durchschnittlichen Personalkosten pro VZK bewertet werden. Hierzu wurden in Bezug

auf die hierarchische Einordnung der VZK folgende Annahmen getroffen:

ein hauptamtlicher Geschéftsfiihrer,

zwei Prokuristen, die entsprechend jeweils eine der Abteilungen leiten,
ein Abteilungsleiter ohne Prokura,

zwei Assistenzen in der Verwaltung sowie

Sachbearbeiter im Umfang von 14,9 VZK in Stufe 1 bzw. 21,9 VZK in Stufe 2 nach Verlage-
rung von Aufgaben aus den regionalen Tarifgesellschaften.

123. Die folgende Tabelle zeigt die Zuordnung der entsprechenden Mitarbeitergruppen zu den gemaf

Organigramm vorgesehenen Organisationseinheiten.
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\\\“‘\\\\ Summe Organisation und EAV Tarif Marketing und Vertrieb fn":‘gt'j:‘:;[::”’:;

Geschéftsfiihrer 1,0 - - - 1.0

Assistenzen 2,0 2,0 - - -
Sachbearbeiter 14,9 4.7 2,3 6,0 2,0
Abteilungsleiter 3,0 1,0 1,0 1,0 -
Summe Stufe 1 20,9 7,7 33 7,0 3,0
Sachbearbeiter 7,0 2,8 1,3 2.8 -
Summe Stufe 2 27,9 10,4 4,6 9,9 3,0

Die Bewertung der Personalkapazitdten in VZK mit durchschnittlichen Personalkosten pro VZK er-
folgte fiir den Geschéftsfiihrer und die Prokuristen pauschal auf Basis von Branchenwerten, fiir die

weiteren o. a. Personale wurden in Anlehnung an den TV6D! folgende Pramissen zugrunde gelegt:
e Zuordnung der Abteilungsleiter zu Entgeltgruppe E13,
e Zuordnung der Sachbearbeiter zu Entgeltgruppe E12 sowie
e Zuordnung der Assistenzen zu Entgeltgruppe E9.

Sonstige Pramissen beziehen sich auf den Nebenkostenanteil mit 21 % der Personalkosten sowie
einen pauschalen Ansatz von 350 € Personalentwicklungskosten pro VZK. Arbeitsplatzkosten sind

aus dem Status Quo iibernommen.

Die folgenden Tabellen zeigen die pro Mitarbeitergruppe entsprechend der dargestellten Préamis-
sen vorgenommene Bewertung der VZK und der daraus resultierenden Ermittlung der Personal-
kosten. Es ergibt sich eine Personalkostenschidtzung von insgesamt 1.850 T€ fiir die WTG neu in
Stufe 1 und von insgesamt 2.419 T€ fiir die WTG neu in Stufe 2.

1 Der TVOD wurde im Zuge der Bewertung als geeigneter Tarifantrag angesehen und deshalb herangezo-
gen. Es handelt sich demzufolge ausschlielich um eine Pramisse. Dies bedeutet nicht, dass der TV6D fiir
die Umsetzung der WTG neu als anzuwendender Tarifvertrag empfohlen wird. Ebenso ist die vorgenom-
mene Eingruppierung der Personale nicht als Empfehlung zu verstehen, sondern ebenfalls ausschlieRlich
als Pramisse. Dies muss im Zuge der Phase C in Verbindung in Verbindung mit weiteren personellen Um-
setzungsmafinahmen entschieden werden.
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Koster in € Status quo Sachbearbeiter | Abteilungsleiter Prokurist Assistenz Geschiéftsfiihrer Erléuterun:
a WTG neu WTG neu WTG neu WTG neu WTG neu g
Anzahl (VZK, KEINE Stellen) - 14,9 1,0 20 20 1,0 Summe: 20,9 VZK
Tarifvertrag TV6D:
Personalkosten (Gehalt) 53.000 58.000 61.000 80.000 45.000 160000 |- Abteillungsieiter E13
- Sachbearbeiter E12
- Assistenz E9
Personalnebenkosten 11.130 12.180 12.810 16.800 9.450 33.600 21 % Nebenkosten
Arbeitsplatzkosten 10.870 10.870 10.870 10.870 10.870 10870 | Antel Status quo
ubernommen
Personalentwicklungskosten 350 350 350 350 350 350 C,;t'(sc“a' 350 € pro
Kosten pro Personal (VZK) 75.350 81.400 85.030 108.020 65.670 204.820
Gesamtkosten Stufe 1 - 1.212.860 85.030 216.040 131.340 204.820 Summe: 1.850.090
_ Sachbearbeiter | Abteilungsleiter Prokurist Assistenz Geschaftsfiihrer "
e HIEE S WTG neu WTG neu WTG neu WTG neu WTG neu (S
Anzahl (VZK, KEINE Stellen) - 21,9 1,0 2,0 2,0 1,0 Summe: 27,9 VZK
Tarifvertrag TV6D:
Personalkosten (Gehalt) 53.000 58.000 61.000 80.000 45.000 160000 |~ Abteilungsleiter E13
- Sachbearbeiter E12
- Assistenz E9
Personalnebenkosten 11.130 12.180 12.810 16.800 9. 450 33.600 21 % Nebenkosten
Arbeitsplatzkosten 10.870 10.870 10.870 10.870 10.870 10870 | Antell Status quo
ubernommen
Personalentwicklungskosten 350 350 350 350 350 350 C,;’fcna' 350 € pro
Kosten pro Personal (VZK) 75.350 81.400 85.030 108.020 65.670 204.820
Gesamtkosten Stufe 2 - 1.781.846 85.030 216.040 131.340 204.820 Summe: 2.419.076

Ergdnzend wurden sonstige betriebliche Aufwendungen ausgehend von der vorliegenden Wirt-

schaftsplanung von rund 1.165 T€ abgeschatzt.

In Summe ergeben sich somit geschitzte Gesamtkosten und damit ein Finanzierungsbedarf von
3.015 T€ fiir die WTG neu in Stufe 1 und von 3.584 T€ fiir die WTG neu in Stufe 2.
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Entwicklung der Gesamtkosten
4.000

3.584

3.500

3.015
3.000 2918

Kosten in T€
[aS] h
(=] (%)
e 83
‘;A

oot

iy
n
[=}
[=]

1.000

500

Status Quo ™ Stufe 1 Stufe 2

1 1Ausgehend vom Planwert 2023 im Wirtschaftsplan der WTG

129. Auf Grundlage dieser Kostenabschétzung und der fiir die Ermittlung der kiinftigen Finanzierungs-
anteile herangezogenen Erlosanteile 2021 lassen sich die konkreten zukiinftigen Finanzierungs-
beitrdge der Gesellschafter abschétzen. Die folgenden Abbildungen zeigen die entsprechend der
Erlosanteile ermittelten Finanzierungsanteile der grof3ten Gesellschafter bzw. definierter Gesell-
schaftergruppen der WTG neu fiir die Stufe 1 und die Stufe 2.

Planung 2023 Kostenabs(crgi?ung Gesellschafter Anteil Gesellschafter Beitrag
NWL 19,5 % NWL 588 T€
Material/ 0TE
Fremdieistungen moBiel 10,6 % moBiel 320 T€
Personal VWS 7.9% VWS 238 T€
(ink!. Arbeftsplatz) 1850 T€ SWM 7,0 % SWM 211 T€
x RVM 7.0 % RVM 211 T€
Abschreibungen 0TE
Westfalenbus 56 % Westfalenbus 169 T€
Sonst. betriebl. MVG 5.2 % MVG 157 7€
Aufwendungen 1.165T€
9 13 mit Stimmanteil 272 % 13 mit Stimmanteil 820 Te
>1%>3% e >1%>3%
Summe Stufe 1 3.015T€ 36 mit Stimmanteil 36 mit Stimmanteil
1% 10,0 % <1% 302 T€
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Planung 2023 K“mmﬁ"z"“g Gesellschafter Anteil Gesellschafter Beitrag
NWL 19,5 % NWL 699 T€
Material/ 0TE
Fremdleistungen moBiel 10,6 % moBiel 378 T€
Personal VWS 7.9 % VWS 284 T€
(Inkl. Arbeitsplatz) 24toTe SWM 7.0% SWM 252 T€
x RVM 7.0 % RVM 249 T€
Abschreibungen 0TE
Westfalenbus 5,6 % Westfalenbus 200 T€
Sonst. betriebl. MVG 5.2 % MVG 185 T€
Aufwendungen 1.165 T€
g 13 mit Stimmanteil 272 % 13 mit Stimmanteil 977 TE
>1%>3% e >1%>3%
Summe Stufe 2 3.584 T€ 36 mit Stimmanteil 36 mit Stimmanteil
1% 10,0 % <1% 360 T€

130. Der Konsortialvertrag ist gegenwartig bereits Grundlage fiir die Festlegung der Finanzierungsan-
teile. Es ist auch zukiinftig moglich, die Finanzierungsbeziehungen zwischen der WTG neu und ih-
ren Gesellschaftern dort ndher auszugestalten. Grundsétzlich bietet sich an, dort das Prozedere der
Bestimmung der Finanzierungsanteile anhand der Erlosanteile festzulegen. Es ist auch moglich,
weitere Zuwendungsarten und das Verfahren der Gewahrung oder auch den Umgang mit auf3er-
planméfigen Finanzierungsbedarf dort festzuhalten. Wir empfehlen, den Konsortialvertrag mit

der Finanzverwaltung verbindlich abzustimmen (siehe hierzu auch Tz. 148).

VIII. Exkurs: Umsatzsteuer
1. Umsatzsteuerbelastung im Verhaltnis Gesellschaft und Gesellschafter

a) Grundsétzliches

131. Im Zusammenhang mit der zukiinftigen Ausgestaltung der Finanzierung der Gesellschaft wurde
vom Arbeitskreis Revision die Frage aufgeworfen, inwieweit die Finanzierung der Gesellschaft

durch Gesellschafterbeitrége eine Umsatzsteuerbelastung auslost.

132. Gemal3 § 1 Abs.1 Nr.1 Umsatzsteuergesetz (UStG) sind Lieferungen und sonstige Leistungen, die
ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausfiihrt umsatzsteu-

erbar.
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In Bezug auf Leistungstransfers im Rahmen von Gesellschaftsverhéltnissen ist die Nummer 1.6. des
Umsatzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) zu § 1 zur Auslegung heranzuziehen. Danach ist zwi-
schen Personen- und Kapitalgesellschaften und ihren Gesellschaftern grundsétzlich ein Leistungs-
austausch moéglich (Abs. 1 S. 1). An einem Leistungsaustausch fehlt es hingegen, wenn die Gesell-
schaft vom Gesellschafter Geldmittel nur erhélt, damit sie in die Lage versetzt wird, sich in Erfiil-
lung ihres Gesellschaftszwecks zu betétigen. Das ist z. B. der Fall, wenn ein Gesellschafter aus
Griinden, die im Gesellschaftsverhéltnis begriindet sind, die Verluste seiner Gesellschaft {iber-
nimmt, um ihr die weitere Tatigkeit zu ermoglichen (Abs. 1 S. 3 und 4) sowie bei Leistungen, die
als Gesellschafterbeitrag durch die Beteiligung am Gewinn oder Verlust der Gesellschaft abgegol-
ten werden (Abs. 4 S. 6).

Wenn Leistungen auf Grund eines gegenseitigen Vertrags erbracht werden, durch den sich der Ge-
sellschafter zu einem Tun, Dulden oder Unterlassen und die Gesellschaft sich hierfiir zu Zahlung
einer Gegenleistung verpflichtet hat, sind die Voraussetzungen fiir einen steuerbaren Leistungs-
austausch hingegen regelmél3ig erfiillt; Dies gilt auch bei Leistungen, die gegen ein Sonderentgelt

ausgefiihrt werden und damit auf einen Leistungsaustausch gerichtet sind (Abs. 3 S. 2).

b) Allgemeine Gesellschafterbeitrige/-umlagen

Wenn die Finanzierung der Gesellschaft nur {iber Umlagen der Gesellschafter im Wege des Verlust-
ausgleichs erfolgt, sind die Finanzierungsbeitrige als Gesellschafterbeitrage damit grundsétzlich
nicht umsatzsteuerbar. Auch die erl6sabhingigen Finanzierungsbeitrige der Gesellschafter indi-
zieren noch keine Umsatzsteuerbarkeit, sofern die Erlosanteile und die Leistungen der WTG nicht
unmittelbar korrelieren.

Nach der Ausgestaltung der Personal- und Geschéftsfithrungsstruktur der WTG neu wiirden die
derzeit noch bestehenden Dienstleistungsvertrage zwischen der WTG und den Gesellschaftern auf-
gelost werden. Damit entfiele auch ein Indiz fiir das Vorliegen eines Leistungsverhéltnisses (Leis-
tung und Gegenleistung) zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern aus Ausgangspunkt fiir eine
Umsatzsteuerbarkeit.

c) Differenzierte Gesellschafterbeitrége

Diskutiert wird, neben den allgemeinen Gesellschafterbeitragen zusétzlich differenzierte Beitrage
fiir eine Gruppe von Gesellschaftern zu erheben, soweit diese z. B. von bestimmten Sachthemen

gesondert betroffen sind bzw. besonders davon profitieren.
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Diese Finanzierungsstruktur spricht eher fiir eine Umsatzsteuerbarkeit, weil die Leistungen der
WTG neu hierbei einer bestimmten Gruppe von Gesellschaftern zugutekommen, es damit kein all-
gemeiner Verlustausgleich ist, der unabhingig einer besonderen Betroffenheit von den Gesell-
schaftern zu tragen ist. Notwendig ist jedoch hier eine Einzelfallbetrachtung. Es empfiehlt sich in-

soweit eine verbindliche Abstimmung mit der Finanzverwaltung.

d) Sonderfrage: Umsatzsteuerbelastung von Aufgabentrigern / Kommunen

Weiterhin wurde die Frage gestellt, inwieweit die Aufgabetrager/Kommunen als juristische Perso-
nen des offentlichen Rechts Adressaten einer Umsatzsteuerpflicht sind, durch eine reine Aufgaben-

tragerorganisation mithin gegebenenfalls die Umsatzsteuerbarkeit vermieden werden kénnte.

Die Anwendbarkeit des UStG auf juristische Personen des 6ffentlichen Rechts (jJPd6R) regelt § 2b
UStG, der an die Stelle des alten § 2 Abs. 3 UStG getreten ist. Bis zum 31. Dezember 2024 besteht

hier fiir die 6ffentliche Hand jedoch noch eine mittlerweile mehrfach verldngerte Ubergangsfrist.

Grundsatzlich trifft danach auch wirtschaftlich tatige jPd6R und somit auch Kommunen eine Um-
satzsteuerpflicht fiir bestimmte Leistungen im Sinne des UStG. Ankniipfungspunkt der Steuer-
pflichtigkeit ist also nicht die Art der Rechtsform, sondern der Umstand eines entsprechenden Leis-

tungsaustausches. Es gelten daher die vorgenannten Maf3stébe.

2. Finanzierung durch Dritte

a) Finanzierung durch kommunale Verkehrsunternehmen, die nicht Gesellschafter der WTG
sind

Schliel3lich stellte sich im Zusammenhang mit der Umsatzsteuerbelastung die Frage, ob die Mog-

lichkeit besteht, dass anstelle der Gesellschafter (Aufgabentréager) deren Verkehrsunternehmen

unmittelbar die WTG neu finanzieren und dadurch zugleich von ihrer Vorsteuerabzugsméglichkeit

Gebrauch machen kénnen. Anhaltspunkt waren hierbei angabegemi( die Finanzierungsbeziehun-

gen auf Ebene der OWLV, bei der die Verkehrsunternehmen die Finanzierung der Gesellschaft

tubernehmen konnen.

Die Konstellation ist allerdings auf Ebene der WTG neu eine andere, sodass sich eine derartige Fi-
nanzierung nicht empfiehlt. Eine rechtsgrundlose Ubernahme der Verlustausgleichszahlung eines
Aufgabentrédgers durch ihre Eigengesellschaft fithrt steuerlich zu einer verdeckten Gewinnaus-

schiittung und kann gegen Vermogenbetreuungspflichten verstof3en.

Auch die ,,Umdeutung” einer Verlustausgleichspflicht eines Gesellschafters in eine schuldrechtli-
che Zahlungspflicht eines Dritten ist nicht moglich. In umsatzsteuerlicher Hinsicht besteht kein

Wahlrecht zwischen der Behandlung einer Zahlung als Gesellschafterbeitrag oder Entgelt.
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Die Begriindung eines Leistungsaustauschverhéltnisses zwischen der Gesellschaft und einem Drit-
ten kdme in der Konsequenz nur in Betracht, wenn die Gesellschaft eine zurechenbare Gegenleis-
tung erbringt. Eine solche Gegenleistung ist, nach dem vorgeschlagenen Modell, zwischen der Ge-
sellschaft und einem einzelnen Verkehrsunternehmen auf Ebene der WTG nicht erkennbar. Aufga-
ben wie Marketing, Vertrieb etc. fallen in den Zustédndigkeitsbereich des Aufgabentrégers (vgl. Ver-
fiigung der OFD Frankfurt vom 24. Februar 2016).

b) Leistungsbeziehungen mit Dritten

Unabhéngig davon steht es der WTG neu frei, Leistungsbeziehungen mit Dritten einzugehen, z. B.
auf vertraglicher Grundlage und hierfiir ein Entgelt zu verlangen. Auch wenn die genaue Ausge-
staltung noch offen ist, spricht diese Konstellation nach den MaRstdben des Umsatzsteueranwen-

dungserlasses fiir eine Umsatzsteuerbarkeit.

3. Empfehlung

Mit dem Ziel eine Umsatzsteuerbarkeit bereits dem Grunde nach zu vermeiden, d. h. schon dem
Anschein einer Pflichtigkeit entgegen zu wirken, miissen alle von der WTG neu zu erfiillenden Auf-
gaben (unter Gesellschaftszweck/Gegenstand der Gesellschaft) im Gesellschaftsvertrag klar defi-
niert werden. Nur so lésst sich sicherstellen, dass die Finanzierung/Verlustiibernahme durch die
einzelnen Gesellschafter auch klar der Erfiillung des Gesellschaftszwecks zuzuordnen ist. Eine di-
rekte Finanzierung durch nicht beteiligte Verkehrsunternehmen ist satzungsmaf3ig auszuschlie-
Ben.

Es empfiehlt sich bereits im Vorfeld der Umstrukturierung mittels eines Antrags auf verbindliche
Auskunft die fehlende Umsatzsteuerbarkeit der Finanzierung mit der Finanzverwaltung anhand
des Entwurfes des Gesellschaftsvertrages und gegebenenfalls des Konsortialvertrages verbindlich
abzustimmen.

IX. Auswirkungen der Einfithrung des Deutschland-Tickets auf die WTG neu

Durch die Einfiihrung des Deutschland-Tickets (,,D-Ticket*) zum 1. Mai 2023 sind Auswirkungen
auf die Aufgaben und die Organisationsstruktur zu erwarten, die derzeit jedoch noch nicht qualifi-

ziert abgeschitzt werden kénnen.

Es liegen bis dato weder Nachfragedaten zur Inanspruchnahme des D-Tickets noch Auswertungen
zu Verlagerungseffekten von vorhandenen Tickets auf das D-Ticket vor. Ebenso ist der zeit unklar,
wie das zukiinftige Einnahmenaufteilungsverfahren des D-Tickets aussieht und insbesondere, was
dies fiir die bestehenden Einnahmenaufteilungsverfahren im Westfalentarif oder auf regionaler
Ebene bedeutet.
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In Bezug die Nachfrage werden friihestens bis Herbst oder Ende 2023 belastbare und umfangrei-
che Daten und Auswertungen vorliegen. In Bezug die Einnahmenaufteilung wird dies erst zu ei-

nem deutlichen spéteren Zeitpunkt im Lauf des Jahres 2024 sein.

Dies bedeutet, dass zum jetzigen Zeitpunkt noch keine belastbaren Auswirkungen organisatori-
scher und prozessualer Art oder auch Auswirkungen auf das Ticketsortiment (z. B. Straffung) be-

riicksichtigt bzw. abgebildet werden konnten.

Auch wenn die Entwicklung der Strukturen in Phase B des Revisionsprozesses vor diesem Hinter-
grund nicht als final anzusehen ist, erscheint es sinnvoll, in einem ersten Schritt die in der Phase A
identifizierten Schwachstellen durch die neue Struktur/durch die WTG neu zu beseitigen und kla-
rere Strukturen zu schaffen, auch wenn diese die Auswirkungen des D-Tickets noch nicht beriick-

sichtigen.

Insbesondere ist zu erwarten, dass die heutige eher kleinteilige und regional orientierte Struktur
im Westfalentarif angesichts des D-Ticket noch weniger zeitgemél einzuschétzen ist als dies schon

im Zuge des Revisionsprozesses konstatiert wurde.

Frankfurt, den 27. Juni 2023

PricewaterhouseCoopers Legal
Aktiengesellschaft
Rechtsanwaltsgesellschaft

o, T Ml

Dr. Michael Bierle Dr. Simone Merkl

Rechtsanwalt und Steuerberater Rechtsanwiltin
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Anlage 1: Eckpunkte Organisationsmodell WestfalenTarif — Vorschlag Lenkungs-
kreis Revision vom 13. Dezember 2022 (,,Eckpunktepapier®)
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Eckpunkte Organisationsmodell WestfalenTarif
Vorschlag Lenkungskreis Revision

13.12.2022



Themenbereiche aus AK Revision 12.09.2022

Subsidiaritat

Aufgaben regionaler
TGs

Entscheidungsfindung
WTA

Lokale Besonderheiten

Erlosverantwortliche
Partner

Einbindung
Stadtbusstadte

Umgang mit
bestehenden Gremien

Aufgaben und Prozesse

Gesellschafter

Geschaftsfuhrung

Rolle der WTG

Neutralitat der Einheiten

Gesamtverantwortung
Entscheidungsfindung

Personal

Vertragliche
Auswirkungen

Definition hoheitlich /
gewerblich




VA & 3

: o 2 7
Lenkungskreis Revision ( WESTFALENTARIF

Lenkungskreis:

Vorgehen: Stefan Honerkamp
. .. Siegfried Volmer
Themenschwerpunkte wurden vom Lenkungskreis Revision bewertet Stefan Janning
Einbezug der vorliegenden Anforderungen aus dem Gutachten Phase A und den AT-Workshops S
Ergebnis: Eckpunkte eines Kompromissmodells SIEOIVERISEZSEl
Sebastian Voigt

Kommunikationsprozess als Tool

Ziel:

Beauftragung von Phase B des Gutachtens auf Basis der Eckpunkte zur detaillierten gutachterlichen Ausarbeitung
eines Organisationsmodells

Zeitplan:

1. Abstimmung der Eckpunkte im AK Revision

2. Beschluss der Gesellschafterversammlung im Januar 2023 zur Beauftragung von PwC mit der Ausarbeitung eines
Organisationsmodells auf Basis der Eckpunkte

3. Beginn der Phase B am 01.02.2023, Abschluss bis 30.05.2023
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Gesamtverantwortung Entscheidungsfindung (J WESTFALENTARIF

Wer ist erlosverantwortlicher Partner im WestfalenTarif?

« Stadtbusstadte bzw. kommunale Verkehrsunternehmen (gem. s 3 (1) OPNVG NRW)
« Aufgabentrager OSPV und SPNV bzw. Aufgabentragergesellschaften / -organisationen (gem. s 3 (1) 5PNVG NRW)
* (Eigenwirtschatftler)

Berticksichtigung der Verbundgesellschaften bei der Entscheidungsfindung
« Transfer WT

« Blndelung der regionalen Interessen hin zur WT

» Tarifentscheidungen direkt in den Gremien der WT GmbH

Abfrage der Vertretung von Aufgabentragern

 Um die Vertretung der Aufgabentrager im WestfalenTarif transparent darzustellen, wurde eine Abfrage an alle Kreise,
kreisfreien Stadte und Stadtbusstadte verschickt. Ziel der Abfrage war es, benennen zu lassen, Giber welche Vertretung
die Aufgabentrager an den Entscheidungen im WestfalenTarif beteiligt sind.

* Rickmeldungen gehen ein und werden ausgewertet.

- A MY 4



Subsidiaritat

Ebenen der Subsidiaritat
- Westfalische Ebene
- Kreisebene

- Lokale Ebene

Der Tarif wird innerhalb des Ebenenmodells ausgestaltet.
Ebenen lassen Reaktion auf z.B. bundes- oder landesweite
Angebote zu.

Offnungsklauseln werden abgebaut.

Zur Erprobung neuer Angebote wird eine ,Experimentierklausel”

vorgesehen, die zeitlich befristet die Einfliihrung lokaler oder
kreisweiter Angebote vorsieht.

%™,
(//J WESTFALENTARIF

Westfalen:

Einheitliche Preise und Produkte fiir Westfalen

Kreis:

Eigenstéandige Preise bei gleichem Produktportfolio fir das
Zustandigkeitsgebiet méglich

Stadtische
Aufgabentrager:

Eigenstandige Preise bei gleichem
Produktportfolio fiir das
Zustandigkeitsgebiet mdglich




™,
Gesellschafter ( WESTFALENTARIF

Aufgabentrager
OSPV und SPNV
bzw. Aufgabentrager-
gesellschaften / -
organisationen

Stadtbusstadte bzw.
kommunale (Eigenwirtschatftler)
Verkehrsunternehmen

WestfalenTarif
GmbH

Gesellschaftsanteile fur alle Gesellschafter gleich, um Anpassungsaufwand gering zu halten

- A MY 4



Entscheidungsgremien

» WestfalenTarifausschuss und Gesellschafterversammlung werden in der
Gesellschafterversammlung zusammengefihrt

» Verteilung der Stimmrechte anhand des Erlésanteils im WestfalenTarif
» Bildung von unterschiedlichen Stimmquoren maoglich (z.B. fur EA)
+ Entscheidungsmehrheit 75%

* Lenkungsrat moglich, um Interessensgruppen zu bundeln und Entscheidungsfindung
Zu optimieren

» Fachliche Besetzung zur Abstimmung der Themen
* Einbezug der Verbundgesellschaften tiber begleitenden Beirat

* Vorbereitung der Entscheidungen in Arbeitsgruppen

+ Stadt- und kreisweite Entscheidungen werden in den jeweiligen Gremien vor Ort
getroffen

WestfalenTarif-
ausschuss

Gesellschafter-

versammlung

™,
(// WESTFALENTARIF

Gesellschafter-
versammlung




2° 2
Aufgabenzuordnung ( WESTFALENTARIF

Verantwortlichkeiten:

WestfalenTarif GmbH Erlésverantwortliche Partner / Verbundgesellschaften

+  Tarifentwicklung » Tarifliche Ausgestaltung und Entscheidung auf Stadt- oder Kreisebene
*  Einnahmenaufteilung » Vertrieb von Tickets
*  Westfalisches Tarifmarketing und Pressearbeit + Kundenmanagement
+  Bereitstellung der vertrieblichen Grundlagen und Betrieb gemeinsamer Systeme * Vertriebssysteme und —kanéle
(z.B. eTicket-Manager, WTB, ...), Unterstitzung bei multimodalen Angeboten * Multimodale Angebote
*  Wahrnehmung der Rolle als Produktverantwortlicher eTicket im Sinne der VDV- + Cash-Management
KA * Lokales Marketing und Kommunikation, Verstarkung westfalischer Kommunikation /
. Datenmanagement, Meldung und Testierung, Tarifreporting Kampagnen
*  Marktforschung auf westfalischer Ebene + Gdf. lokales Erldsmanagement / Einnahmenaufteilung
*  Vertretung auf NRW-Ebene und gegeniiber weiteren externen Partnern * Marktforschungen
+  Dienstleistungen im Kontext von Fordermitteln (z.B. Ausgleiche Schilerverkehr .
oder AzubiAbo)

+  Strategie fur den WestfalenTarif
*  Gremienmanagement

+  Kaufménnische Aufgaben

. Recht

» Verlagerung von Kernaufgaben des Tarifs der regionalen Ebene zur westféalischen Ebene aufgrund Subsidiaritat

» Buindelung der Themen bei der WestfalenTarif GmbH

» Weitere Themenbereiche bei der WT GmbH mdglich

» Verbundgesellschaften kénnen weitere Aufgaben tbernehmen (z.B. als Vertriebsdienstleister, App-Betreiber, in der Schiiler- und Aboverwaltung oder der Kundeninformation und -beratung)

* Verantwortung fir Vertriebsaktivitaten und Kundenmanagement verbleibt bei den erlésverantwortlichen Partnern

- A MY 4
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Geschéaftsfuhrung (J WESTFALENTARIF

Wie wird die
Geschaftsfihrung
ausgestaltet?

Hauptamtliche Geschaftsfiihrung
Neutralitatsverpflichtet
Alleingeschaftsfiihrung

Weiterflihrende
Leitungsstrukturen

Unterstitzung des GF durch Prokurist*innen
Vertretung bei Abwesenheit GF




»
Personal (J WESTFALENTARIF

Direkt bei der WT GmbH
Keine Dienstleistungsvertrage mehr

Anstellung des
Personals

Uberfuihrung des Personals aus den
Dienstleistungsvertragen

Migrationspfad
Tarifgebunden

Umsetzung
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Anlage 2: Ubersicht der Aufgaben je Tétigkeitsgebiet der WTG neu

1  Strategie Westfalentarif

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Koordination und Unterstlitzung der Geschéaftsbereiche der WTG

X

Durchfihrung einer Gbergeordneten Projektsteuerung

X

Koordination der Aufstellung der WTG nach innen und auRen

2.1 Tarifentwicklung — westfalenweit

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Durchfiihrung des Tarifcontrollings

x

Konzeptionelle Weiterentwicklung des Tarifs und einzelner Tarifprodukte

Entwicklung und Anpassung der Tarifbestimmungen

Vorbereitung und Durchfiihrung der jahrlichen Tarifmafnahme

Pflege der WTB fiir die regionale Ebene

Koordinierung der Fahrpreise fir die westfalischen Preisstufen

Einfiihrung neuer Tarifprodukte

Abstimmung und Anpassung der westfalischen Preisstufen

Anpassung der westfalischen Beférderungsbedingungen

Beantragung des gemeinsamen Tarifs

XIX | XX | X | X|[X|X|X

2.2 Tarifentwicklung - tarifliche Ausgestaltung und Entscheidung auf Stadt oder Kreisebene

Aufgaben zentral offen dezentral
Bestimmung und Verwaltung des regionalen Tarifgeschafts zur Kreisebene X
Verwaltung und Vertrieb lokaler Tarifprodukte X
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3  Westfilisches Tarifmarketing und Pressearbeit

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Konzeption und Koordinierung von Marketingmafnahmen und
Kommunikationskampagnen des WestfalenTarifs

X

Erarbeitung und Weiterentwicklung der Kommunikationsstrategie des WT

Weiterentwicklung der Online-Medien

Aktualisierung der Vertriebsmaterialien nach jeder Tarifmanahme

Steuerung externer Marketing-Dienstleister

Planung und Uberwachung des Marketing-Budgets

Organisation und Durchfiihrung von Presseterminen

Gestaltung von Pressemitteilungen

Pflege von Presseverteilern und Beantwortung von Presseanfragen

Erstellung westfalischer Kommunikationsmaterialien und Vorlagen fur regionale
Tarifmaterialien

Fihrung und Weiterentwicklung der Marke Westfalentarif

Pflege der Internetseite

Weiterentwicklung des Corporate Designs

XX |X[X|X|X|X|X|X|X]|X|X

4  Bereitstellung der vertrieblichen Grundlagen und Betrieb gemeinsamer Systeme

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Priifung und Sicherung der Qualitat im Rahmen der Westfalentarifdatenbank (WTB)

X

(Weiter-)Entwicklung, Betreuung und QM des Produkt- und Kontrollmoduls (PKM)

Bereitstellung und Entwicklung vertrieblicher Grundsatze (z.B. Leitfaden)

Bereitstellung Hardware/Software fir eTicket-Systeme

Inhaltliche Betreuung des Ticketberaters

Erstellung von Tarifinformationsmaterialien

Pflege einer Downloadplattform fr die Partner

Betrieb und Weiterentwicklung der Westfalentarifdatenbank (WTB)

Bereitstellung von Grundlagen fiir die WTB (Server, Wartung, Fehlerbearbeitung)

Koordination der TarifrAume im Rahmen der Westfalentarifdatenbank (WTB)

Bereitstellung von Produktdefinitionen und Templates im Produkt- und Kontrollmodul

Einfihrung méglicher neuer (Vertriebs-)Technologien

Aufbau und Pflege einer westfalischen Ticketmustersammlung

Betrieb eines Online-Ticket-Shop (OTS) fur die Tarifprodukte

XIX XXX | X | X|X[X|X|X|X|[X
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5 Datenmanagement/Meldung und Testierung/Tarifreporting

Aufgaben zentral offen dezentral
Durchfihrung der Datenabfragen und Einnahmenuberwachung X
Durchfiihrung der Testatstuberwachung X
Durchfihrung von Unterstiitzungsleistungen im Rahmen der EDB X
Administratorentatigkeiten im Rahmen der EDB (Einnahmenmeldedatenbank) X
6.1 Einnahmeaufteilung — westfalenweite Entwicklung
Aufgaben zentral offen dezentral
Weiterentwicklung der Einnahmenaufteilungsverfahren in Westfalen X
Durchfiihrung der westfalischen Einnahmenaufteilung X
Umsetzung der Abrechnung des finalen EAV X
Einleiten von Einnahmenaufteilungszahlungen, Abschlagszahlungen und deren X
Controlling
Durchftihrung der Einnahmenplausibilisierung X
6.2 Einnahmeaufteilung — operative Durchfiihrung (fiir einen Ubergangszeitraum)
Aufgaben zentral offen dezentral
Durchfihrung des regionalen Einnahmenauftellungsverfahren X

7  Wahrnehmung der Rolle als Produkt-verantwortlicher eTicket im Sinne der VDV-KA

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Unterstiitzung der VU bei Themenstellungen zum eTicket (z.B. Qualitatsprifung)

X

Betreuung des Produktverantwortlichen-Systems zum eTicket

Betreuung der Anbindung an den Kontrollservice (KOSE) beim eTicket

Schnittstelle aller Kundenvertragspartner zum KOSE beim eTicket

Uberwachung und Priifung der Transaktionsmeldungen der Kundenvertragspartner
beim eTicket

Durchfuhrung der jahrlichen Kostenabrechnung im Rahmen des eTickets

Durchftihrung von kontinuierlichen Weiterbildungen zum eTicket

X | X |X|X|X|X

8 Dienstleistungen im Kontext von Férdermitteln

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Tatigkeiten zur Fordermittelbeantragung

X

9  Stakeholdermanagement
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Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Vertretung der WTG in Gremien auf NRW-Ebene und gegentber weiteren externen
Partnern

X

Planung und Durchfiihnrung NRW-weiter Aktionen mit Nachbarverbinden

Abstimmung von Kragentarifen mit den Nachbarverbinden

Koordination und Begleitung der Gremien im Westfalentarif

X
X
X

10 Verwaltung

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Koordination und Priifung von Rechnungen (Finanzbuchhaltung)

X

Pflegen der Budgetlbersicht und Durchfiihrung des Finanzcontrollings

Durchfthrung der Wirtschaftsplanung sowie Begleitung Jahresabschlusserstellung

Koordination der Produktion und Abrechnung gemeinsamer Materialien

Verwaltung Organisationsstruktur (Organigramm, Handbuch etc.)

Koordination der IT + Stammdatenverwaltung diverser Plattformen (TIKS, EDB etc.)

Durchfiihrung der Personalverwaltung

Betreuung der Arbeitsgruppen

Koordination des Versicherungsmanagements

Koordination der Dienstleistungen und Auftragnehmer der WTG

Klarung rechtlicher Fragestellungen

Gestaltung, Priifung und Verwaltung von Vertragen

Koordination von Vergaben

HKIX|X|X XXX XX | X|X[X

11 Marktforschung auf westfélischer Ebene

Aufgaben

zentral

offen

dezentral

Koordination von Marktforschungsaktivitdten durch Auftragnehmer

X

Koordination westfalischer Verkehrserhebungen

X

Koordination lokaler Verkehrserhebungen (lokale Marktforschung)

12 Vertrieb von Tickets

- Aufgaben noch konkret zu beschreiben
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Aufgaben zentral offen dezentral
Durchfiihrung von Mobilitatsberatungen in KC vor Ort X
Betrieb von Call-Centern fur Beratung (inkl. Nutzung durch Externe) X

14 Vertriebssysteme und -kanéle
Aufgaben zentral offen dezentral
Durchfthrung von Vertriebsaktivitaten X

15 Cash-Management
Aufgaben zentral offen dezentral
Durchfiihrung des Cash-Managements (Bonitatspriifung + Einzug etc.) X

16 Lokales Marketing/Kommunikation, Verstarkung westf. Kommunikation/Kampagnen

Aufgaben zentral offen dezentral
Gestaltung einheitlicher Fahrgastinformation auf lokaler Ebene X
Durchfihrung lokaler Pressearbeit X
Durchfuhrung lokales Tarifmarketing X

17 Ggf. lokales Erlosmanagement / Einnahmeaufteilung

- Aufgaben noch durch die regionalen Tarifgesellschaften konkret zu beschreiben

18 Marktforschung — lokale Ebene

- Aufgaben noch durch die regionalen Tarifgesellschaften konkret zu beschreiben
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PricewaterhouseCoopers Legal AG Rechtsanwaltsgesellschaft (PwC Legal)
Allgemeine Mandatsbedingungen {Stand 1. Juli 2018)

1. Geltungsbereich

Diese Mandatsbedingungen gelten fur alle Anwaltsvertrage
zwischen PwC Legal und ihren Auftraggebern (Mandanten), soweit
nicht etwas anderes ausdricklich schriftich vereinbart oder
gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

2. Ausfiihrung und Umfang des Mandats

(1) Das Mandatsverhéltnis besteht allein zwischen dem Mandanten
und PwC Legal; dies gilt auch, wenn der Mandant im Rahmen der
Mandatsbeziehung die fir PwC Legal tatigen Anwélte unmittelbar
bevollmachtigt.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriche aus dem Vertrag zwischen
PwC Legal und dem Mandanten herleiten, wenn dies ausdriicklich
vereinbart ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen
ergibt. Im Hinblick auf solche Anspriche gelten diese
Mandatsbedingungen auch diesen Dritten gegentber.

(3) PwC Legal ist es gestattet, sich zur Durchfihrung des Mandats
sachverstandiger Berufstrager zu bedienen und/oder Untervolimacht
zu erteilen.

(4) Bei der Durchfuhrung des Mandats behélt sich PwC Legal vor, im
Rahmen der Eigenverantwortung, auf personelle Ressourcen sowie
auf technische, fachliche und/oder administrative
Unterstitzungsleistungen anderer Gesellschaften des
internationalen  PricewaterhouseCoopers-Netzwerks  zurlick zu
greifen und dementsprechend mandatsbezogene vertrauliche
Informationen weiter zu geben. Unbeschadet dessen verbleibt die
Verantwortung fur die Mandatsdurchfilhrung in vollem Umfang bei
PwC  Legal. Etwaige Haftungsanspriche kénnen  daher
ausschlieflich gegen PwC Legal geltend gemacht werden, nicht
aber gegen andere Gesellschaften des internationalen
PricewaterhouseCoopers-Netzwerks, deren Partner oder Mitarbeiter.

(5) PwC Legal kooperiert fachlich und organisatorisch eng mit der
PricewaterhouseCoopers GmbH  Wirtschaftsprifungsgesellschaft
(PwC). Im Rahmen dieser Kooperation kann es erforderlich sein,
einzelnen Mitarbeitern der PwC Informationen Uber das Bestehen
und den Inhalt der Mandatsbeziehungen mitzuteilen. Alle Mitarbeiter
der PwC unterliegen bezlglich dieser Informationen einer
beruflichen Verschwiegenheitsverpflichtung. Vor diesem Hintergrund
befreit der Mandant PwC Legal mit der Erteilung des Mandats von
der beruflichen Verpflichtung zur Verschwiegenheit gegenuber PwC
und deren Mitarbeitern.

(6) Die Berlcksichtigung ausldndischen Rechts bedarf der
ausdriicklichen Vereinbarung, zumindest in Textform.

3. Mitwirkungspflicht des Mandanten

Es obliegt dem Mandanten, PwC Legal alle fir die Ausfihrung des
Mandats notwendigen Unterlagen und weiteren Informationen
rechtzeitig zu Ubermitteln und ihr wvon allen Vorgangen und
Umsténden Kenntnis zu geben, die fiir das Mandat von Bedeutung
sein kénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weitere
Informationen, Vorgdnge und Umsténde, die erst wihrend der
Tétigkeit von PwC Legal bekannt werden.

4. Mindliche Auskiinfte

Soweit PwC Legal Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Mandats schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriflliche
Darstellung maRgebend. Entwlrfe schriftlicher Darstellungen sind
unverbindlich. Sofern nicht anders vereinbart, sind mindliche
Erkldrungen und Auskiinfte von PwC Legal nur dann verbindlich,
wenn sie zumindest in Textform bestatigt werden. Erklarungen und
Auskinfte von PwC Legal auflerhalb des erteilten Mandats sind
stets unverbindlich.

5. Weitergabe beruflicher AuBerungen von PwC Legal

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen (Arbeitsergebnisse oder
Auszige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in der
Endfassung) oder die Information Uber das Tatigwerden von PwC
Legal fur den Mandanten an Dritte bedarf der schriftlichen
Zustimmung von PwC Legal, es sei denn, der Mandant ist zur
Weitergabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer
behérdlichen Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Auerungen der PwC Legal und die
Information Uber das Téatigwerden wvon PwC Legal fur den
Mandanten zu Werbezwecken durch den Mandanten sind
unzuldssig.

6. Haftung und Verjahrung

(1) Sofern keine einzelvertragliche Haftungsbeschrinkung besteht,
ist die Haftung von PwC Legal und der fur PwC Legal tatigen
Rechtsanwalte, fur Schadensersatzanspriche jeder Art, mit
Ausnahme von Schéden aus der Verletzung von Leben, Kérper und
Gesundheit, sowie von Schéden, die eine Ersatzpflicht des
Herstellers nach § 1 ProdHaftG begrinden, bei einem durch
einfache Fahrldssigkeit verursachten einzelnen Schadensfall gemai
§ 52 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BRAO auf 10 Mio. € beschrankt.

(2) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit
dem Auftraggeber stehen PwC Legal und den fur PwC Legal tatigen
Rechtsanwélten auch gegeniber Dritten zu.

(3) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
sechs Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung
Klage erhoben wird und der Mandant auf diese Folge hingewiesen
wurde. Dies gilt nicht far Schadensersatzanspriche, die auf grob
fahrldssiges oder vorsétzliches Verhalten zurlckzuflhren sind,
sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kdérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des
Herstellers nach § 1 ProdHaftG begrinden. Das Recht, gine Einrede
der Verjéhrung geltend zu machen, bleibt unberuhrt.

7. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) PwC Legal und die fur sie tatigen Rechtsanwaélte und sonstigen
Mitarbeiter sind nach MaBgabe der Gesetze (§ 43 a Abs. 2 BRAO, §
203 StGB) verpflichtet, Gber Tatsachen und Umstande, die bei der
Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Mandant sie wvon dieser
Schweigepflicht entbindet.

(2) PwC Legal wird bei der Verarbeitung von personenbezogene
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum
Datenschutz beachten.

8. Elektronische Kommunikation

(1) Die Kommunikation zwischen PwC Legal und dem Mandanten
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Mandant eine
Kommunikation per E-Mail nicht winscht oder besondere
Sicherheitsanforderungen stellen, wie etwa die Verschlisselung von
E-Mails, wird der Mandant PwC Legal entsprechend in Textform
informieren.

(2) Sollte eine Kommunikation per E-Mail erfolgen, wird keine
Vertragspartei Anspriiche aus dem Umstand herleiten, dass E-Mail-
Nachrichten einschlieBlich Anhangen von Dritten gelesen, verandert,
verfalscht werden, verloren gehen oder mit Viren befallen sein
kénnen.

9. Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand

(1) Fur das Mandatsverhaltnis, seine Durchfilhrung und die sich
hieraus ergebenden Anspriche gilt nur deutsches Recht.

(2) AusschlieRlicher Gerichtsstand fir alle Anspriiche aus oder im
Zusammenhang mit diesem Mandatsverhéltnis ist Frankfurt am
Main.

10. Meldepflichten

Die deutsche Umsetzung der Europaischen Anderungsrichtlinie
2018/822/EU (DACS) hat zur Einfihrung neuer Regelungen in die
Abgabenordnung gefuhrt (§§ 138d ff. AQO). Diese kdnnen
Meldepflichten fur PwC Legal und auch fur den Mandanten
auslésen, wenn sich die Leistungen auf grenziberschreitende
Gestaltungen beziehen, die im Gesetz angelegte Voraussetzungen
erfullen.

Falls dem Mandanten eine Meldepflicht gemaR §§ 138d ff. AO
obliegt, entbindet der Mandant PwC Legal gegeniber den deutschen
Steuerbehérden oder denen anderer EU-Mitgliedstaaten von der
Verschwiegenheit zum Zwecke der Meldung der Gestaltungen,
soweit PwC Legal diese im Zusammenhang mit dem
Auftragsgegenstand bekannt geworden sind und PwC Legal diese
fur meldepflichtig erachtet. PwC Legal informiert den Mandanten
selbstversténdlich Uber eine Meldepflicht, wenn PwC Legal eine
solche als notwendig erachtet.

11. Streitschlichtungen

PwC Legal ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2
Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes teilzunehmen.
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KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfiihrendes Amt
Amt fir Planung und Naturschutz

Nr.
233/2023

Betreff:

Erlass einer allgemeinen Vorschrift zum DeutschlandTicket (DT) in 2024

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023
Berichterstattung: KLD Martin Terwey

Kreisausschuss 01.12.2023
Berichterstattung: Dezernent fir Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Kreistag 08.12.2023
Berichterstattung: Dezernent flr Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Finanzielle Auswirkungen: X i
Falls ja:
Im Haushaltsplan vorgesehen: O j

] nein

XI Nein, siehe Erlauterungen

Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht zum aktuellen Stand des Deutschlandtickets wird zur Kenntnis

genommen.

. Die beigefugte allgemeine Vorschrift zur Anerkennung des Deutschlandtickets als
Hochsttarif sowie zur Weiterleitung eines Ausgleichs hierfir mit einer Laufzeit vom
01.01.2024 bis zum 30.06.2024 wird beschlossen, soweit die ,Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023“ tiber den 31.12.2023 hinaus
verlangert werden.

. Der Landrat wird beauftragt, die allgemeine Vorschrift im Amtsblatt bekannt zu
geben.

. Soweit die vollstdandige Finanzierung der Mindereinnahmen aus dem
Deutschlandticket auch nach dem 30.06.2024 gesichert ist, wird die Verwaltung



ermachtigt, die Gultigkeit der allgemeinen Vorschrift zum Deutschlandticket
entsprechend zu verlangern und den Hochsttarif entsprechend festzulegen.

5. Die Verwaltung wird beauftragt, ggf. notwendige Anderungen des Offentlichen
Dienstleistungsauftrags (ODA) mit der Regionalverkehr Miinsterland GmbH (RVM)
vorzunehmen.

6. Die Vertreter des Kreises Warendorf in den Gremien der RVM werden
angewiesen, die entsprechenden Beschliisse zu fassen.

Die Vertreter des Kreises Warendorf in den Tarifgremien der WTG werden mandatiert,
die zur Fortfihrung des DT notwendigen Beschlisse zu fassen



Erlauterungen:

Zum 01.05.2023 wurde das Deutschlandticket (DT) eingefiihrt. Der Kreistag hat am
08.09.2023 zugestimmt, offentliche Dienstleistungsauftrage (ODA) zur Gewahrung von
Zuwendungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im OPNV im Zusammenhang
mit dem DT abzuschlieRen. Die ODA sind auf den 31.12.2023 befristet.

Wenn Fahrkarten gulinstiger als bisher an die Fahrgaste verkauft werden, entsteht eine
Finanzierungslicke (Mindereinnahmen) und die Kosten fur den Betrieb kdnnen nicht
mehr vollstandig aus den Fahrgeldeinnahmen gedeckt werden. Die Finanzierung dieser
Mindereinnahmen, die den erlosverantwortlichen Aufgabentragern und den
Verkehrsunternehmen mit eigenwirtschaftlichen Linien durch die Anerkennung des DT
entstehen, sollen ihnen vom Land NRW vollstéandig ausgeglichen werden. Dazu stellt der
Bund den Landern Mittel zur Verfigung, und die Lander ihrerseits stellen in gleicher
Hohe Mittel bereit und leiten diese zusammen an die Aufgabentrager von SPNV (Bahn)
und OPNV (Bus) weiter. Das ist fiir das Jahr 2023 in den ,Richtlinien Zuwendungen
Deutschlandticket OPNV NRW 2023“ festgelegt. Nach einer (bisher nur mindlichen)
Information aus dem Verkehrsministerium NRW soll die Verlangerung der Richtlinie in
Kirze erfolgen.

Damit diese Mittel an die Verkehrsunternehmen mit eigenwirtschaftlichen
Linienkonzessionen weitergeleitet werden kdnnen, hat der Kreis Warendorf fir 2023 Not-
ODA abgeschlossen. Fiir die weiteren Jahre ist gemaf Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung
mit Artikel 2 Buchstabe I) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 eine allgemeine Vorschrift
zu erlassen.

Zum Zeitpunkt der Erstellung der Vorlage ist die auskémmliche Finanzierung des DT fir
das gesamte Jahr 2024 noch nicht abschliel3end geklart.

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der L&nder haben sich in ihrer
Besprechung mit dem Bundeskanzler am 06.11.2023 nicht darauf einigen kdnnen, auch
fur die Jahre 2024ff. eine Nachschusspflicht von Bund und Landern zum Ausgleich der
Mindereinnahmen durch das Deutschlandticket zu bestimmen. Stattdessen sollen die im
Jahr 2023 nicht verbrauchten Mittel in das Jahr 2024 (bertragbar sein. Die
Verkehrsministerkonferenz wurde beauftragt, rechtzeitig vor dem 01.05.2024 ein Konzept
zur Durchfuhrung des Deutschlandtickets ab 2024 vorzulegen. 2024 soll dann eine
Verstandigung von Bund wund L&andern Uuber die weitere Finanzierung des
Deutschlandtickets einschlieBlich eines Mechanismus zur Fortschreibung des
Ticketpreises erfolgen.

Aufgrund der vorgenannten Unsicherheiten in Bezug auf die vollstandige Finanzierung
der Mindereinnahmen wird empfohlen, den Anwendungszeitraum der allgemeinen
Vorschrift zundchst bis zum 30.06.2024 zu begrenzen und eine Option flr eine
Verlangerung der allgemeinen Vorschrift einzuftigen.

Neben dem notwendigen Erlass einer Allgemeinen Vorschrift sind auch Vorkehrungen fur
den Offentlichen Dienstleistungsauftrag mit der RVM (Direktvergabe) zu treffen. Zwar ist
auch nach anwaltlicher Beratung unsicher, ob es tatsachlich einer Anpassung des ODAs
bedarf, aber aus Griinden der Rechtssicherheit sollte schon jetzt ein entsprechender
kommunalrechtlicher Beschluss gefasst werden, um rechtzeitig auch vor den



Gremiensitzungen der RVM eine ggf. notwendige Anpassung mittragen zu konnen. Das
Abstimmungsverhalten hat sich dabei daran zu orientieren, ob eine auskommliche
Finanzierung des DT gesichert ist.

Finanzielle Auswirkungen:

Da das Deutschlandticket erst zum 01.05.2023 eingefiihrt wurde, wird damit gerechnet,
dass nicht die vollstindige Hohe des Ausgleichs fir 2023 bendtigt wird. Nach den
Berechnungen des Verbands der Verkehrsunternehmen (VDV) ist fur 2023 ein
Ausgleichsbedarf von etwa 2,3 Mrd. € zu erwarten. Die damit voraussichtlich 2023 nicht
in Anspruch genommenen Ausgleichsmittel i. H. v. 700 Mio. € sollen nach dem
Beschluss der Ministerprasidentenkonferenz mit dem Bundeskanzler zusatzlich fur den
Ausgleich in 2024 zur Verfugung stehen. Damit stunden etwa 3,7 Mrd. € insgesamt fur
2024 zum Ausgleich zur Verfigung. Da der VDV flr 2024 einen Finanzierungsbedarf von
insgesamt 4,1 Mrd. € sieht, verbliebe 2024 danach ein Kostenrisiko von 400 Mio. € bei
den Aufgabentragern und Verkehrsunternehmen. Je nachdem, wie sich das Jahr 2023
tatsachlich rechnet und wie sich 2024 entwickelt, kann es grol3er oder kleiner ausfallen.
Nach dem bisherigen Beschluss wird 2024 kein weiterer Nachschuss gewahrt.

Auf Grundlage dieser Annahmen schlagt die Verwaltung vor, das Risiko fir den Kreis
Warendorf als Aufgabentrager insofern zu minimieren, als davon ausgegangen wird,
dass die Auskdmmlichkeit der bereits zugesagten Mittel fir 2024 (3 Mrd. €) zuzlglich der
Restmittel aus 2023 (ca. 700 Mio. €) zumindest bis Mitte 2024 gegeben ist. Im ersten
Halbjahr 2024 ist dann zu entscheiden, ob die allgemeinen Vorschrift gegebenenfalls
verlangert wird.

Anlagen:

2023-11-10 Anl 2
Beschluss_Zuscheidung_Einnahmen_DT_ 230320 _inkl_Erg_Nr_11 Anlage 5 zur_Must
er-AvV

2023-11-10 Anl 3 Richtlinien-Zuwendungen-Deutschlandticket-OePNV-NRW-2023
2023-11-10 Anl_4_Antrag_Gewaehrung_Zuwendung_DT 2024

2023-11-10 Anlage 1 Beschluss_Tarifbestimmungen_Deutschlandticket 25.09.2023
2023-11-10 Anlage 2 - Anl_1 Verfahrensbeschreibung_Datenmeldung_Deutschland-
Ticket

2023-11-10 V3 ENTWURF Satzung AV fur Zuwendung DT
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20.03.2023

Beschluss

des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023)

fir ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem
Deutschlandticket auf Basis des ,Leipziger Modellansatzes”.

Beschlusspunkte zum ,,Leipziger Modellansatz*

Die nachfolgenden Beschlusspunkte bilden die zentrale Grundlage fur die jeweiligen
Beschlussfassungen der16 Bundeslander,der kommunalen Spitzenverbande sowie der
Branchenorganisationen VDV, DTV-G, BDO und BSN. Damit soll bundesweit eine
gemeinsame Vorgehensweise bei der Umsetzung des Deutschlandtickets in Bezug auf
die Zuscheidung der Tarifeinnahmen aus dem Verkauf des De utschlandtickets sicher-
gestelltwerden.

1.

Mit der Anerkennung des Deutschlandtickets (D-Ticket) als bundesweit guiltiges Tarif-
produkt — entsprechend des ,Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Anderung des Re-
gionalisierungsgesetzes der Bundesregierung“ — flir den Nahverkehr durch die teilneh-
menden Verkehrsunternehmen bzw. erlésverantwortliche Aufgabentrager verpflichten
sich alle Tarifgeber bzw. Unternehmen auf die Anwendung eines gemeinsamen Zu-
scheidungsverfahrens flr das D-Ticket.

Das anzuwendende Zuscheidungsverfahren soll alle Tarifeinnahmen aus dem Kern-
produkt des D-Tickets sowie alle Einnahmen aus bundesweit geltenden kundengrup-
penspezfischen Angebotenim Rahmen des D-Tickets umfassen. Dazu zahlen samtli-
che Einnahmen sowie Leistungen von Dritten in der Hohe des festgelegten Preises des
D-Tickets.

Der nachweisbare Nachteil, welcher sich fur die Verkehrsuntemehmen (VU) und erlés-
verantwortliche Aufgabentrager aus dem Saldo der bisherigen und kinftigen Gesamt-
einnahmen (inkl. der Fahrgeldsurrogate) ergibt, wird jahrlich unter Berticksichtigung der
ihnen jeweils zugeschiedenen Einnahmen aus dem D-Ticket ermittelt und nach der
politischen Verstandigung der Ministerprasidentenkonferenz vom 02.11.2022 und
08.12.2022 durch den Bund und die Lander rechtskonform ausgeglichen. Die Lander
werden entsprechend des jeweilig in den Landern entstandenen Schadens die erhal-
tenen Bundesmittel untereinander umverteilen.

Der ,Leipziger Modellansatz* formuliert fir das EAV-Umsetzungskonzept zum D-Ticket
ein ,Marktorientiertes Innovationsmodell (in drei Stufen)*. Das Modell setzt einen deut-
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lichen Vertriebsanreiz fir die Kundenbetreuung im jeweiligen Bediengebiet des Tarif-
gebersund verhindert gleichzeitig einenaggressiven Vertriebswettbewerb in der Bran-
che.

. Stufe 1 in 2023: Zur Absicherung des Starts fur das D-Ticket wird fur das Rumpfjahr
2023 eine pragmatische Herangehensweise gewahlt, bei der grundsatzich jeder Tarif-
geber die Einnahmen aus den dort erzielten Verkaufen ausschlieflich unter den ihm
angeschlossen Verkehrsunternehmen und Aufgabentragem verteilt. Dazu kommen die
jeweiligen Regelungen der Tarifgeber (z. B. Verblinde und Tarifgemeinschaften) zur
Anwendung. D-Tickets verkaufende Unternehmen, die Fahrausweise fur mehrere Ta-
rifgeber vertreiben, melden an die jeweiligen Tarifgeber. Sie stimmen sich in Zweifels-
fragen auf Verlangen mit den betroffenen Tarifgebern und Landern ab, Gber welchen
Tarifgeber die Einnahme an die anderen Lander verteilt wird. Hierbei kénnen die Ein-
nahmen auch anteilig auf mehrere Tarifgeber/Lander verteilt werden, wobei die Ein-
nahmen nach Ziffer 2, welche klar zuordenbar sind, den jeweiligen Tarifgebern/Lander
vollstandig zugeordnet werden. Die Steuerung Uber ein Monitoring verhindert Markt-
verwerfungen und Uberschielende Einnahmen. Im Bedarfsfall kbnnen nach Beschluss
der Lander bei Marktverwerfungen auch in 2023 sowohl unterjahrig als auch in der
Abrechnung des Gesamtjahres Umverteilungen zwischen den Landern durchgefuhrt
werden. Unternehmen und erlésverantwortliche Aufgabentrager, die durch Fahrgeld-
zuscheidungen aus dem D-Ticket keinen Nachteilsausgleich in Anspruch nehmen
mussen, sind zu verpflichten, die den Soll-Einnahmewert 2023 laut Muster-Richtiinie
Ubersteigenden Betrag innerhalb des Bundeslandes abzufiihren. Sollte das Bundes-
land in Summe keinen Nachteilsausgleich bendtigen, erfolgt die Abfuhrung der Uber-
steigenden Fahrgeldbetragein andere BundeslanderimRahmen eines Landerausglei-
ches.

. Parallel werden in 2023 die technischen, organisatorischen und juristischen Grundla-
gen fur die 2. Stufe des Leipziger Modellansatzes als erste Phase eines marktorien-
tierten Einnahmenaufteilungsverfahren gemeinsam von Landem und Branche (erlos-
verantwortliche Aufgabentrager, Verkehrsunternehmen, Tarifverblinde etc.) geschaf-
fen.

. Stufe 2 in 2024/25: In der Stufe 2 wird eine marktorientierte Aufteilung der Einnahmen
etabliert. Dabei erfolgt eine Zuscheidung aller durch die Tarifgeber erzielten D-Ticket-
Einnahmen auf die Bundeslander nach dem Wohnortprinzip mit anschlieRender Kor-
rektur auf Grundlage von Balancefaktoren (z. B. fur Tourismus, Transit). Der Anteil fur
den Balancepoolist auf Basis einer Evaluation zum D-Ticketim Jahr 2023 zu ermitteln.
Die Methodik der Evaluation und Verteilung der Einnahmenaus demdurch die Korrek-
tur gefullten Balancepool ist per Beschluss der Lander zu regeln. Innerhalb der Bun-
deslander erfolgt die Verteilung der Einnahmen in Zusammenarbeit mit den jeweiligen
Tariforganisationen vor Ort. Die Verteilung der Einnahmen innerhalb der Bundeslander
kann sich ebenfalls an dem Wohnortprinzip orientieren und der DTV sowie etwaige
Landestarife kdnnen ihren bisherigen relativen Einnahmeanteil vorab erhalten. Die
konkrete Ausgestaltung der Einnahmeaufteilung zwischen den Unternehmen und er-
I6sverantwortlichen Aufgabentragernin den Landern obliegt den Akteuren in den Lan-
dern. In landergrenzenuberschreitenden Tarifrdumen kann es durch die Anwendung
der jeweiligen Einnahmenaufteilungsregelungen vor Ort zu nachtraglichen Einnah-



menverschiebungen zwischen den Landem kommen. Auf Basis der vorgenannten Ver-
fahrensweise wird der abschlieRende Nachteilsausgleich ermittelt. Da eine Einnahme-
zuscheidung des D-Tickets in Stufe 2 auch zu Uberschie3enden Einnahmen flhren
kann, sind die Unternehmen und erlésverantwortlichen Aufgabentrager wie in Stufe 1
zu verpflichten, den Einnahme-Soll-Wert des jeweiligen Jahres Ubersteigenden Ein-
nahmebetrag an einen anderen Tarifgeber des jeweiligen Landes abzuflihren.

8. Furdie Stufen 1 und 2 ist in Bezug auf das Kernprodukt des D-Tickets sowie alle Ein-
nahmen aus bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im Rah-
men des D-Tickets eine Vertriebsprovision oder Vertriebsentschadigung nicht vorau-
sehen. Neben den aktuell bestehenden Finanzierungen fur den Vertriebwird esin den
Stufen 1 und 2 zusatziche finanzielle Anreize fur den Verkauf von Deutschlandti- ckets
an Neukunden nicht geben.

Vertragliche Vertriebsregelungenin den Tariforganisationen und Tarifkooperationen

sind davon unberihrt. Alle Beteiligten haben das gleiche Verstandnis, dass ein Aus-
gleich von Umsatzveranderungen aus reduzerten oder ersparten Provisionen Uberge-
eignete rechtliche Mechanismen (lUber den Ausgleichsmechanismus der Richtlinie o-
der ein Ausgleich innerhalb der Tariforganisation) fir Stufe 1 und 2 sicherzustellen ist.
Die vollstandigen Einnahmen aus demD-Ticketwerden ohne Abzug von vertrieblichen
Aufwendungen in das Zuscheidungsverfahren flir das D-Ticket eingespeist und den Ist-
Einnahmen laut Richtlinie zum Ausgleich des Nachteils zugerechnet.

Im Zuge der Evaluation und der Festlegungen zur neuen EAV in Stufe 3 sind geeignete
Finanzierungs- und/oder Vergutungsmodelle fir den Vertrieb zu prifen.

Sofern es in Stufe 2 zu erheblichen Abweichungen zw. Einnahmenanspruch und den
realisierten kassentechnischen Einnahmen der jeweiligen Tariforganisationen respek-
tive deren Unternehmen kommt, werden die Branche und die Lander Gesprache mit
dem Ziel aufnehmen, diese erheblichen Unwuchten auszugleichen.

9. Fur das praktische Funktionieren des D-Tickets und der Ausgleichsleistungen ist eine
ausreichende Verbindlichkeit der Regelungen erforderich, auf die die Lander, die Auf-
gabentragerund die Branchenorganisationen hinwirken. Flr notwendige Einnahmeab-
fuhrungen gelten die in den Ziffern 5 und 7 definierten Regelungen.

10. Stufe 3 voraussichtlich ab 2026: Auf Basis der Erfahrungenin den Jahren 2023 bis 2025
wird mit Wirkung zum 01.01.2026 ein grundsatzlich nachfrageorientiertes Ein-
nahmeaufteilungsverfahren zur Anwendung gebracht. Das entsprechende Verfahren
wird gemeinsamvon den Landern mitder Branche entwickelt und demKoordinierungs-
rat zur Beschlussfassung vorgelegt.

11. Verfahrensbeschreibungen zur Umsetzung des Clearingverfahrens sind als Anlagen
dem Beschlusstext beigefiigt."

Anlagenverzeichnis:
Anlage 1: Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschland-Ticket

' Ergénzung gem. Umlaufbeschluss vom 6. April 2023
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Richtlinien iiber die Gewahrung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht gedeckter
Ausgaben im 6ffentlichen Personennahverkehr im Zusamme nhang mit dem
Deutschlandticketim Jahr 2023 in Nordrhein-Westfalen
(Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023)

Runderlass des Ministeriums fir Umwelt, Naturschutzund Verkehr
-VIl D 3-58.53.08-000006 -
vom 21. April 2023

1

Rechtsgrundlage

Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabentrager und Verkehrsunternehmen im
offentlichen Personennahverkehr (OPNV) einschlieRlich des Schienenpersonennahverkehrs
(SPNV) im Zusammenhang mit der Einfihrung des Deutschlandtickets gewahrt das Land
nach MafRgabe dieser Richtlinien und den §§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158) in der jeweils
geltenden Fassung und des Runderlasses des Ministeriums der Finanzen
,Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung“ vom 06. Juni 2022 (MBI. NRW. S.
445) in der jeweils geltenden Fassung Zuwendungen.

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewahrung der Leistung. Die Bewilligungsbehdrde
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemaRen Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen der
verfugbaren Haushaltsmittel.

2

Gegenstand der Forderung

Die Zuwendungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfanger in Nordrhein-Westfalen,
deren Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezember 2023 aufgrund der EinfuUhrung des
Deutschlandtickets durch den Riickgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen
aus allgemeinen Vorschriftenim Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht
durch Einnahmen aus Fahrgeldem und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die
Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007
Uber 6ffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straf3e und zur Aufhebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315 vom
3.12.2007, S. 1) (VO 1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Absatz
3 der VO 1370 gedeckt werden kénnen.

3

Zuwendungsempfangerin oder Zuwendungsempfanger

Empfanger sind

3.1

Aufgabentrager des OPNV im Sinne des Gesetzes (iber den &ffentlichen
Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (OPNVG NRW) vom 7. Marz 1995 (GV. NRW.
S. 196) in der jeweils geltenden Fassung,

3.2

Zweckverbande sowie die Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AGR, soweit sie Aufgaben der
OPNV-Finanzierung fur die Aufgabentrager des OPNV mit Ausnahme des SPNV
wahrnehmen, als Sammelantragsteller fir die Empfanger nach Nummer 3.1,

3.3

Nur soweit Aufgabentrager oder Aufgabentragerorganisationen bis zum 31. Dezember 2023
keine Regelung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 4 RegG getroffen haben, sind flr den
Zeitraum vom 1. Mai 2023 bis zum 30. September 2023 Empfanger auch 6ffentliche und
private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsflhrer
nach dem Personenbeférderungsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 OPNV auf
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dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines offentlichen Dienstleistungsauftrages
Beforderungsleistungenim OPNV bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen.
Fur die Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung fir
die jeweiligen Regionalbereiche zulassig.

4

Zuwendungsvoraussetzungen

Soweit die Empfanger fur Verkehrsleistungen nicht erldsverantwortlich sind, leiten sie die
Zuwendungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in
entsprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den Vorgaben der VO 1370 Uber
allgemeine Vorschriften oder 6ffentliche Dienstleistungsauftrage oder iber andere
beihilferechtlich zulassige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. Die Erldsverantwortlichen
sind zu verpflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung fir das
Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfur erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende
Einnahmenanspriche vollumfanglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese
Anspriche Uberschiellende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

5

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

5.1

Bei der Leistung handelt es sich um eine Zuwendung gemaf § 44 LHO im Rahmen der
Projektforderung.

5.2

Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollstandigen Ausgleich in Hohe von 100
Prozent der ausgleichsfahigen nicht gedeckten Ausgaben.

5.3

Die Zuwendung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewahrt.

5.4

Die ausgleichsfahigen nichtgedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:

5.4.1

Fahrgeldausfalle:

Fur jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Ubergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif,
Beforderungsbedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den
um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2023 hochgerechneten tatsachlichen
Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und den tatsachlichen
Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres 2023 nach Mal3igabe der Nummern
5.4.1.1 und 5.4.1.2 ausgleichsfahig. MaRgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen
(ohne Umsatzsteuer).

Die Verbundorganisationen haben den Empfangern die fur die Antragstellung erforderlichen
Daten zu liefern. Einnahmen aus dem Erhéhten Beférderungsentgelt werden nicht
berlcksichtigt.

54.1.1

Zur Berechnung der umdie Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat
verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und
Preisstufe der Monate Mai bis Dezember 2019 mit den fur diese Kartenartund fur die im
Gliltigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2023
genehmigten Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023 wirksam
werden, sind im Wesentlichen gleichmaRig fir alle Kartenarten und alle Preisstufen
vorzunehmen. Lassen sich in Einzelfallen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen
oder handelt es sich um stlickzahlunabhangige Pauschalangebote, ist die aus der
Berechnung nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung fur die
Hochrechnung maRRgebend. Wenn aufgrund einer grundlegenden Anderung der Tarifstruktur,
die nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und
Preisstufen des Jahres 2019 nicht méglich ist, kdnnen die hochgerechneten
Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt werden.



Wurden die Preise fur Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultigkeit nach dem 15. Januar
2023 abgesenkt, sind fur diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis
des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln. Die nach den Satzen 1 bis 5 ermittelten
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhaltnis der Veranderung der tatsachlich
erbrachten Betriebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr
2023 gegeniberdem Kalenderjahr 2019 im Gebiet des Empfangers nach Nummer 3.1
fortzuschreiben. Als Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der prozentualen
Steigerung bzw. prozentualen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet des
Empfangers nach Nummer 3.1 anzusetzen.

Als pauschaler Ausgleich der durch die Einfuhrung des Deutschlandtickets entfallenden
prognostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten werden die
nach den Satzen 1 bis 5 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 1,3 Prozent erhoht.
Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach
Einnahmenaufteilung im jeweiligen Bundesland zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der
Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach
den Satzen 1 bis 7 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um den Uber die Bagatellgrenze von

5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz fur alle Empfanger im Land abzusenken.

Bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-T arif sind die
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemal} der Einnahmenaufteilung unter
Zugrundelegung des Aufteilungsschlussels fur das Jahr 2023 der jeweiligen
Verbundorganisation zu verteilen, der ohne die Einfihrung des Deutschlandtickets gegolten
hatte.

54.1.2

Zur Berechnung der anzusetzenden tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis
Dezember 2023 sind die tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen einschlieRlich der
Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Fur Jobtickets zum
Deutschlandticket sind die tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei die
abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendetwurden. Die Vornahme
weiterer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket
insbesondere fur die Deckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulassig. Wurden die
Preise fur Tickets mit nicht deutschlandweiter Gliltigkeit nach dem 15. Januar 2023
abgesenkt, sind bei der Ermittlung der tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen fur die Berechnung
des Ausgleichs fir alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultigkeit mit Ausnahme von im
Solidarmodell verkauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar
2023 geltenden ggfs. den Preis des Deutschlandtickets auch Gbersteigenden Preisen
anzusetzen.

Bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem
Deutschlandticket sind die so ermittelten tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen gemaf der
Einnahmenaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlussels fur das Jahr 2023 der
jeweiligen Verbundorganisation sowie gemafR der Einnahmeaufteilung fur das
Deutschlandticket zu verteilen.

54.2

Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch
Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3
Absatz 6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBI. I S. 2075) geandertworden ist, sind die
um die Tarifanpassungen gemal Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfahigen
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraumes Mai bis Dezember 2019 bzw. die nach MalRgabe der
Nummer 5.4.1.2 errechneten erstattungsfahigen Fahrgeldeinnahmen fur den Zeitraum Mai
bis Dezember 2023 zu ermitteln und fur diese die Erstattungsleistung aufgrund der je weiligen
fur das entsprechende Jahr festgelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsatze (2019 fur
hochgerechnete und 2023 fur Ist-Fahrgeldeinnahmen 2023) zu berechnen. MalRgebend sind
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen,
Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket
gemal der nach Nummer 5.4.1.1 fUr die hochgerechneten erstattungsfahigen
Fahrgeldeinnahmen bzw. gemafl Nummer 5.4.1.2 fur die tatséchlichen erstattungsfahigen



Fahrgeldeinnahmen mal3igebenden Einnahmenaufteilung. Ausgleichsfahig ist die Differenz
der so errechneten Betrage fur die jeweiligen Verkehrsleistungen.

54.3

In entsprechender Weise ist die ebenfalls ausgleichsfahige Minderung anderer
Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen. Einsparungen der
Empfanger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.
54.4

Ausgleichsfahig sind dartber hinaus erhdhte Ausgaben fur die Anpassung der
Vertriebsprozesse zur Einfihrung des Deutschlandtickets. Dabei wird flir jeden zum Stichtag
30. April 2023 beim Empfanger bzw. den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden
Verkehrsunternehmen in einem vor dem Deutschlandticket angebotenen Abonnement
gebundenen Kunden eine einmalige Umstellungspauschale in Hohe von 15,00 Euro
gewahrt. Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gliltigkeit von mehr als einem
Monat. Dazu zahlen auch Semestertickets sowie Monatskarten, die von Unternehmen
ausgegeben werden, die keine Abonnements im gesamten Tarifangebot haben und
mindestens vier dieser Monatskarten im Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023
nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe Kundin verkauftwurden. Voraussetzung
um fur alle zum Stichtag 30. April 2023 beim Empfanger bzw. den in wirtschaftlicher
Verantwortung stehenden Verkehrsunternehmen gebundenen Kunden im Sinne des Satzes
2 eine Umstellungspauschale zu erhalten ist, dass zum Stichtag 31. Dezember 2023 eine
Anzahl an Kunden, die mindestens 60% des Abo-Kundenbestands vom 30. April 2023
betragt, im Deutschlandticket beim Empfanger bzw. demin wirtschaftlicher Verantwortung
stehenden Verkehrsunternehmen gebunden ist. Wenn unter 60 %, aber mehr als 30 % des
Kundenbestandes vom 30. April 2023 zum Stichtag 31. Dezember 2023 beim jeweiligen
Empfanger bzw. Unternehmen gebunden ist, erhalt der Empfanger bzw. das Unternehmen
50 % des sich aus Satz 2 ergebenden Wertes. In besonders begriindeten Einzelfallen kann
eine gesonderte Regelung getroffen werden. Zuzlglich wird pauschal fur jedes zum 30. April
2023 vorhandene, auf die Kontrolle des Deutschlandtickets erttichtigte Kontrollgerat und fur
die Kontrolle des Deutschlandtickets im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgerat eine einmalige
Umstellungspauschale zur Kompensation der Kontrollmehrausgaben in Hohe von 317,00
Euro gewahrt. Es ist durch geeignete Regelungen mit den flir den Vertrieb und Kontrolle
beauftragten Partnem sicherzustellen, dass die Pauschalen sachgerecht ausgereicht
werden.

Weiterhin kann der Empfanger die geleisteten Ausgaben fir die Einrichtung des EAV-
Clearings im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher
Verkehrsuntemehmen e.V., der Deutschlandtarifverbound GmbH, dem Bundesverband
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V.,
die an die NVBW GmbH geleisteten Ausgaben fur die gutachterliche Begleitung des
Prozesses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die
DeutschlandMobil 2030 GmbH geleisteten Ausgaben flir bundesweites Marketing sowie fur
die Evaluation des Deutschlandtickets geltend machen.

Nicht erstattungsfahig sind erhdhte Ausgaben fur zusatzliche Betriebsleistungen.

545

Mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Minderungen von Erldsen aus
Vertriebsprovisionen eines Empfangers innerhalb von Tarifbereichen sind erstattungsfahig.
5.4.6

Von dem nach den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 ermittelten Ausgleich sind in direktem
ursachlichem Zusammenhang mit der Einfuhrung des Deutschlandtickets vermiedene oder
ersparte Aufwendungen durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine
rechtskraftig festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen De utschlandticket
bedingten Forderungen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergitung aus
erganzender Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB gegenuberstehen, in Abzug zu
bringen.

547



Die Summe der gemafly den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 errechneten Minderungen abziglich
der vermiedenen oder ersparten Aufwendungen gemaf Nummer 5.4.6 ist der
ausgleichsfahige Ausgleichsbetrag.

5.4.8

Erbringt ein Verkehrsuntemehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer
Aufgabentrager und kénnen die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der
Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufgabentrager zugeordnet werden, sind diese auf
der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabentragers erbrachten Fahrzeug-, Wagen-
bzw. Zug-Kilometer des Kalenderjahres 2023 den Aufgabentragern zuzuordnen. Die
beteiligten Aufgabentrager oder Bewilligungsbehoérden kdnnen eine abweichende Aufteilung
vereinbaren.

6

Sonstige Bestimmungen

6.1

Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Zuwendungen an Verkehrsunternehmen
eine Uberkompensation der aus der Einfiihrung des Deutschlandtickets resultierenden
wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. Soweit die beihilferechtliche Rechtfertigung
aus der VO 1370 erfolgt, diirfen bei der Uberkompensationspriifung aus Griinden der
Gleichbehandlung als Ma3stab auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der VO
1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe
der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfullung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des
Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsuntemehmens sowie auf seine
Kosten, soweit diese als zusatzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der
Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen
aufgrund der Einfihrung des Deutschlandtickets Kosten erspart; sonstige Kosten des
Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Uberkompensationskontrolle.

6.2

Die Empfanger sind zu verpflichten, dass die Unternehmen verpflichtet werden, die nach Nr.
5.4.4 dieser Richtlinien unterstiitzte Kontrollinfrastruktur drei Jahre im OPNV in Deutschland
einzusetzen.

6.3

Die Empfanger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um
subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und
dass Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Dopp elférderung ist
ausgeschlossen.

6.4

Die Empfanger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass bis zum 20. eines Monats
fur den Vormonat alle Verkaufe des Deutschlandtickets an die von der Arbeitsgemeinschaft
aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund
GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband
SchienenNahverkehre.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden.

6.5

Die Empfanger sind zu verpflichten, bis zum 31. Marz 2025 die tatsachlich entstandenen
nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen aufder Grundlage der in Nummer 5.4
genannten Berechnungsmethode nachzuweisen, dieser Nachweis gilt als
Schlussverwendungsnachweis. Auf Grundlage des Schlussverwendungsnachweises setzt
die Bewilligungsbehdrde die Zuwendung endgultig fest. Dem Nachweis sind insbesondere
Bestatigungen der Verbundorganisationen tber die aufzuteilenden Einnahmen der Monate
Mai bis Dezember 2019 und die Einnahmeaufteilungen sowohl fur die nach Nummer 5.4.1.1
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch fir die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten
tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023 sowie eine
Bescheinigung eines Wirtschaftsprifers Uber die Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und
2023 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufiigen. Den Bestatigungender
Verbundgesellschaften sind auch die betragsmafigen Erldsminderungen aus



Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionen je Empfanger
hinzuzufigen. Weiterhin ist jeder Empfanger zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der
Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 30. April
2023 und 31. Januar 2024 beizulegen. Die Bewilligungsbehdrde kann weitere Unterlagen
anfordern.

6.6

Zuwendungen, die Gber den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach MalRgabe
der Nummer 5.4.1 hinausgehen, sind vom Empfanger zurtickzufordern. In der Regel sind die
zuruckgeforderten Betrage nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet
werden. Sollte sich herausstellen, dass dertatsachliche ausgleichsfahige Betrag den
prognostizierten Ubersteigt, ist eine Anpassung der gewahrten Zuwendung vorzunehmen.
6.7 Die Ziffern 1.3,1.5,1.6,3.2,5.2.3,7.2,8.2.5,8.6,10.2, 11ader VV zu § 44 LHO, die
Ziffern 1.3,1.5,2.2,2.4,7.2,8.2.5, 8.6, 11ader VVG zu § 44 LHO, die Ziffern 1.4, 3, 5.4, 6,
8.3.1, 8.5 der ANBest-P sowie die Ziffern 1.2, 1.4,5.4,7,9.3.1, 9.5 der ANBest-G finden
keine Anwendung.

7

Verfahren

71

Ein Antrag auf Gewahrung der Zuwendung ist bis zum 30. September 2023 zu stellen. Flr
die Antragstellung ist die Anlage 1 zu verwenden. Die Bewilligungsbehorde kann verspatete
Antrage zulassen. Er hat die Berechnung bzw. Schatzung der voraussichtlichen nicht
gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in Nummer 5.4 genannten
Berechnungsmethode zu enthalten.

7.2

Bewilligungsbehdrde ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Empfanger seinen Sitz hat.
Bewilligungsbehdrde fur Empfanger nach Nummer 3.3 ist jeweils die Bezrksregierung, die
die zustandige Bewilligungsbehdrde fur den Empfanger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum
31. Dezember 2023 keine Regelung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satze 4 und 5 RegG
getroffen hat.

7.3

Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen tber die Minderungen gemaf den
Nummern 5.4.1 sowie weitere begriindende Unterlagen beizufligen.

Sammelantragen von Empfangern gemalt Nummer 3.2 sind die Antrage der Empfanger
gemald Nummer 3.1 beizufigen.

7.4

Fur die Bewilligung ist das Muster der Anlage 2 zu verwenden.

Auf formlosen auch elektronischen Antrag erhalten die Empfanger nach den Nummern 3.1
bzw. 3.2 eine Vorauszahlung in Hohe von bis zu 80 Prozent des nach Mal3gabe der
Richtlinien Gber die Gewahrung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von Schaden im
offentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 und
dem temporar eingefuhrten 9-Euro-Ticket im Jahr 2022 in Nordrhein-Westfalen (Richtlinien
Corona-Billigkeitsleistungen OPNV NRW 2022 - Runderlass des Ministeriums fiir Umwelt,
Naturschutzund Verkehr - Il B 3 — 58.53.08-000001 - vom 2. August 2022) vorlaufig
bewilligten Schadensausgleichs fur die Monate Juni bis August 2022. Der Antrag kann um
bis zu 80 Prozent des nach MaRgabe der Richtlinien Corona-Billigkeitsleistungen OPNV
NRW 2022 bewilligten Schadensausgleichs von Verkehrsunternehmen erweitert werden,
welche im Jahr 2022 ausschlieBlich einen isolierten Schadenausgleich nach Nummer 4.5
Richtlinien Corona-Billigkeitsleistungen OPNV NRW 2022 beantragt haben und aufdem
Gebiet des Aufgabentragers Verkehrsleistungen erbringen. Erbringt ein
Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabentrager und
kdénnen die fur das Jahr 2022 bewilligten Schaden nicht eindeutig der Betriebsleistung im
jeweiligen Gebiet der Aufgabentrager zugeordnet werden, gilt Nummer 5.4.8 entsprechend.
Die Vorauszahlung wird je zur Halfte in den Monaten April und August 2023 ausgezahlt. Sie
ist nach dem Muster der Anlage 2 zu bewilligen.

7.5



Empfanger gemal Nummer 3.2 haben die Zuwendungen an die Empfanger gemafld Nummer
3.1 weiterzuleiten und dabei sicherzustellen, dass die mafigeblichen Bestimmungen des
Bewilligungsbescheides auch den Empfangemn auferlegt werden. Dies schlief3t ausdrticklich
die Nachweisfuhrung ein.

7.6

Die Modalitaten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid naher geregelt.

7.7 Die Zustimmung zum férderunschadlichen Mallnahmenbeginn gilt als erteilt.

7.8 Der Landesrechnungshofist berechtigt, bei den Empfangern und bei Dritten, an die die
Mittel aus diesen Richtlinien weitergeleitet werden, Prifungen durchzufiihren.

8

Inkrafttreten/AuBerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veroéffentlichung in Kraft und am 30. Juni 2025
aulder Kraft.



| |
OAnI a54 zur Satzung AV WAF Festsetzung DT Hochsttarif
Anlage 1

Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht
gedeckter Ausgaben im offentlichen Personennahverkehr im
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 in
Nordrhein-Westfalen

1. Allgemeines
1.1 Antragsteller

Aufgabentrager:

Anschrift

PLZ, Ort

Ansprechpartnerin

Telefon

E-Mail

Bank

IBAN

1.2 Verkehrsleistung

kmin 2019 km in 2023
Betriebsleistungen insgesamt | | |
davon in Land



HenkeMartina
Schreibmaschine
Anlage 4 zur Satzung AV WAF Festsetzung DT Höchsttarif 

HenkeMartina
Textfeld
2024


2. nicht gedeckte Ausgaben

2.1 nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldriickgange

2.1.1 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldriickgange in den
folgenden Verkehrsverbinden

Verbund nicht gedeckte Ausgaben

Summe 0,00 €

2.1.2 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldrickgange im
Verbundtarif.

Diese nicht gedeckten Ausgaben sind nur in einem Antrag des Antragstellers darzustellen.
Gesamtbetrag

[nicht gedeckte Ausgaben (bitte Anlage zur Berechnung des Betrages beifiigen)* | 0,00 €|

2.1.3 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldriickgange in
Haustarifen.
Gesamtbetrag

[nicht gedeckte Ausgaben (bitte Anlage zur Berechnung des Betrages beifiigen)* | |

*In der Anlage sind die einzelnen Ticketarten darzustellen. Zur Berechnung der um die
Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 hochgerechneten tatsachlichen
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat verkauften Fahrausweise der
jeweiligen Kartenart und Preisstufe der Monate des entsprechenden Zeitraums 2019 mit den fir diese
Kartenart und fur die im Glltigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des
Jahres 2023 genehmigten Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023
wirksam werden, sind im Wesentlichen gleichmalig fur alle Kartenarten und alle Preisstufen
vorzunehmen. Lassen sich in Einzelfallen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder
handelt es sich um stlickzahlunabhangige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz
2 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung flr die Hochrechnung mafigebend. Die
hochgerechneten Einnahmen sind um die in Nummer 5.4.1.1 Richtlinien Deutschlandticket-
Zuwendungen OPNV NRW 2023 genannnten Mehrverkehrs- und Mebhrleistungsfaktoren
fortzuschreiben. Die Verbundorganisationen haben den Empféangern die fir die Antragstellung
erforderlichen Daten zu liefern.



2.2 nicht gedeckte Ausgaben im Zusammenhang mit allgemeinen Vorschriften

2.2.1 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben aus erhéhten Ausgaben auf Grund
eigener Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften (bitte einzeln benennen, ohne
Umsatzsteuer®)

Allgemeine Vorschrift Gesamtbetrag

Summe: 0,00 €

2.2.2 Einsparungen bei Leistungen aus allgemeinen Vorschriften bitte einzeln benennen, ohne
Umsatzsteuer®)

Allgemeine Vorschrift Gesamtbetrag

Summe: 0,00 €
* Ausgaben aus allgemeinen Vorschriften zur Umsetzung des Deutschlandtickets sind hier nicht zu
beriicksichtigen. Einsparungen bei Leistungen aus AV sind unter Punkt 2.2.2 zu erfassen und
gegenzurechnen.

nicht gedeckte Ausgaben aus erhohten Ausgaben aus AV 0,00 €
Einsparungen bei Leistungen aus AV 0,00 €
Saldo nicht gedeckte Ausgaben aus allgemeinen Vorschriften 0,00 €

2.3 nicht gedeckte Ausgaben aus Minderung der Erstattungsleistung nach SGB IX



Die Umsatzsteuer bleibt unbericksichtigt.

Vomhundertsatz SGB IX 2019

Individueller Vomhundertsatz gem. § 231 Abs. 5 SGB 1X 2019
Vomhundertsatz SGB IX 2023

Individueller Vomhundertsatz gem. § 231 Abs. 5 SGB 1X 2023
Fahrgeldeinnahmen Antragszeitraum 2023

hochgerechnete Fahrgeldeinnahmen Vergleichszeitraum 2019*

Nach Anwendung Vomhundertsatz SGB 1X 2023 0,00 €
Nach Anwendung Vomhundertsatz SGB 1X 2019 0,00 €
Differenz=nicht gedeckte Ausgaben 0,00 €

*Die Hochrechnung wird durch Multiplikation der Anzahl der in 2019 verkauften einzelnen Ticketarten
mit den in 2023 geltenden Preisen durchgefihrt (siehe Hinweise zu 2.1)

2.4 Erhohte Ausgaben zur Anpassung der Vertriebsprozesse

in Abonnements gebundene Kunden am 30.04.2023* -
vorhandene ertlichtigte Kontrollgerate zum 30.04.2023** -
neu im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgerate** -
Gesamt -

[LITOTROIRQ)

*Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gultigkeit von mehr als einem Monat. Dazu
zahlen auch Semestertickets sowie Monatskarten, die von Unternehmen ausgegeben werden, die
keine Abonnements im gesamten Tarifangebot haben und mindestens vier dieser Monatskarten im
Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023 nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe Kundin
verkauft wurden.

**Berlcksichtigt werden dirfen vorhandene, fir das Deutschlandticket ertlichtigte Kontrollgerate
sowie im Jahr 2023 zur Kontrolle des Deutschlandtickets neu beschaffte Kontrollgerate

2.5 Minderung von Erlésen aus Vertriebsprovisionen
Gesamtbetrag

[Minderungen von Erlésen aus Vertriebsprovisionen* | |

*Auschlielich mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Mindererlése innerhalb von
Tarifbereichen



3. Ersparte Aufwendungen

Der Antragsteller vermied oder ersparte Aufwendungen in direktem ursachlichem Zusammenhang
mit der Einflhrung des Deutschlandticket durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine
rechtskraftig festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen Deutschlandticket bedingten
Forderungen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergutung aus erganzender
Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB gegenliberstehen

Gesamtbetrag
|ersparte/ vermiedene Aufwendungen | |

4. Saldo nicht gedeckte Ausgaben und Minderaufwendungen

Der anzusetzende Saldo aus nicht gedeckten Ausgaben und Minderaufwendungen betragt (ohne
Umsatzsteuer):

Gesamtbetrag
Nicht gedeckte Ausgaben aus dem Rilickgang der Fahrgeldeinnahmen (Verbund) 0,00 €
Nicht gedeckte Ausgaben aus Rickgang der Fahrgeldeinnahmen im Haustarif 0,00 €
Nicht gedeckte Ausgaben aus Minderung der Erstattungsleistung nach SGB IX 0,00 €
Nicht gedeckte Ausgaben aus Minderung der Ausgleichsleistungen aus AV 0,00 €
Erhdhte Ausgaben flr Vertriebsprozesse Deutschlandticket - £
Minderungen von Erldsen aus Vertriebsprovisionen - €
abzlglich Einsparungen - £
Saldo nicht gedeckte Ausgaben/Ersparnisse = Zuwendung 0,00 €

Hinweis:
Es handelt sich bei den vorgenannten Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von §
264 des Strafgesetzbuches. Subventionsbetrug ist nach dieser Vorschrift strafbar.
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Tarifbestimmungen fiir das Deutschlandticket

1. Grundsatz

Das Deutschlandticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundeslandern geférdertes
deutschlandweit glltiges Tarifangebot im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und im o6ffentlichen

Personennahverkehr (OPNV). Es gilt ab dem 1. Mai 2023.

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen gelten fir das Deutschlandticket und sind von allen teilneh-
menden Verkehrsunternehmen des SPNV und des OPNV in Deutschland verbindlich anzuwenden.
Diese Tarifbestimmungen erganzen die bestehenden Tarif- und Beférderungsbedingungen der teilneh-
menden Verkehrsverbiinde, der Landestarife und des Deutschlandtarifs sowie die Beforderungsbedin-
gungen der teilnehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden Ver-

kehrsunternehmen des OPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts anderes ergibt.

Flr die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshaltenden Verkehrsun-

ternehmens.
2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingungen und Geltungsbereich

Das Deutschlandticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten Nutzung der Ziige
des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifs in der 2. Wagenklasse sowie der sons-
tigen Verkehrsmittel des OPNV im rdumlichen Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Ver-
kehrsunternehmen, Verkehrsverbiinde und Landestarifgesellschaften. Dies schlieft im Ausland lie-
gende Geltungsbereiche mit ein, soweit das eigene Tarifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unterneh-
mens sich aufgrund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Gebiet erstreckt. Zum
OPNV gehért die Beférderung mit StraRenbahnen und Obussen im Sinne des Personenbeférderungs-
gesetzes sowie mit Kraftfahrzeugen im Liniennahverkehr nach den §§ 42 und 44 PBefG. Liniennahver-
kehre nach § 43 PBefG fallen insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemal} § 2 Absatz 4 PBefG

allgemein zuganglich sind.

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die Gberwiegend zu touristischen oder histori-

schen Zwecken betrieben werden.

Die Nutzung von Ziigen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundséatzlich ausgeschlossen.
Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integrationskonzepten) werden im Geltungs-

bereich des Deutschlandtickets fiir den Schienenverkehr bekanntgegeben.
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Das Deutschlandticket ist nicht tGbertragbar und wird als persénlicher Fahrausweis ausgegeben, der
mindestens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum des Fahrgastes beinhaltet. Dieser
Fahrausweis wird in Form einer Chipkarte und als Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket
kann von den Vertrag haltenden Unternehmen, die das Deutschlandticket tiber eine Chipkarte als Tra-
germedium bereitstellen, vorlaufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets, langs-
tens bis zum 31.12.2023 als digital kontrollierbares Papierticket (mit Barcode) ausgegeben werden. Ein
als Papierticket ausgegebenes Deutschlandticket gilt fiir maximal einen Kalendermonat. Zur Legitima-
tion ist ein amtliches Lichtbilddokument mitzufiihren und bei Kontrollen vorzuzeigen. Bei Kindern und
Jugendlichen bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres genligt zur Legitimation ein Schilerausweis.

Wird ein solcher nicht ausgestellt, entfillt die Legitimationspflicht.!
Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mitnahme von Personen Uber 6 Jahren.

Das Deutschlandticket berechtigt ausschlieflich zur Nutzung der 2. Wagenklasse.
Ein Ubergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Verkehrsverbiinden, Lan-

destarifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Tarifbestimmungen moglich.

Fiir die Mitnahme eines Fahrrades ist ein regulares Fahrradkartenangebot zu erwerben, soweit die

Fahrradmitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.

Fir die Mitnahme eines Hundes ist ein reguldres Fahrkartenangebot zu erwerben, soweit die Mit-

nahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.
. Vertragslaufzeit und Kiindigung

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbiinden und Landes-
tariforganisationen fiir Abonnement-Produkte eingerichteten Verkaufsstellen bzw. {iber deren Ver-

triebskandle erworben werden.

Das Deutschlandticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonnement ist jeweils zum

Ersten eines Monats moglich.

Das Abonnement wird flir unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann monatlich gekiindigt werden. Die
Kindigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des jeweiligen Kalendermonats erfolgen.
Das Deutschlandticket gilt im Falle einer Kiindigung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten

Tages dieses Kalendermonats, langstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags.

Neben der monatlichen Kiindbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im Bereich des Per-

sonenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monaten angeboten werden.

" Ergénzt durch Beschluss des Koordinierungsrates vom 30.05.2023



4. Beférderungsentgelt

Der Preis fur das Deutschlandticket im Abonnement betragt 49,00 EUR pro Monat bei monatlicher

Zahlung. Eine jahrliche Zahlung des zwolffachen Monatsbetrages kann angeboten werden.

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-Sammeltaxi, Ruf-
bus) sowie bei taglich verkehrende Eisenbahnen mit besonderen Betriebsformen (z. B. Schmalspur-

bahnen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach den 6rtlichen Tarifbestimmungen erhoben.
5. Jobticket
Das Deutschlandticket kann als rabattiertes Jobticket angeboten werden.

Dieses Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit einem teilnehmen-
den Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung liber den Erwerb des Deutsch-
land-Jobtickets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im Sinne dieser Bestimmung kénnen Unternehmen,

Verwaltungen, Behérden und sonstige Institutionen sein.

Der Fahrpreis flr das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt 4 abziiglich 5%
Rabatt. Voraussetzung fiir den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen Zuschuss zum Jobticket leistet,

der mindestens 25% des Fahrpreises gemals Abschnitt 4 betragt.
6. Fahrgastrechte

Flr Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. Teil A Nr. 8 der Tarifbedingungen des
Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen fir Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer

jeweils genehmigten und veroffentlichten Fassung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandtarif-

verbund.de. Das Entgelt flir das Deutschlandticket gilt als erheblich erméaRigtes Beforderungsentgelt
gemal § 3 EVO. Das zusatzliche Recht bei Verspatung gemaR § 11 Absatz 1 Nummer 1 EVO wird aus-

geschlossen.?

2 Erganzt durch Beschluss des Koordinierungsrates vom 10.07.2023



7. Erstattung®

Die flir Zeitkarten geltenden Erstattungsregelungen gelten auch fiir das Deutschlandticket. Eine Erstat-
tung wegen Krankheit setzt zudem voraus, dass die Bescheinigung eines Arztes, eines Krankenhauses
oder einer Krankenkasse Uber eine Reiseunfihigkeit flr einen Zeitraum von mehr als 21 zusammen-
hdangenden Tagen vorgelegt wird. Der Antrag auf Erstattung muss unverziiglich, spatestens innerhalb
einer Woche nach Ablauf der Giltigkeit des Fahrausweises bei der Verwaltung des vertragshaltenden

Unternehmens gestellt werden.

Erstattet wird fir volle Kalendermonate der in dem betreffenden Monat geltende Monatseinzug, fur

Monatsteile pro Tag 1/30 des in dem betreffenden Monat entrichteten Fahrgelds erstattet.

3 Nr. 7 erganzt durch Beschluss des Koordinierungsrates vom 25.09.2023. Diese Anderung soll zum
1. Januar 2024 erfolgen. Eine friihere Anderung ist zulassig.
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Anl 2 zur Satzung AV WAF Festsetzung DT HoOchsttarif:
Anl Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschlandticket

Beschluss Koordinierungsrat (Umlaufbeschluss vom 6. April 2023)

Erganzung Beschluss des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023) fir ein bundesweites
Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des
.Leipziger Modellansatzes".

Erlauterung

Die UAG Einnahmeaufteilung hat in ihrer Sitzung am 30.03.2023 die Aufnahme der angehangten
Verfahrensbeschreibung zur Datenmeldung Deutschland-Ticket als Anlage 1 zum Beschluss des
Koordinierungsrates fur ein bundesweites Clearingverfahren empfohlen. Das Dokument dientden
Vertriebsstellen und der zentralen Clearingstelle zur Abwicklung der Datenmeldungen.
Ergénzend zum Beschluss zum bundesweiten Clearingverfahren sind Ubergangsfristen fiir die
Implementierung der Wohnort-Postleitzahl definiert.

Aufnahme Beschlusspunkt 11

11. Verfahrensbeschreibungen zur Umsetzung des Clearingverfahrens sind als Anlagen dem
Beschlusstext beigeflgt.

Aufnahme Anlagenverzeichnis

Anlage 1: Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschland-Ticket

Aufnahme Anlage 1

Die Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschland-Ticket wird dem Beschluss zum
bundesweiten Clearingverfahren als Anlage 1 beigefugt.
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Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem
Deutschlandticket auf Basis des, Leipziger Modellansatzes”

Verfahrensbeschreibung Datenmeldung
Deutschland-Ticket

1.

Grundsatzliches
Die Vertriebsdatensammlung (VDS) durch die Clearingstelle (light) muss
friihestmoglich nach Verkaufsstart beginnen kdnnen
Daher geht Schnelligkeit und Einfachheit in der Meldung vor Detailierung

Die vertreibenden Unternehmen miissen schnellstens tber Anforderungen und

Meldewege informiert werden, um moglichst zeitnah alle Anforderungen an
die Datenstruktur der Meldungen umsetzen zu konnen.

Die Meldung erfolgt , kaskadierend”/stufenweise:

[0 Vom VU/Verkaufer andie ,gewohnte” Tariforganisation! (TO), z.B.
Verkehrsverbiinde

[0 Von der TO an die Clearingstelle

[0 Haustarife kdnnen selbst direkt an Clearingstelle melden oder an
,hahestehende” Verbundorganisation

Der Ablageort muss sicher genug sein, aber allen Beteiligten Zugriff gewahren

O Vorschlag: einfacher Sharepoint auf den alle TO ihre Excel-Tabelle ablegen.

Ob ggf. weitere Formate (csv, xml) moglich sind, ist mit der Clearingstelle
operativ zu klaren.

O Rechteverwaltung einrichten
O Formularvorlage als Anlage erstellen

Die Meldung der Deutschlandticketsan die Clearingstelle erfolgt bis zum 20.
Kalendertag des Folgemonats.

Es sind in einem Monat alle verkauften Deutschlandtickets zu melden. Im
Regelfall sind das Deutschlandtickets, deren erster Geltungstagim jeweiligen
Meldemonat liegt (d.h. bspw. fiir die Meldung vom 20. Juni alle
Deutschlandtickets mit erstem Geltungstag im Mai).

Die Meldung der restlichen Angebote an die Clearingstelle erfolgt bis zum 50.
Tag nach Ende eines Monats (z.B.: Verkdufe des Mai bis zum 20. Juli)

1 TO=Tarifgeber: umfasst alle Verbiinde, Landestarife, DTV, Haustarifgeber etc.



Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem
Deutschlandticket auf Basis des, Leipziger Modellansatzes”

B Grundsatz: jedes D-Ticket ist, unabhidngig vom letztlichen Abgabepreis, zu 49 €
zu melden, einzige (!) Ausnahme: Jobticket a 46,55 € bzw. (nur 2023) zu
abweichende Preisen im Solidarmodell und Starterkarten. Die 49 € sind auch
zu melden fir Semesterticket-Upgrades, Schilertickets, Seniorentickets etc.

2. Datenstruktur

Es gibt dreiSdulen bei der Datenmeldung (Im besten Fall kénnen alle drei Saulen
Uber dieselbe technische Schnittstelle gemeldet werden):

1. Die D-Ticket-Verkaufsmeldung

2. Die Verkaufe aller anderen Tickets ,,Restliches Angebot”

3. Soll-Einnahmen (einmalig)

Jede Datenmeldung enthélt Dimensionen zur Aggregation (wie Verkaufs- und
Geltungsmonat), Stammdaten (wie den Namen der Tariforganisation) und die
Eigentlichen Meldedaten (Bruttoerlds und ggf. Stiick). Bei
bundeslandiibergreifenden Tariforganisationen ist ein Indikator fir die Aufteilung
auf die Bundeslander mitzuliefern.

B D-Ticket-Aggregationsebenen, Datenstruktur und Stammdatum:

Hinweis: PLZ des Kundenwohnorts miissen bereits mit Start des Verkaufs des D-
Tickets vom Kunden abgefragt und so zeitnah wie moglich, aber spatestens ab
01.10.2023, in die Meldungen integriert werden.

Nicht in allen Fallen liegen die organisatorischen und technischen
Voraussetzungen fiir eine Meldung der Wohnort-PLZ vor oder kénnen bis zum
Januar 2024 geschaffen werden. Daher ist in einigen eng umgrenzten
Sondersituationen ein Ubergangszeitraum bis Ende September 2024 nétig. Dies
betrifft Konstellationen, in denen die Abwicklung der Ticketausgabe anden
Endkunden nicht durch die Verkehrsunternehmen oder Verbiinde erfolgt, sondern
Uber branchenfremde Dritte. Indiesen Fallen geltenfolgende Hilfsregeln:

e Beilobtickets kann, wenn die Wohnort-PLZ nicht vorliegt, hilfsweise und
libergangsweise bis einschlieBlich September 2024 die PLZ der
Betriebsstatte (alternativzum Wohnort des Kunden) verwendet werden.

e Bei Semestertickets, bei denen die Abwicklung des D-Ticket-Upgrades
durch die Hochschulen erfolgt, sowie in einem eventuellen D-Ticket-
Solidarmodell ab 2024, kann hilfsweise und libergangsweise bis zum Ende
des Sommersemesters 2024 die PLZ des Hochschulstandort verwendet
werden. Voraussetzung fiir eine Meldung der Wohnort-PLZ bei
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Studierenden ist, dass die Hochschulverwaltungen in Vollsolidarmodellen
die notwendigen Daten zuliefern.

e Bei Schilertickets, deren Abwicklung Gber die Schulverwaltungen oder
Schulsekretariate erfolgt, kann, wenn die Wohnort-PLZ nicht vorliegt,
hilfsweise der Schulstandort verwendet werden, da davon auszugehen ist,
dass in diesen Fallen Schul- und Wohnort unmittelbar beieinander liegen
und nur in seltenen, vernachlassigbaren Ausnahmenfallen in
verschiedenen Bundeslandern.

Der Meldung an die Clearingstelle ist ein Hinweis hinzuzufiigen, ob die Meldung
(insgesamt, nicht je Datensatz) Daten enthalt, bei denen an Stelle der
Wohnort-PLZ die Betriebsstatten-, Hochschulort-oder Schulort-PLZ enthalten
ist.

[0 erster Geltungstag (am Anfang immer der erste des Geltungsmonat)

[0 Ticketart (gemdfs Tarifbestimmungen, z.B. Standard, JobTicket, ab 2024 gdgf.
SemT) -> numerische Codierung fiir Ticketart festlegen (1: normal, 2: JobT,
3. JobT im Vollsolidarmodell oder Starterkarte zu abweichendem Preis (nur
2023); 4. sonstige Sonderfiille,
)

[0 Wohnort-PLZ des Kunden? (ab 01.10.23 Pflichtfeld, bis dahin fakultativ)?
[0 Stiick (falls Einzeldatensatze geliefert werden, ist Stiick = 1 zu melden)

[0 Gesamteinnahme der Tariforganisation (immer Bruttound immer inkl.

eventueller Auffilllbetrdge einzelner Bundeslander) -> (Stornos sind
negative Einnahmen und werden saldiert)

e Korrekturen aus dem Vormonat werden mit der nachsten
Monatsmeldung nachgemeldet bzw. storniert.

e Das Inkassorisiko liegt beim verkaufenden VU

O Tariforganisation/Tarifgeber

O (Verkaufendes Unternehmen -> muss beim Tarifgeber vorgehalten werden -
> aber nicht gemeldet)

2 Bei Jobtickets und Semstertickets hilfs- und libergangsweise bis Ende September 2024 der Arbeits-
bzw. bis Ende des Sommersemesters 2024 der Hochschulort, wenn keine Wohnort-PLZ vorliegt. Bei
Schilertickets hilfsweise dauerhaft der Schulort, sofern keine Wohnort-PLZ vorliegt.

3 Bei ausldandischen PLZ den I1SO-Ladndercode (alphanummerisch 2 stellig: CH, AT, PL...)
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O Beilanderiibergreifenden Tariforganisationen/Tarifgebernist zu Reporting-

und Monitoringzwecken die voraussichtliche Schlisselung auf die
beteiligten Bundeslander nach EAV zu melden.

B Restliches Angebot (exkl. D-Ticket):
O Meldemonat (alle Einnahmen, die im Vormonat gemeldet wurden)

[0 Korrekturen werden fiir dem Monat in die Meldung aufgenommen, in dem
sie gemeldet werden

O Ticketgruppe: 1-4 (siehe Abschnitt 3)
[0 Gesamteinnahme
O Tariforganisation/Tarifgeber

O Beilanderiibergreifenden Tariforganisationen/Tarifgebernist zu Reporting-
und Monitoringzwecken die voraussichtliche Schliisselung auf die
beteiligten Bundeslander nach EAV zu melden.

B Soll-Einnahme inkl. tariflicher FortschreibunggemaR Musterrichtlinie
(einmalige Meldung - monatsscharf)

[0 Monat

[0 Gesamteinnahme =Sollerlése/Erwartungswert monatsscharffiir
Nachteilsausgleich (2023)*

O Tariforganisation/Tarifgeber

O Beilanderiibergreifenden Tariforganisationen/Tarifgebernist zu Reporting-
und Monitoringzwecken die voraussichtliche Schliisselung auf die
beteiligten Bundeslander nach EAV zu melden.

Lieferzeitpunkt: 1. Mai2023 (im Vorlauf zur ersten D-Ticket-Meldung), friihestens
jedoch drei Wochen nach Veréffentlichung der Musterrichtlinie

3. Definition Ticketgruppen:

Definition der Ticketgruppen analog zur VDV-Corona-Abfrage (etabliert und
vergleichbar)

Bezeichnung [Einzel-und Tages- und Zeitkarten ohne Abo [Abos exkl. D-Ticket
der Mehrfahrtenkarten|Mehrtageskarten (>24h)
Ticketgruppe

4 Anteilig Fir Mai-Dezember
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Codierung
Ticketgruppe

Enthalt
Angebote

Einzelfahrten
Erwachsene/Kin

B Pauschalpreistickets B Formen von(M Alles, was im
(Landertickets, QdL, etc.) Mehrtageskarten Normalfall mehr

der/Gruppen |[M Tageskarten/Gruppenta|® Wochenkarten als einen Monat
Hin/Ruck geskarten (Ausbildung/Erwa| gilt
Streifenkarten chsene) B Abo-Jahreskarten
X-Fahrten- B Monatskarten (Ausbildung/Erwa
Karten (Ausbildung/Erwa chsene)
Fahrradkarten chsene) B Abo-

Sonstiges (alles, B 10er Tagesticket Monatskarten
was nicht (Ausbildung/Erwa
eindeutig chsene) -> keine
zugeordnet D-Tickets
werden kann) Jobtickets

Semestertickets
Azubitickets
Netzkarten

Zu einzelnen, noch festzulegenden Zeitpunkten ist das restliche Angebot
aufgegliedert nach einzelnen Ticketarten zumelden. Dies kann auch den Monat
April 2023 zwecke Bestimmung des Zustands vor Einfihrung des D-Tickets
betreffen. Die Details hierzu werden rechtzeitig durch die Clearingstelle
kommuniziert.

4. Erlauterungen (FAQ):

Anmerkung 1: Anforderungen an die Datenstruktur und den Meldeprozess
mussen bis spatestens Anfang Marz vorliegen, damit bis zum Verkaufsstart am
03.04.2023 die Verkaufs-/Buchungssysteme ggf. entsprechend ertiichtigt werden
kdnnen.

Erlduterung zu Anmerkung 1: Die Datenstruktur ist mit diesem Dokument und
dem Excel-Anhang spezifiziert. Der genaue Meldeprozess muss mit der operativen
Stelle abgestimmt werden, die von der Arge aus VDV, DTV, BSN und BDO
spezifiziert werden muss.

Frage 2: Wer tragt die Verantwortung fiir die rechtzeitige Datenlieferung Dritter?

Erlduterung zu Frage 2: Jeder Tarifgeber tragt die Verantwortung fir die
rechtzeitige Meldung in seinem Tarif verkaufter Tickets.




Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem
Deutschlandticket auf Basis des, Leipziger Modellansatzes”

Frage 3: Wie wird mit Sondersachverhalten vorgegangen, die zu verspateten
Meldungen fiihren (Nachmeldungen, Stornierungen, Riickrechnungen etc)?

Erlduterung zu Frage 3: Verspatete Meldungen und Korrekturmeldungen erfolgen

immer in der ndchsten Monatsmeldung nach Bekanntwerden des
Sondersachverhalts.

Frage 4: Genigt fiir die Meldung eine Aggregation auf Ebene der Tariforganisation
oder ist eine Differenzierung nach KVP notwendig?

Erlduterung zu Frage 4: Eine Aggregation auf Ebene der Tariforganisation (bspw.
Verbund) geniigt.

Frage 5: Ist eine Gesamtstiickzahl des D-Ticketszu melden oder ist eine
Differenzierung ist in reguldre Deutschlandtickets, Starterkarten, Upgradekarten,
subventionierte Versionen des Deutschlandticketsetc.?

Erlduterung zu Frage 5: Alle Karten, die 49 € melden, werden in der D-Ticket-
Meldung im Feld Ticketart mit Code 1 gemeldet. Dies betrifft vorerst alle (!)

Karten mit den folgenden beiden, klar definierten Ausnahmen: JobTickets,
Starterkarten.

JobTickets mit 5 % Rabatt werdenim Feld Ticketart mit Code 2 gemeldet

Nur im Jahr 2023 werden JobTickets im Vollsolidarmodell und Starterkarten ohne
Preisangabe, d.h. nur mit Stlickzahl und Gesamteinnahme, im Feld Ticketart mit
Code 3 gemeldet.

Frage 6: wie ist die Schlisselung auf die Bundeslander fiir
bundeslandiibergreifende Verbiinde herzuleiten?

Erlduterung zu Frage 6: Diese Information kann, sofern keine monatsaktuelle
Information vorliegt, beispielsweise aus der vergangenen Jahresabrechnung oder
einer vergleichbaren Quelle hergeleitet werden.
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SATZUNG

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007%)
des Kreises Warendorf
Uber die Festsetzung des Deutschlandtickets als Hochsttarif

im allgemeinen OPNV

Praambel

Bund und Lander haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit
gultiges ,Deutschlandticket fiir den o6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV)
zu einem Einfuhrungspreis von 49 Euro pro Monat im monatlich kindbaren
Abonnement einzufihren. Das Deutschlandticket ist zum 1. Mai 2023 gestartet.

Bei der Umsetzung arbeiten Bund, L&ander, kommunale Spitzenverbé&nde
und Unternehmensverbande eng zusammen. Bund und Lander stellen fur das
Deutschlandticket ab 2023 jeweils 1,5 Milliarden Euro jahrlich zur Verfigung.
Hierzu hat der Bund das Regionalisierungsgesetz (RegG) angepasst.

Nach der erganzenden Regelung in 8§ 9 Absatz 1 Satze 4 (RegG) war der
Tarif (des Deutschlandtickets) bis zum Erlass entsprechender Regelungen durch
die Aufgabentrager langstens jedoch bis zum 30. September 2023 anzuwenden.

Bund wund Lander haben sich weiterhin darauf verstandigt, dass die
notwendige Auskoémmlichkeit des Tarifs fur das Deutschlandticket gewahrleistet wird.
Etwaige Mehrkosten, die den Unternehmen im Einfihrungsjahr 2023 entstehen,
werden je zur Halfte von Bund und Landern getragen. Auch in den Folgejahren wollen
Bund und Lander gemeinsam vereinbaren, wie die Finanzierung durch
Ticketeinnahmen und Zuschusse sichergestellt wird.

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom

23. Oktober 2007 uber 6ffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straf3e und zur
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315/1) in
der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES
RATES vom 14. Dezember 2016 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der
Offnung des Marktes fur inlandische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABI. L 354/22).



Auf dieser Grundlage haben Bund und Lander im Rahmen von Muster-Richtlinien
zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im offentlichen Personennahverkehr im
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und
Landesmitteln vom 20. Marz 2023 (im Folgenden: Muster-Richtlinien
Deutschlandticket 2023) Malstédbe zur einheitlichen Ermittlung des mit der
Einfuhrung des Deutschlandtickets verbundenen Ausgleichs abgestimmt. Die
Muster-Richtlinien regeln die Ausreichung dieser Finanzmittel durch die Lander an
die Aufgabentrdger und Aufgabentrdgerorganisationen des Schienenpersonen-
nahverkehrs (SPNV) sowie des allgemeinen o6ffentlichen Personennahverkehrs
(allgemeiner OPNV). Die Muster-Richtlinien waren von den Landern jeweils noch auf
die konkreten Verhaltnisse vor Ort anzupassen und umzusetzen. Die wesentlichen
Teile der bundesweit abgestimmten Muster-Richtlinien 2023 sind verbindlich und
bundesweit einheitlich umzusetzen. In Nordrhein-Westfalen erfolgte dies bisher im
Rahmen der Richtlinien Gber die Gewdhrung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht
gedeckter Ausgaben im 6ffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-Westfalen (im Folgenden: Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023). Das Land NRW hat die Richtlinie
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW am xxx bis zum xxx verlangert (aktuelle
Fassung).

Den Aufgabentragern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen
des Deutschlandtickets im Verhéltnis zu den Verkehrsunternehmen des SPNV und
des allgemeinen OPNV nach MaRgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im
Rahmen offentlicher Dienstleistungsauftrage oder allgemeiner Vorschriften zu regeln.

Um eine rechtskonforme Finanzierung zu gewahrleisten, erlasst der Kreis Warendorf
vor diesem Hintergrund eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Satzung. Die allgemeine Vorschrift
regelt rechtsverbindlich ~ die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im
Zustandigkeitsgebiet des Kreises Warendorf tatigen Verkehrsunternehmen des
allgemeinen OPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug
einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme
auf die Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle
Fassung). Hierdurch werden die Vorgaben des RegG bezogen auf das
Zustandigkeitsgebiet des Kreises Warendorf umgesetzt.

Auf Grundlage von 8§ 8 Abs. 3 und 8§ 8a Abs. 1 Satze 2 und 3 des Personen-
beforderungsgesetzes (PBefG), 8 3 Abs.1und 2 des Gesetzes uber den
offentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (OPNVG NRW), § 5 KrO
NRW sowie Art. 3 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchst. |) der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 erlasst der Kreis Warendorf die nachfolgende allgemeine Vorschrift
zur  Festsetzung des Deutschlandtickets als Hdchsttarif im  allgemeinen
offentlichen  Personennahverkehr (allgemeiner OPNV) und zur Gewahrung von
Ausgleichsleistungen fir finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Befdrderung
von Fahrgasten mit einem Deutschlandticket fir sein Zustandigkeitsgebiet:



(1)

(2)

8 1 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen
Vorschrift (dazu 8 1 Abs. 4) offentliche Personenverkehrsdienste des
allgemeinen OPNV erbringen, sind verpflichtet, wahrend der Laufzeit dieser
allgemeinen Vorschrift (dazu § 7) das Deutschlandticket im Sinne des 8§ 9 Absatz
1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Hdchsttarif im Sinne des Art. 3
Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemal3 den Vorgaben dieser
allgemeinen Vorschrift entsprechend § 1 Abs. 2 anzuerkennen (im Folgenden
»1arifanerkennung“ bzw. ,Tarifanerkennungspflicht®). Die Tarifanerkennung
beinhaltet die Beforderung von Fahrgasten mit einem gultigen Deutschlandticket
zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemafR den
Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. Marz 2023 (Anlage 1), ohne dass
den Fahrgasten hierfur zusétzliche Kosten entstehen. Die Verkehrsunternehmen
sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem
berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit  abgestimmten
Einnahmeaufteilung fur das Deutschlandticket fur das Jahr 2024 teilzunehmen,
die hierftr erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende
Einnahmenanspriiche vollumfanglich geltend zu machen und ggf. diese
Anspriche Uberschieliende Einnahmen abzugeben (Anlage 2). Soweit ein
Verkehrsunternehmen Verkehrsleistungen im SPNV oder OPNV auch in den
Bezirken anderer Aufgabentrager erbringt, gilt die Verpflichtung nach dem
vorstehenden  Satz  fur das  Verkehrsunternehmen, wenn  das
Verkehrsunternehmen im Verhaltnis zu diesen anderen
Aufgabentragern ebenfalls einen Ausgleichsanspruch erwirbt, der dem
Anspruch nach dieser Allgemeinen Vorschrift und den Vorgaben der Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung)
entspricht, und wenn der Aufgabentréger eine entsprechende Verpflichtung bzgl.
der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung auch fir alle anderen in
seinem Zustandigkeitsbereich tatigen Verkehrsunternehmen schafft, die
Ausgleichszahlungen nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket
OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) erhalten.

Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, Beférderungsbedingungen
des Deutschlandtickets aufzustellen und zu verdffentlichen und, wenn und
soweit Im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich,
Tarifgenehmigungsantrage fur das Deutschlandticket selbst zu stellen
und/oder bei entsprechenden Tarifantrdgen Dritter mitzuwirken und keine
Einwande hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem ihnen moglichen,
erforderlichen und zumutbaren Umfang an der bundesweit einheitlichen
Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des
Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten
Kontrollimerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgerate
zu gewahrleisten. Wurden Kosten fir die Ertlichtigung von Kontrollinfrastruktur im
Sinne von Nr. 5.4.4 der Richtlinien Gber die Gewéhrung von Zuwendungen zum
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 6ffentlichen Personennahverkehr im
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-
Westfalen (Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023,
aktuelle Fassung — Anlage 3) in Ansatz gebracht, ist das Verkehrsunternehmen
verpflichtet, diese mindestens drei Jahre im OPNV in Deutschland einzusetzen
(vgl. Nr. 6.2 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW
2023 (aktuelle Fassung)).
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Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf
das gesamte Gebiet, fir das der Kreises Warendorf — unter
Beriicksichtigung  von bestehenden Regelungen zur Ubertragung von
Zustandigkeiten mit benachbarten zustandigen Behorden — die Befugnis als
zustandige Behorde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 fiir den OPNV innehat.

8 2 Vorrangige Regelungen offentlicher Dienstleistungsauftrage;
Umsetzungsvereinbarungen

Soweit Offentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen  6ffentlichen
Personenverkehr auf Grundlage offentlicher Dienstleistungsauftrage erbracht
werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses
offentlichen Dienstleistungsauftrags einschliel3lich etwaiger Erganzungen
und/oder Nachtrage im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser
allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung
und die hierfir zu gewéahrenden Ausgleichsleistungen  nur insoweit,  wie
der jeweilige  offentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht
zur  Anerkennung des Deutschlandtickets und die hierfir zu gewahrenden
Ausgleichsleistungen  enthalt; im Ubrigen ergibt sich die
Tarifanerkennungspflicht  einschliel3lich  der  hierfur zu gewahrenden
Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung
der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der
Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisfihrung hierfir erfolgt
auf Grundlage des jeweiligen oOffentlichen Dienstleistungsauftrags unter
vollstandiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift.

Soweit Offentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht
werden, konnen zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit
erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem  jeweiligen
Verkehrsunternehmen und dem Kreis Warendorf abgeschlossen werden. In der
jeweiligen Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete
Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisfihrung nach
MalRgabe dieser allgemeinen  Vorschrift  geregelt werden. Die
Umsetzungsvereinbarung begrindet keinerlei eigenstandige
Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsanspriche.

8 3 Ausgleichsleistungen

Die Verkehrsunternehmen erhalten fur das Jahr 2024 Ausgleichsleistungen fir
die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden
finanziellen Nachteile nach Maligabe der obligatorischen Regelungen der
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle
Fassung), insbesondere nach deren Nrn. 5.4.1 bis 5.4.8. Nach den
Musterrichtlinien ist grundsatzlich der Aufgabentrager antragsberechtigt fir die in
den Musterrichtlinien vorgesehenen Ausgleichsleistungen. Dieser beantragt
diese Ausgleichsleistungen beim Land und leitet diese Ausgleichsleistungen in
dem vom Land bewilligten Umfang an die Verkehrsunternehmen weiter. In Bezug
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auf die Kosten gilt: Kosten im Zusammenhang mit der Anerkennung des
Deutschlandtickets kdnnen ausschlieBlich nach Mafigabe der Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung)
bertcksichtigt ~ werden. Bestehende Regelungen in  offentlichen
Dienstleistungsauftragen bleiben unberihrt.

Fur die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts gemafld Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 bzw. Nr. 6 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV
NRW 2023 (aktuelle Fassung) ist eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die
Einnahmen vorzunehmen.

Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift durfen nicht zu
einer Uberkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 fuhren.

Die Vermeidung einer Uberkompensation wird wie folgt gewahrleistet: Erfolgt die
Uberkompensationskontrolle allein tber die allgemeine Vorschrift, ist eine
jahrliche Kontrolle erforderlich. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen
Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nach Absatz 1 im
Sinne von Absatz 2 nicht Ubersteigen. Die Richtigkeit der Ergebnisrechnung und
die Angemessenheit des Gewinns im Sinne der Ziffer 6 des Anhangs der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ist durch einen Wirtschaftsprifer zu
bescheinigen. Der angemessene Gewinn ist begrenzt auf die Hohe von 4,9
Prozent als Zuschlag zu den Kosten. Das Verkehrsunternehmen stellt die fur die
Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlésen umfassend zur
Verfugung und ermdéglicht so die Uberprifung des Vorliegens einer
Uberkompensation. Die Berechnung einschlieRlich der Datengrundlagen
miissen einer Uberpriifung durch den Kreis Warendorf oder dessen Beauftragten
zuganglich gemacht werden (vgl. 8 4 Abs. 7). Zum Nachweis einer nicht
vorhandenen Uberkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung
Uber die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Tarifanerkennung in
Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend § 3 bis zum 15.04. des zweiten
dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung
ist unter Bericksichtigung der Ausgleichsleistungen nach MalRgabe dieser
allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Uberkompensation auszuweisen. Sollte
im Einzelfall dennoch eine Uberkompensation festgestellt werden, hat das
Verkehrsunternehmen den tberkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer
unzuléssigen Beihilfe einschliel3lich  Zinsen ab dem Eintritt der
Uberkompensation zuriickzuzahlen.

§ 4 Darlegungs- und Nachweispflichten

Das Verkehrsunternehmen tragt die Darlegungs- und Nachweispflicht fur
samtliche in dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und
Anforderungen an die Gewahrung der Ausgleichsleistungen. Es st
verpflichtet, sdmtliche fir die Durchfliihrung dieser allgemeinen Vorschrift
erforderlichen Angaben volistandig und wahrheitsgemal zu machen. Die
Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten istim Rahmen
der Nachweisfihrung jeweils zu bestatigen.
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Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, fur ihren Vertrieb (umfasst
eigene Verkaufe des Verkehrsunternehmens und Verkaufe im Namen/auf
Rechnung des Verkehrsunternehmens) sicherzustellen, dass bis zum 20.
eines Monats fur den Vormonat alle Verkaufe des Deutschlandtickets an die

von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem
Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem

Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle
gemeldet werden.

Fur die Antragstellung des Kreises Warendorf beim Land Nordrhein-Westfalen
gemaR Nr. 7.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW
2023 (aktuelle Fassung) am 30. September 2024 und zugleich fiir den Antrag der
Verkehrsunternehmen beim Kreis Warendorf auf vorlaufige Bewilligung von
Ausgleichsleistungen nach 8 5 Abs. 3, sind von den Verkehrsunternehmen bis
zum 6. September 2024 vorzulegen:

a) Berechnungen bzw. eine Schatzung/Prognose der Hohe der
voraussichtlichen Ausgleichsleistungen auf Grundlage der in Nr. 5.4
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023
(aktuelle Fassung) genannten Berechnungsmethode;

b) Prognosen der Verbundorganisationen Uber die Minderungen gemal3 Abs. 4
sowie weitere begrindende Unterlagen; sofern entsprechende Daten von
der Verbundorganisation nicht zur Verfigung gestellt werden, hat das
Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begriindende Daten
selbst vorzulegen.

Vorzulegen sind vorlaufig mit dem bis dahin letztverfigbaren Stand bis zum 10.
Juni 2025 (Nachweis des Landes Nordrhein-Westfalen gegeniber dem Bund bis
zum Stichtag 30. Juni des Folgejahresnach 8 9 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) und
endgultig bis zum 6. Marz 2026 (Nachweis des Kreises Warendorf gegentiber dem
Land Nordrhein-Westfalen bis zum 31. Marz 2026 nach Nr. 6.5 Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung)) und
zugleich fur den Antrag der Verkehrsunternehmen beim Kreis Warendorf auf
endgultige Bewilligung von Ausgleichsleistungen nach 8§ 5 Abs. 5, die nachfolgend
aufgefiihrten Daten und Nachweise; die Richtigkeit der endgultigen Daten und
Nachweise ist von einem Wirtschaftsprifer zu bescheinigen. Auf Anforderung sind
die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen
auf die Vorlage der endgtltigen Daten und Nachweise das endgultige Ergebnis
der jeweiligen Einnahmenaufteilung mal3geblich ist, dies jedoch zum 6. Marz 2026
noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfigbare Stand der
Einnahmenaufteilung (jedoch nicht alter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine
spatere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von
Bescheinigungen nicht statt.

1. Fir den Referenzzeitraum Januar bis Juni 2019 sind die nachfolgenden
Daten und Nachweise vorzulegen:

a) die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum fur jeden Tarifbereich
(Verbundtarife, Ubergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem
das Verkehrsunternehmen tétig ist;



b) die fiur den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen
zugeordneten Fahrausweise und Erlose differenziert nach der
jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Hohe des Tarifs.
Zusatzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im
gesamten Kalenderjahr 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern;

c) Bestatigungen der Verbundorganisationen Uuber die aufzuteilenden
Einnahmen der Monate Januar bis Juni 2019 und die EAV sowohl fir die
hochgerechneten als auch fir die tatsdchlichen Fahrgeldeinnahmen;
hinzuzufigen sind auch  betragsmafige Erldsminderungen aus
Vertriebsprovisionen;

d) Nachweis Uber Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der
Referenzzeitraum ist gesondert auszuweisen.

2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar
bis Juni 2024 hochgerechneten tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen:

a) fur die im Referenzzeitraum (Nr. 1) bestehenden Kartenarten und
Preisstufen die jeweilige Hohe des Tarifs;

b) soweit sich in Einzelfallen keine entsprechenden Referenzpreise
zuordnen lassen  oder es sich um  stickzahlunabhangige
Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Berechnung nach Nr.
5.4.1.1 Satz 1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV
NRW 2023 (aktuelle Fassung) abgeleiteten  durchschnittliche
prozentuale Tarifanpassung hochgerechneten Hohe des jeweiligen
rechnerischen Tarifs;

c) die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Juli
2024;

d) der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw.
Zug-Kilometer im Betriebsjahr 2023 und das Verhaltnis zum
Kalenderjahr 2019.

3. Zur Ermittlung und Prifung der Hohe der Ausgleichsleistungen sind
bezogen auf das Kalenderjahr 2024 vorzulegen:

a) die gemald Nr. 5.4.1.2 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket
OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) ermittelten, anzusetzenden
tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Juni 2024;

b) Bestatigung der Verbundorganisationen zum  Ergebnis der
Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese auch fir die
Vorjahre vorzulegen;

c) Nachweise Uuber die erzielten Einnahmen und Erlése sowie zur
Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen einschlielich der
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Zuordnung zum jeweils fir den offentlichen Dienstleistungsauftrag
oder den eigenwirtschatftlichen Verkehr maldgeblichen
Zustandigkeitsgebiet flr die Monate Januar bis Juni 2024; sollte der
Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunachst eine vorlaufige
Bescheinigung des jeweiligen Verbundes Uber die
Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall
schnellstmdglich nachzureichen;

d) Nachweise Uber die im Zusammenhang mit der Anerkennung des
Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach
MaRgabe der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW
2023 (aktuelle Fassung) ausgeglichen werden,;

e) Nachweise Uber positive oder negative Effekte hinsichtlich der
Ausgleichszahlungen auf Grundlage der 88 228 ff. SGB IX nach
MalRgabe von Nr. 5.4.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket
OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung);

f) Nachweise Uber Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus
allgemeinen Vorschriften nach MalRgabe von Nrn. 5.4.1 und 5.4.3 der
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle
Fassung);

g) Nachweise uber positive und negative Effekte fur das
Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich aus
der Anerkennung des Deutschlandtickets fiir die Monate Januar bis Juni
2024 ergeben;

h) Nachweis der nicht vorhandenen Uberkompensation gemaR § 3 Abs. 4
einschliellich Bestatigung der Einhaltung der im Rahmen dieser
allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten
Ermittlung, Vollstandigkeit und sachlichen Richtigkeit der Daten.

Der Kreis Warendorf kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer
Angaben und Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfillung der
Nachweispflichten nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV
NRW 2023 (aktuelle Fassung), insbesondere fur den Nachweis des Kreises
Warendorf gegeniiber dem Land nach Ziffer 6.5 Uber die tatséachlich
entstandenen nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen gegenitber dem
Land auf der Grundlage der in Ziffer 5.4 genannten Berechnungsmethode, oder
insbesondere aufgrund von bestandskraftigen Entscheidungen der EU-
Kommission oder des Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Abs. 2
bis 4 genannten sowie ggf. dartber hinaus die gemaf} Satz 1 geforderten
Unterlagen und Nachweise nicht  fristgerecht  vorgelegt, kann  die
Ausgleichsleistung fur das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise
versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit
zurlckzuzahlen.

Die Darlegungs- und Nachweisfuhrung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen
Verkehren unter Beachtung der vorstehenden Grundsatze auf Basis des
jeweils geltenden offentlichen Dienstleistungsauftrags nach Mal3gabe der
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dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren kdnnen erganzende
Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisfuihrung getroffen werden.

Der Kreis Warendorf kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Mal3gabe
dieser allgemeinen  Vorschrift  beizubringenden  Daten, Nachweise,
Kalkulationen, Testate oder &hnliches selbst oder durch einen von ihm
bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prifen lassen. Das
Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick
in die hierfur notwendigen Unterlagen zu gewéahren.

Im Hinblick auf die Ubermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschafts-
sowie ggf. personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen
Vorgaben beachtet. Sofern die Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket
OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) diesbeziiglich weitergehende Vorgaben
treffen, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei  Bedarf ~ werden  hierzu
entsprechende  Vereinbarungen  zwischen Verkehrsunternehmen und dem
Kreis Warendorf getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der
zugrundeliegenden Unterlagen und Daten sowie fur die hierfur geltenden
Fristen.

8 5 Antrags- und Bewilligungsverfahren,
Abwicklung der Ausgleichsleistungen,
Abschlagszahlungen

Gemal Nr. 7.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023
(aktuelle Fassung) hat der Kreis Warendorf einen Antrag auf Gewahrung
der Zuwendung bis zum 30. September 2024 beim Land zu stellen. Der Kreis
Warendorf hat bis zum 30. Juni 2025vorlaufig mit dem bis dahin letztverfigbaren
Stand (Nachweis des Landes Nordrhein-Westfalen gegeniber dem Bund nach
89 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) und endgiiltig bis zum 31. Marz 2026
(Nachweis des Kreises Warendorf gegentber dem Land Nordrhein-Westfalen
nach Nr. 6.5 Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023
(aktuelle Fassung)) entsprechende Nachweise vorzulegen, um die
Zuwendungen zu erhalten.

GemaR Nr. 4 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023
(aktuelle Fassung) hat der Kreis Warendorf die Zuwendungen nach Abs. 1
an die Verkehrsunternehmen weiterzuleiten, soweit die
Verkehrsunternehmen erldsverantwortlich sind. Die Weiterleitung wird auf
Antrag gewahrt. Der Antrag ist schriftlich durch vollstdndige Ausfillung des
Antragsformulars auf Gewahrung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht
gedeckter Ausgaben im offentlichen Personenverkehr im Zusammenhang mit
dem Deutschlandticket im Jahr 2024 in Nordrhein-Westfalen (Anlage 4) bis
zum 6. September 2024 beim Kreis Warendorf zu stellen. Verspatete
Antrage konnen zugelassen werden. Dem Antrag sind die in 8 4 Abs. 3
genannten Daten und Nachweise sowie bei Bedarf weitere begrindende
Unterlagen beizufiigen; die sich im Ubrigen aus § 4 ergebenden Pflichten sind
einzuhalten.
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Auf den Antrag eines Verkehrsunternehmens ergeht bei
eigenwirtschaftlichen Verkehren ein vorlaufiger Bewilligungsbescheid.
Mit dem  vorlaufigen Bewilligungsbescheid wird der voraussichtliche
Bewilligungsbetrag vorlaufig festgesetzt. Der vorlaufige Bewilligungsbescheid
erfolgt auf der Basis des dem Kreis Warendorf vom Land erteilten vorlaufigen
Bewilligungsbescheids nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket
OPNV 2023 (aktuelle Fassung) auf Grundlage der gemaR § 4 Abs. 3 bis dahin
eingereichten Daten und Nachweise. Die Festsetzung des vorlaufigen
Bewilligungsbetrags belauft sich auf bis zu 80 % des dem Kreis Warendorf vom
Land auf dieser Basis vorlaufig bewilligten Betrags; etwaig Dbereits
geleistete Abschlagszahlungen nach Abs. 4 sind hierbei zu bertcksichtigen.
Vor Erlass des Bewilligungsbescheides des Landes ist der Kreis Warendorf
nicht verpflichtet, einen vorlaufigen Bewilligungsbescheid an die
Verkehrsunternehmen zu erlassen. Der vorlaufige Bewilligungsbescheid steht
unter dem Vorbehalt der endgultigen  Bescheidung. Bei
gemeinwirtschaftlichen Verkehren wird der entsprechende Betrag vorlaufig auf
Grundlage des jeweils  zugrundeliegenden  o6ffentlichen Dienstleistungs-
auftrags gewahrt; die vorstehend genannten Grundsatze gelten im Ubrigen
entsprechend.

Die Verkehrsunternehmen koénnen bei Bedarf formlos fur den Zeitraum
vor Gewahrung des vorlaufigen Bewilligungsbetrags nach Abs. 3
Abschlagszahlungen beim Kreis Warendorf beantragen, sofern ihnen ein
Abwarten bis zur Gewahrung des vorlaufigen Bewilligungsbetrags nicht
zuzumuten ist. Die beantragte HOhe der Abschlagszahlung ist zu
plausibilisieren. Die Abschlagszahlung ist auf die in Ziff. 7.4 der Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) begrenzt.

Fur die Bewilligung des endgultigen Bewilligungsbetrags ist das Antragsformular
fur die Gewaéahrung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht gedeckter
Ausgaben im offentlichen Personenverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2024 in Nordrhein-Westfalen (Anlage 4) vollstandig
auszufullen und bis zum 6. Marz 2026 dem Kreis Warendorf vorzulegen.
Zusétzlich sind die Nachweise geméalR § 4 Abs. 4 und § 4 Abs. 5 bis zum 10. Juni
2025 vorlaufig sowie zum 6.Marz 2026 endgultig einzureichen. Auf dieser
Grundlage ergeht bei eigenwirtschaftlichen Verkehren der endgultige
Bewilligungsbescheid, mit dem die Ho6he des Bewilligungsbetrags als
Ausgleich nach MaRRgabe dieser allgemeinen Vorschrift endgtltig festgesetzt
wird. Die Ermittlung der Ausgleichsleistungen erfolgt im Rahmen einer
Schlussrechnung unter Bertcksichtigung des bereits geleisteten vorlaufigen
Bewilligungsbetrags. Der endgultige Bewilligungsbescheid erfolgt auf der Basis
des dem Kreis Warendorf vom Land erteilten endgultigen Bewilligungsbescheids
nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket OPNV 2023 (aktuelle
Fassung). Vor Erlass des endgultigen Bewilligungsbescheids des Landes ist der
Kreis Warendorf nicht verpflichtet, einen endgultigen Bewilligungsbescheid
an die Verkehrsunternehmen zu erlassen. Beigemeinwirtschaftlichen
Verkehren wird der entsprechende Betrag auf Grundlage des jeweils
zugrundeliegenden  Offentlichen  Dienstleistungsauftrags  gewahrt;  die
vorstehend genannten Grundséatze gelten im Ubrigen entsprechend.

Binnen acht Wochen nach Bestandskraft des endgultigen Bewilligungs-
bescheides (bei eigenwirtschaftlichen Verkehren) bzw. Mitteilung des
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endgultigen Bewilligungsbetrags unter Bezugnahmeauf den 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrag (bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren) erfolgt die
Schlusszahlung, soweit den  Verkehrsunternehmen nach der
Schlussabrechnung noch  Ausgleichsleistungen zustehen. Soweit die
Verkehrsunternehmen nach der Schlussabrechnung eine Uberzahlung
erhalten haben, haben die Verkehrsunternehmen diese
Ausgleichsleistungen binnen einer im endgultigen Bewilligungsbescheid
zu bestimmenden Frist an den Kreis Warendorf zurtickzuzahlen.
Uberzahlungen sind ab Ablauf dieser Frist bis zur Rickerstattung der
Uberzahlung mit einem Zinssatz von 5 Prozentpunkte Uber dem Basiszinssatz
jahrlich zu verzinsen. Eine Verzinsung im Fall der Unterzahlung findet nicht statt.

8 6 Veroffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

Der Kreis Warendorf ist Gber die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift
gewahrten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemaf Artikel 7 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein offentlicher Dienstleistungsauftrag
besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Mal3gabe dieser allgemeinen
Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen
offentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen
mit den Ausgleichsleistungen dieses offentlichen Dienstleistungsauftrags im
Rahmen des Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
dargestellt.

Sofern dies fur die Gewahrleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, kbnnen Daten, die im
Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachtraglich von
den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen
ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewahrt wird, kdnnen sich
insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen
gemachten Angaben berufen.

8 7 Inkrafttreten und Geltungsdauer; AulRerkrafttreten

Diese allgemeine Vorschrift tritt gemafl 8 5 Abs. 4 KrO NRW nach dem Tag
der Bekanntmachung in Kraft.

Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. Juni 2024 aul3er Kraft. Die Abwicklung
des Verfahrens tber die Gewahrung von Ausgleichsleistungen fur das Jahr 2024
wird auch nach dem AufRRerkrafttreten geméafld Satz 1 nach den Regelungen
dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende gefuhrt (insbesondere Erflllung
samtlicher Nachweispflichten  durch  die  Verkehrsunternehmen und
Durchfihrung  der Schlussabrechnung durch den Kreis Warendorf). Die
allgemeine Vorschrift kann durch allgemeine Vorschrift verlangert, geandert oder
aufgehoben werden.
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Der Kreis Warendorf kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene
Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets mit einer angemessenen
Ankundigungsfrist aul3er Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder das
Land Nordrhein-Westfalen  keine ausreichende  Unterstlitzung des
Deutschlandtickets mehr sicherstellen, um die auf Basis der allgemeinen
Vorschrift bestehenden Ausgleichsanspriiche vollumfanglich zu befriedigen.

Anlagen

Anlage 1.  Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. Marz 2023

Anlage 2. Beschluss fur ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der

Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des ,Leipziger
Modellansatzes” vom 20. Marz 2023, aktuelle Fassung

Anlage 3:  Richtlinien Gber die Gewahrung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht

gedeckter Ausgaben im offentlichen Personennahverkehr im
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-
Westfalen vom 21. April 2023 (Richtlinien  Zuwendungen
Deutschlandticket OPNV NRW 2023), aktuelle Fassung

Anlage 4. Antragsformular fir die Gewahrung einer Zuwendung zum Ausgleich

nicht gedeckter Ausgaben im oOffentlichen Personenverkehr im
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 in Nordrhein-
Westfalen



O 6 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Planung und Naturschutz 226/2023
Betreff:

TarifmalRnahme zum 01.08.2024 im WestfalenTarif fir das Munsterland

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023
Berichterstattung: KLD Martin Terwey

Kreisausschuss 01.12.2023
Berichterstattung: Dezernent fir Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Kreistag 08.12.2023
Berichterstattung: Dezernent flr Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Finanzielle Auswirkungen: X ja (1 nein

Falls ja:

Im Haushaltsplan vorgesehen: X ja ] nein

Produkt Nr. OPNV Bez. OPNV
Finanzielle Auswirkungen siehe
Erlauterung

Beschlussvorschlag:

Die Vertreter des Kreises Warendorf in den Beschlussgremien der Tarifgemeinschaft
Munsterland-Ruhr-Lippe und des WestfalenTarifs werden mandatiert

e der Tarifmalinahme in der inflationsbedingten H6he von 5,5 % bis 6,0 % fir die M-
Preisstufen innerhalb des Tarifraumes Munsterland — Ruhr-Lippe und

e der Tarifmal3nahme in der inflationsbedingten H6he von 6,5 % bis 7,5 % flr die W-
Preisstufen des WestfalenTarifes

zum 01.08.2024 zuzustimmen.



Erlauterungen:
Ausgangslage

Die Tarifmal3nahme fir die Fahrpreise im WestfalenTarif (WT) wird wie jedes Jahr zum
01. August durchgefuihrt. Die Hohe der Tarifmalinahme wird fur die unteren Preisstufen
von den jeweiligen Tarifgemeinschaften der Teilraume des Westfalentarifs festgelegt. Fur
das Munsterland entscheidet die Tarifgemeinschaft Minsterland - Ruhr-Lippe somit Gber
die Anpassung in den fur dieses Gebiet relevanten Verkehrsrelationen in den Preisstufen
MO bis M5. Die lokalen Preisstufen in den Stadtverkehrsstadten Minster, Hamm und
Bocholt kdnnen eigenverantwortlich festgelegt werden. Die Fahrpreisanpassung in den
W-Preisstufen (ab W6) wird durch die Gremien des WestfalenTarifes festgelegt.

Das Deutschlandticket unterlauft derzeit nahezu alle bisherigen Zeitkartenverkaufe im
WT. Lediglich Zeitkarten, die unter 49,00 € im Monat kosten, werden weiterhin im WT-
Sortiment gekauft. Auch nahezu alle Schilertickets sind seit Schuljahresbeginn auf das
Deutschlandticket umgestellt worden. Somit kommt die Tarifmal3hahme 2024 bei den
Kunden im WT anders als friher hauptséachlich im Bereich der Einzel- und TagesTickets
an.

Um die Finanzierung der Verkehrsleistungen trotz der starken Preissenkung durch das
Deutschlandticket sicherzustellen, haben Bund und Land bekanntlich ein umfangreiches
Ausgleichsregelwerk aufgestellt. Zu beachten sind hier nun die ,Richtlinien
Zuwendungen Deutschlandticket OPNV NRW 2023, welche im April 2023 per
Runderlass des Landes veréffentlicht wurden. Die Berechnung der Ausgleichszahlungen
richtet sich nach den Mindereinnahmen, die sich aus den fortgeschriebenen
Solleinnahmen und den berechneten Ist-Einnahmen aus Ticketverkdufen im
WestfalenTarif ergeben. Dabei wird auch die Steigerung im Rahmen der Tarifmalinahme
2024 berucksichtigt. Somit ist die Entscheidung uber die TarifmalRnahme des Jahres
2024 unverandert von entscheidender wirtschaftlicher Bedeutung fur die
erlésverantwortlichen Partner im WestfalenTarif.

Eine Erhohung der Ticketpreise des WT fuhrt damit zu einer Erh6hung der
Ausgleichszahlungen an die erlésverantwortlichen Aufgabentrager und
Verkehrsunternehmen. Wird diese nicht oder in einem deutlich geringeren Umfang
durchgefuhrt, so reduzieren sich diese Anspriiche entsprechend.

Generell sind hohere Preise nétig, um die allgemeine Kostenentwicklung auszugleichen
und dient letztlich dem Zweck, das Verkehrsangebot im Verbundraum aufrechterhalten
zu kénnen. Die Tariferhéhung soll sich in einem fir die kinftige Finanzierung des
offentlichen Verkehrs durch die Aufgabentrager zwingend notwendigen, aber langst nicht
ausreichenden Rahmen bewegen.

TarifmalRnahme 2024 fur die Minsterland-Preisstufen im WestfalenTarif

Basis fur die Festlegung der durchschnittichen Ho6he der Tarifmal3hahme in den
Preisstufen MO bis M5 bildet der Gesellschaftervertrag der Tarifgemeinschaft
Minsterland - Ruhr-Lippe. Dort sind die Bezugsgrofen (Preis- und Lohnindex) und
Berechnungswege fir die Ermittlung der Tarifanpassungen hinterlegt. Fur das Tarifjahr
2024 wird dabei die Kostenentwicklung in den Jahre 2020 bis 2022 bertcksichtigt. Die



Inflationsentwicklung gemar Formel betragt danach 6,65%, Tendenz zurtickgehend.

Bei der Berechnung der vergangenen TarifmalRnahme (gultig ab 01.08.2023) wurde eine
hohere Steigerung als der auf der Inflationsentwicklung basierende Wert umgesetzt.
Hintergrund waren der Preisdruck bei den Verkehrsunternehmen (die hohen aktuellen
Inflationswerte Ende 2022 konnten bei der Berechnung fir 2023 noch nicht wie
gewinscht berlcksichtigt werden) sowie eine Verminderung der (aufgrund der dann zu
berticksichtigenden hohen Inflationswerte) erwarteten hohen Preissteigerung in 2024. So
wurde die Tarifmal3Bnahme 2023 nicht mit einer Steigerung um 2,15 % (vertraglicher
Basiswert), sondern mit einer Steigerung von 3,08 % (bzw. von 3,5 % ohne
Berucksichtigung der Stadtpreisstufen MS, HAM, BOC) umgesetzt. Die Differenz aus
diesen Werten wird im nun anstehenden Tarifjahr 2024 eingerechnet und tragt dazu bei,
den dann relativ starken Preisanstieg zu verringern.

Von den errechneten 6,65% sind demnach aufgrund der Differenz der realen und
kalkulierten Anpassung im vergangenen Tariffahr 0,93 Prozentpunkte abzurechnen,
sodass die Betrage der M-Preisstufen zum 01.08.2024 um ca. 5,5 % bis 6 % angehoben
wuirden. Die o. g. Richtlinie schreibt allerdings vor, dass die Tarifmalinahme gleichférmig
Uber alle Tarifprodukte umgesetzt werden muss. Eine Differenzierung nach
absatzstarken und absatzschwachen Tickets oder andere Kriterien sind nicht mehr
zulassig und schranken den Gestaltungsspielraum bei der Tarifgestaltung erheblich ein.
Davon ausgenommen sind lediglich Rundungsabweichungen in einem bestimmten
Rahmen. Aul3erdem wird die Autonomie der Teiltarifrbume innerhalb des
Westfalentarifes sowie der sogenannten Stadtpreisstufen Miunster, Hamm und Bocholt
seitens des Ministeriums als Ausnahme bestétigt.

TarifmalRnahmen in den Nachbarraumen

Zur Information und zur Einordnung der dargestellten Preissteigerung fur die WT-Tickets
werden in den Nachbarrdumen (ohne Berucksichtigung von lokalen Stadtbus-Tarifen)
Anpassungen in Hohe von 7 % fir die hoheren Preisstufen des WT diskutiert, in den
Nachbarraumen der TG ML-RL Preissteigerungen um 7 % bis 9 % fir die unteren
Preisstufen.

Der Verwaltungsrat des Verkehrsverbunds Rhein-Ruhr (VRR) hat im Oktober 2023 einer
Preisanpassung bei den Tarifen um durchschnittlich 9,4 Prozent zum 1. Januar 2024
zugestimmit.

Der Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) hat ebenfalls zugestimmt, dass die Tarife im
Verbundgebiet im kommenden Jahr steigen. Zum 1. Januar 2024 werden die Preise um
durchschnittlich 10,4 Prozent erhoht. Uber eine weitere unterjahrige PreismalRnahme, die
aus Sicht der Verkehrsunternehmen erforderlich ist, soll im Fruhjahr 2024 entschieden
werden. Begrindet wird dies hier mit erheblichen Nachholeffekten aus der
Vergangenheit.

Finanzielle Auswirkungen

Hohere Fahrgeldeinnahmen wirken sich grundsatzlich dampfend auf die Kosten fiur die
Verkehrsleistungen im OPNV aus. Durch die hoheren Fahrgeldeinnahmen wird die



Deckungslicke zwischen den steigenden Kosten und dem Erl6sanspruch abgefedert.
Durch die zeitversetzte endgiltige Einnahmeaufteilung innerhalb der Tarifgemeinschaft
(2026 fur das Jahr 2024) sind die endgiltigen finanziellen Auswirkungen erst dann
ersichtlich.

Die geplante deutliche inflationsbedingte Preisanhebung und die Unsicherheiten
bezuglich der Fortfihrung des DeutschlandTickets und dessen Auswirkungen auf das
ubrige Fahrkartensortiment erschweren zusétzlich eine Abschéatzung der finanziellen
Folgen.
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Berichtsvorlage offentlich

KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Planung und Naturschutz 224/2023
Betreff:

Sachstand Kreisentwicklungsprogramm WAF2030plus

Beratungsfolge

Termin

Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung
Berichterstattung: Kreislandschaftsdirektor Martin Terwey

24.11.2023

Beschlussvorschlag:

Zur Kenntnis




Erlauterungen:

Am 13.12.2019 hat der Kreistag das Kreisentwicklungsprogramm WAF2030plus
beschlossen. Diese Fortschreibung greift neue Entwicklungen auf und passt die Ziele
dementsprechend an.

Im Fokus des Programms stehen die vier zentralen Zukunftsthemen:

Wirtschaft & Arbeit

Bildung & Wissenschaft
Familienfreundlichkeit & Lebensqualitat
Klimaschutz & Umwelt

Gemeinsam mit den Burgerinnen und Burgern, Unternehmen, den Stadten und
Gemeinden und weiteren gesellschaftlichen Interessensvertretern ist das handlungs- und
umsetzungsorientierte Programm in Expertenarbeitsgruppen, offentlichen
Zukunftsdialogen und tber eine Online-Beteiligungsmadglichkeit erarbeitet worden.

Der Beschluss lber die Realisierung des Kreisentwicklungsprogramms WAF2030plus
unterliegt dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit und der Beschlisse und
Mittelbereitstellungen im jeweils geltenden Haushaltsjahr.

Der Zukunftsprozess von WAF2030plus war durch drei zentrale Arbeitsphasen
gekennzeichnet. Die  erste Prozessphase  beinhaltete  die  aktualisierte
Positionsbestimmung, die zweite Phase eine Bewertung der konkreten Ma3nahmen- und
Projektvorschlage und in der dritten Phase wurden die im Zukunftsprozess erarbeiteten
Projektvorschlage in der Fortschreibung des Kreisentwicklungsprogramms WAF2030plus
fixiert. Alle erarbeiteten Projekte wurden nach ihrer Wichtigkeit fur die Kreisentwicklung
bewertet und in eine entsprechende Reihenfolge gebracht.

Im Ergebnis des Beteiligungsprozesses wurden 58 Steckbriefe entwickelt, die in die
Fortschreibung des Kreisentwicklungsprogramms einfliel3en:

* 14 Steckbriefe im Bereich Wirtschaft & Arbeit

» 12 Steckbriefe im Bereich Bildung & Wissenschaft

* 14 Steckbriefe im Bereich Familienfreundlichkeit & Lebensqualitat

» 18 Steckbriefe im Bereich Klimaschutz & Umwelt

Erganzt wurden die Steckbriefe um den jeweiligen Nachhaltigkeitsaspekt, zu dem die
Mafl3nahmen und Projekte laut den UN-Nachhaltigkeitszielen beitragen.

Im Ausschuss wird Uber den aktuellen Stand der MaRhahmen berichtet.

Als Anlage ist eine Ubersicht der Projektsteckbriefe mit den aktuellen Sachstanden
beigeflgt.

Anlagen:

Themenfeld Bildung und Wissenschaft

Themenfeld Familienfreundlichkeit und Lebensqualitat
Themenfeld Klimaschutz und Umwelt

Themenfeld Wirtschaft und Arbeit



Themenfeld Bildung & Wissenschaft

Nr.

BW1

Entwicklung eines
Medienkompetenzzentrums und
Forderung der Digitalisierung und
Medienkompetenz in
Bildungseinrichtungen

Prioritéat/

Status

10k

Sachstand

Bereits im Jahr 2018 wurde ein Konzept zur Neuausrichtung des Medienzentrums entwickelt. Zur Umsetzung sind in den Haushalt 2021 fiir die Jahre 2021
und 2022 Gelder eingestellt (Budgets: Amt fur Bildung, Kultur und Sport, Amt fiir Informationstechnik und Digitalisierung, Amt fir Hochbau und
Immobilienmanagement).

Gegenwaértig laufen die UmbaumaBnahmen der bisherigen Raumlichkeiten des Medienzentrums; fiir die Leitung des Medienkompetenzzentrums enthalt der
Stellenplan 2022 eine neue Stelle.

Anfang 2023 ist der Umbau der Raumlichkeiten und die Neuausrichtung des Medienzentrums zum Medienkompetenzzentrums mit der Besetzung der Stelle
der padagogischen Mitarbeiterin zum 01.02.2023 abgeschlossen worden. Der Kooperationsvertrag zur Mitarbeit der Medienberatenden im Kreis Warendorf
ist unterzeichnet worden. Bereits in 2023 finden/fanden die ersten Veranstaltungen im neuen MedialLab des Medienkompetenzzentrums, sowie in den
Schulen, Kindertageseinrichtungen und OGSen im Kreis Warendorf statt. (Beispiele: Ferienaktionstage Robotik & Coding, Stop-Motion-Film Workshop,
Internet-ABC Zertifikatskurs, Treffen der Digitalisierungsbeauftragen, ,Wir basteln eine AR (Augmented Reality) Ausstellung, Medien-Café usw.)
Nachbhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

51

BW2

Intensivierung der kreisweiten Vernetzung
von Bildungsangeboten

Die Bildungsangebote des Kommunalen Integrationszentrums (KI) werden in kreisweiten Netzwerken und Gremien vorgestellt und nach Bedarf an
unterschiedlichen Standorten in den kreisangehdrigen Kommunen implementiert bzw. weiter ausgebaut. Insbesondere die auf der Grundidee einer
durchgéngigen und mehrsprachigen Sprachbildung basierenden Sprach- und Familienbildungsprogramme "Griffbereit", "Rucksack-KiTa" und "Rucksack-
Schule" wurden weiter beworben und an neuen Standorten (KiTas, Familienzentren, Schulen) im Kreis ausgebaut. Diese Programme werden in Gruppenform
umgesetzt und sind langfristig angelegt, so dass Eltern und Kinder kontinuierlich eingebunden und unterstiitzt werden kdnnen.

Das Sprachhelfer-Projekt des Kl zur Férderung der deutschen Sprache in Kleingruppen an Schulen des Kreises hat sich aufgrund der aktuellen
Flichtlingssituation sehr bewéhrt und wird von den Schulen stark nachgefragt. Das Projekt "Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage" wird kontinuierlich
durch die Zertifizierung neuer Schulen, der Begleitung und Unterstlitzung thematischer Bildungsveranstaltungen sowie der Ausrichtung von Fach- und
Netzwerktagen ausgebaut.

Die bereits bestehenden Netzwerkstrukturen in den Bereichen MINT, Medien sowie das Netzwerk Friihe Hilfen und Schutz gemeinsam mit dem Amt fiir
Kinder, Jugendliche und Familien sind tGber Online-Formate weiterhin aufrecht erhalten worden.

Seit Dezember 2020 bietet das Regionale Bildungsnetzwerk zudem Online-Webinare fiir interessierte Eltern, pddagogisches Personal sowie Schiilerinnen
und Schiler in den Bereichen MINT und Medien an.

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten", Nr. 16 "Frieden, Gerechtigkeit und starke
Institutionen" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.

51

BW3

Sicherstellung von lebenslangem Lernen
durch auBerschulische Lernorte (in den

Bereichen Musik, Kultur, MINT, etc.)

9l

Fir das Handlungsfeld MINT hat das Schiilerlabor PhdnomexX in Ahlen eine groBe Bedeutung.

Der AK MINT findet 3-4 mal jahrlich statt unter Beteiligung von Vertretern aus Schulen, ZDI (Zukunft durch Innovation), Agentur fir Arbeit, Kommunale
Koordinierungsstelle u.a., eingeladen und organisiert vom Bildungsbiro. Der Austausch und die Transparenz im MINT-Bereich sowie das Initiiern, Planen
und Umsetzen gemeinsamer Aktionen sind Ziele des Abeitskreises MINT.

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung”, Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

51
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BW4

Ubergang von der Schule in den Beruf
steuern sowie Koordination mit allen
Akteuren u.a. durch Verstetigung der
kommunalen Koordinierungsstelle im
NRW-Landesvorhaben "KAoA - Kein
Abschluss ohne Anschluss”

10m

Die Arbeits- und Gremienstrukturen, die fur die Abstimmung und Initiierung passender MaBnahmen im Ubergang Schule - Beruf erforderlich sind, haben sich
im Kreis Warendorf in enger Zusammenarbeit mit den Partnerinnen und Partnern verlasslich gebildet. Im Rahmen der bestehenden Gremien werden, im
Sinne einer transparenten Darstellung, alle Aktionen zusammengefiihrt, abgestimmt und weitere Notwendigkeiten besprochen, so dass passende Angebote
gemacht werden kénnen. So ist es jederzeit mdglich, auch auf besondere Situationen schnell zu reagieren und zusétzliche MaBnahmen und Projekte zu
initiieren, um z. B. Jugendliche im Ubergang nicht zu verlieren und sinnvoll zu begleiten. Es haben sich Arbeitsgruppen gebildet, die sich u.a. mit
unversorgten Schiilerinnen und Schiilern beschaftigen. In der "Verantwortungskette" arbeiten die Akteure im Ubergang Schule-Beruf gemeinsam und
systematisiert daran, Schulerinnen und Schiler der 10. Klasse ohne Anschlussperspektive nochmals gezielt zu beraten und zu begleiten. Die Broschure
"Angebote im Ubergang Schule-Beruf im Kreis Warendorf" listet in regelmaBig aktualisierten Auflagen alle MaBnahmen und Angebote im Ubergang auf.
Auch alle MaBnahmen und Elemente der beruflichen Orientierung gilt es der Situation entsprechend mit den Partnerinnen und Partnern abzusprechen,
anzupassen und umzusetzen. Nachdem in 2021 und 2022 mit Ferienkursen und dem "Berufsparcours” des Technikzentrums Minden-Libbecke ein
Schwerpunkt auf der Férderung berufspraktischer Einblicke lag, soll nun die Ansprache und wirksame Erreichbarkeit der Jugendlichen in den Blick
genommen werden. Eine groBe Rolle spielt dabei die geplante Implementierung einer App, die ein Matching der KAoA-Standardelemente ab Klasse 8
ermdglicht und direkte Kontakte zwischen SuS und Betrieben fordert.

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

51
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Nr. Prioritat/ Sachstand Zustandig-

Status keit

Mit dem Ziel, die Berufliche Orientierung der Jugendlichen zu starken und Qualifizierungsmaéglichkeiten im Rahmen der dualen Ausbildung allen
Jugendlichen, Eltern und Lehrkraften gegeniiber bekannter zu machen, haben sich im Laufe der Jahre im Rahmen von Arbeitssgruppen (u.a. Arbeitsgruppe
Handlungsfeld II/1ll) und vorangehenden gemeinsamen Workshops mit relevanten Akteuren (wie Schulvertretern, Kammern/Verbanden, Bundesagentur flir
Arbeit (BA), Jobcenter (JC), Vertretern der Stadte und Gemeinden) gemeinsame Ziele festlegen lassen, die nun fortlaufend in MaBnahmen umgesetzt
werden. Diese von der Kommunalen Koordinierungsstelle (KoKo) koordinierten MaBnahmen, die die duale Ausbildung bewerben und Ausbildungsabbriiche
verringern sollen, sind flexibel und oft in Absprache kurzfristig situationsbedingt anpassbar. Neue Ideen und Angebote der Akteure kénnen in den
bestehenden Netzwerkstrukturen schnell kommuniziert und umgesetzt werden. Gemeinsam mit den Partnerinnen und Partnern wurden u.a. folgende
MaBnahmen zur Férderung der dualen Ausbildung initiiert / fortgefthrt:

« Ubergangsbroschiire, die bestehende Angebote im Ubergang von der Schule in den Beruf zusammenfasst

« Elterninfoveranstaltungen zu beruflichen Orientierung und Ausbildungsmdglichkeiten in digitaler Form

« Elternbroschdre: "Schule - und dann?"

« Zur Attraktivitatssteigerung von Ausbildungen im Bereich der Pflege und Gesundheit: Entwicklung einer Netzwerkstruktur mit Akteuren aus dem Bereich
Ubergang Schule — Beruf sowie Akteuren aus den Bereichen Pflege / Gesundheit mit verschiedenen Angeboten. Wanderausstellung an Schulen, Aktions-
und Fachtage

« Uberarbeitung der Homepage der Kommunalen Koordinierung (KoKo). Gezielte Ansprache von Unternehmen/Betrieben, Eltern, Schiilerinnen und Schiilern
und Lehrkraften

« Ausbildungsbotschafterinnen und -botschafter und deren Einsatz in Schulen in Préasenz und digital

« Veranstaltung "Nachwuchsgewinnung - Berufsfelderkundung (BFE) und Praktika als Chance"

« Ab 2024 geplante Implementierung einer App, mit der ein Matching von Berufsfelderkundung, Praktikum und Ausbildung ermdglicht wird. Durch einen
umgekehrten Bewerbungsprozesse kdnnen ausbildende Betriebe interessierte Jugendliche kontaktieren.

« Férderung der Berufe im Bereich Landwirtschaft, Umwelt, Nachhaltigkeit sowie Schwerpunktthema "Erziehung und Soziales"

« Umsetzen der Fachkréafteoffensive des Landes auf regionaler Ebene durch Einfihrung von "Runden Tischen" und Initiierung von MaBnahmen wie das
"Praktikumsmatching" an den Berufskollegs (BKs). Initiierung, Planung und Umsetzung weiterer MaBnahmen.

Nachbhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung”, Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" gelei

Abgestimmte  Kooperation  zwischen
Schulen und Unternehmen zur
Fachkréftesicherung und
Attraktivitatssteigerung der dualen
BWS5 |Ausbildung fordern und weiter ausbauen 9m
(Lernbegleitung an  Schulen  weiter,|
ausbauen, Ausbau von
- Ausbildungsbotschaftern* und
Patenprojekten, u.v.m.)

51

Eine Anlaufstelle fiir Schiilerinnen und Schiler, Eltern und Lehrkréfte zur neutralen Vermittlung an fachspezifische Beratungsinstitutionen konnte bisher
aufgrund mangelnder Ressourcen nicht umgesetzt werden. Um generell die individuellen Unterstiitzungsbedarfe Jugendlicher gezielt in den Blick zu nehmen
arbeiten die Partnerinnen und Partner im Rahmen von gewachsenen Netzwerken und Arbeitsgruppen eng zusammen, angestoBen von der KoKo. Die unter
BWS5 aufgelisteten MaBnahmen bieten bereits eine gute Grundlage fir eine neutrale Vermittlung bzw. eine Informationsweitergabe. Dariiber hinaus sind an
8m alle Abgangsschilerinnen und -schiiler ohne gesicherte Anschlussperspektive Flyer mit Beratungsangeboten verteilt worden. Es ist sinnvoll, eine 51
Vermittlungs- bzw. "Servicestelle Ubergang Schule-Beruf" in die Bildungsberatung fiir den Kreis Warendorf (BW/) einzubinden.

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

Individuelle Unterstiitzung, Beratung und
Vermittlung junger Menschen beim
Ubergang von der Schule in den Beruf
ausbauen

BW6

Die Bildungsberatung des Kommunalen Integrationszentrums (KI) umfasst die Erstberatung fiir zugewanderte Eltern sowie Schiilerinnen und Schiiler ist in
Kooperation mit der Unteren Schulaufsicht seit 2018 konzipiert und wird an den Standorten Ahlen, Beckum und Warendorf von einer Lehrkraft und einem
Mitarbeiter des Kl angeboten. Neu zugewanderte Eltern werden tiber das Schulsystem in NRW und die Schulpflicht informiert. Mdglichst zeitnah erfolgt dann
die Vermittlung des Schulkindes an eine Grund- bzw. weiterflihrende Schule. Nach der Pandemiezeit und seit der Ukrainekrise ist ein Anstieg des
Beratungsbedarfs zu verzeichnen. Seit Anfang 2021 nimmt das Kl an dem Projekt "Eltern mischen mit- Mitwirken heiB3t verandern” des Elternnetzwerks NRW
teil. Hierbei werden Eltern mit oder ohne Einwanderungsgeschichte zu Eltern-Moderatorinnen und -Moderatoren ausgebildet, um andere Eltern zum
Bildungssystem zu informieren und sie zu stérken, sich in Kita und Schule einzubringen.

Zudem ist ein Bedarf an allgemeiner Bildungsberatung fir Schilerinnen und Schiiler sowie Eltern festzustellen.

Eine Bildungsberatung, die tiber eine schulische Erstberatung hinausgeht, ist derzeit nicht im Rahmen der jetzigen Stellenanteile zuséatzlich zu leisten.
Nachbhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitsziele Nr. 4 "Hochwertige Bildung”, Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

Aufbau und Etablierung einer
BW7 [Bildungsberatung fiir Eltern sowie 10k
Schiilerinnen und Schiiler

51
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BW8

Potentiale von Inklusion, Integration und
MINT in Schulen und Betrieben vermehrt
in den Fokus neh 1 und die Gi ltung
eines inklusiven und integrativen
Ubergangs vorantreiben

Das Kl organisiert in enger Kooperation mit dem Kompetenzteam des Kreises Warendorf eine modulare Fortbildungsreihe fir Lehrkréfte und andere
padagogische Fachkréfte, um das Thema "Vielfalt in Schule" voranzutreiben.

Junge Menschen im Ubergang erhalten durch das Angebot von KAoA-kompakt eine berufliche Erstorientierung in den internationalen Forderklassen; durch
das Angebot von KAoA-STAR wird Schilerinnen und Schiilern mit Behinderung ein zusétzliches und vertiefendes Angebot der beruflichen Orientierung
geboten. Dazu finden die entsprechenden Informationsveranstaltungen mit Schulen und Eltern im digitalen Format oder in Prasenz statt. Es besteht ein enger
Austausch mit den entsprechenden Akteuren wie dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) und dem Integrationsfachdienst (IFD); zu MINT: s. BW 2.
Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

51
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Nr. Prioritéat/ Sachstand Zustandig-

Status keit

Im Jahr 2021 hat der Kreis Warendorf ein Kommunales Integrationsmanagement (KIM) eingefihrt.

KIM wurde von der Landesregierung NRW landesweit implementiert und im Teilhabe- und Integrationsgesetz NRW verankert (§ 9 TintG).

Im Kreis Warendorf ist KIM als eigenstédndiges Team im Kommunalen Integrationszentrum verortet und versteht sich als koordinierendes Dach der
bestehenden Hilfe- oder Forderstrukturen fiir die ausgewiesenen Zielgruppen im Kreis Warendorf. Weder werden bestehende Férderangebote, Programme
oder Strukturen durch KIM ersetzt, noch werden Doppelstrukturen aufgebaut. Vielmehr sollen die vorhandenen Angebote sinnvoll miteinander verzahnt und
effektiv genutzt, Schnittstellen optimiert und Prozesse beschleunigt werden. Mit dem KIM wurde neben einer strategischen Ebene (Koordination) kreisweit ein
Case Management eingefiihrt. Das Case Management betreut Familien von neu zugewanderten Menschen, Menschen mit Einwanderungsgeschichte, die
schon langer hier leben sowie Stidosteuropaer.

Der Gesamtprozess KIM wird durch eine Lenkungsgruppe gesteuert. Parallel Gberprift das Case Management anhand konkreter Félle, ob die vorhandenen
Strukturen und Angebote zielfiihrend, ausreichend und effizient aufeinander abgestimmt sind. Sie geben Steuerungsimpulse Uber die Koordination in die
Lenkungsgruppe.

Das Jobcenter halt fir die gefliichteten Menschen seit dem Jahr 2015 weiterhin an der bewahrten Strategie: Spracherwerb — Aktivierung — Ausbildung/
10k Qualifizierung fest. Sofern ein weiterer Spracherwerb oder eine Qualifizierung nicht erfolgsversprechend sind, wird eine vorzeitige Beschéaftigungsaufnahme
e in sog. Helfertatigkeiten tberprift und ggf. auch Instrumente der 6ffentlich geférderten Beschéftigung wie Arbeitsgelegenheiten und Eingliederung von
Langzeitarbeitslosen genutzt, um eine Beschéftigungsfahigkeit zu erlangen.

Zudem erfolgt im Jobcenter seit Juni 2022 die Betreuung der gefliichteten Menschen aus der Ukraine. Aufgrund der Heterogenitat der Zielgruppe werden
differenzierte Integrationsstrategien entwickelt. Die Beratung der gefliichteten Menschen erfolgt von spezialisierten Fachkraften im Rahmen der sogenannten
BG-Betreuung. Eine Ausnahme sind lediglich die Ausbildungsplatzsuchenden. Diese werden durch die Ausbildungsvermittlung betreut.

Die Erkenntnisse des drittmittelfinanzierten Projektes ,Unterstiitzung von zugewanderten Menschen insbesondere aus Stidosteuropa, Mittel- und Osteuropa
bei der Integration in Ausbildung und Arbeit* (SOE) werden transferiert und verstetigt.

Nachbhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 8 "Menschenwirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr.
17 "Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.

Forder- und Integrationsketten nahtlos

BW9 51

Seit 2018 koordiniert das Kl den Laien-Sprachmittlerpool. Dieser wurde mit den Férdergeldern der Landesregierung Nordrhein-Westfalens errichtet und
ausgebaut. Die ehrenamtlichen Sprachmittlungskrafte sind kreisweit bei Bedarf als Unterstlitzung zu den Terminen bei den &ffentlichen Einrichtungen und
gemeinnitzigen Tragern im Einsatz. Durch fortlaufende Akquisetatigkeit und intensive Koordination gelingt es, der groBen Fluktuation entgegenzuwirken,
sodass die Anzahl der Sprachmittelnden zwischen 100 und 110 gehalten werden kann. Somit kdnnen kreisweit alle Stadte und Gemeinde weiterhin von den
11k Sprachangeboten profitieren. Die Nachfrage in den Sprachen Ukrainisch und Russisch ist erwartungsgeman sehr hoch, sodass diese Sprachen auch im 51
vergangenen Jahr starker angeboten wurden.

Nachbhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 4 "Hochwertige Bildung”, Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten", Nr. 13 "Weltweit Klimaschutz umsetzen"
sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.

Ausbau eines Pools von Sprach- und

BW10 Kulturvermittlern
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BW11

Neue Konzepte der Forderschullandschaft
entwickeln

11k

Das Forderschulkonzept wurde in weiten Teilen bereits umgesetzt.

Die Astrid-Lindgren-Schule — mittlerweile Férderschule mit den Férderschwerpunkten ,Sprache und Lernen® — steht an den Standorten Warendorf und
Beckum den Eltern als Wahlmdglichkeit zur Verfigung. Kurze Wege sind daher fiir den Stid- als auch fir den Nordkreis in vielen Jahrgangsstufen bereits
gegeben. Da die Schule sukzessive aufgebaut wird, sind derzeit noch nicht alle Klassen eingerichtet.

Am Standort des Regenbogenschulhauses, Im Pattenmeicheln 14, in Ahlen, wurde zum Schuljahr 2019/2020 ein schulischer Lernort fir Schilerinnen und
Schiiler mit besonders ausgeprégtem, umfassendem Bedarf an intensiver, sonderpadagogischer Unterstiitzung im Férderschwerpunkt Emotionale und
soziale Entwicklung errichtet. Im schulischen Lernort in Ahlen stehen maximal 20 Férderplatze zur Verfigung; 19 Platze sind aktuell belegt.

Auch das Inklusionsteam hat Anfang Dezember 2019 seine Arbeit aufgenommen. Ein Team aus Sonderpéadagogen, einer Mitarbeiterin, der Jugendhilfe und
Schulpsychologinnen steht nun allen Schulen bis zur 10. Klasse zur Verfligung, um beratend tatig zu werden.

Der bislang im gleichen Geb&aude in Ahlen als Teilstandort der Férderschule des Kreises Coesfeld untergebrachte Schulstandort mit dem Férderschwerpunkt
,Emotionale und soziale Entwicklung” wurde zum Ende des Schuljahres 2019/2020 aufgeldst.

Die Bezirksregierung Miinster hat mit Schreiben vom 07.04.2020 zugesichert, dass sie den zur Errichtung eines zweiten Standortes des schulischen
Lernortes in Warendorf nach § 132 Abs. 3 SchulG getroffenen Kreistagsbeschlusses vom 14.08.2018 nach Fertigstellung des dafiir herzurichtenden
Schulgeb&udes genehmigen wird. Die Genehmigung firr die Errichtung eines zweiten Standortes liegt vor.

Der Baubeginn im Jahr 2023 konnte wie geplant eingehalten werden. Es ist mit einer Bezugnahme des geplanten Neubaus ab dem Schuljahr 2024/25 zu
rechnen.

Schultréger Kreis Warendorf, Schulaufsichtsbeamte, Schulleitungen und Inklusionsteam arbeiten engmaschig an der Umsetzung des Konzeptes und stehen
in regelmaBigem Austausch.

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitsziele Nr. 4 "Hochwertige Bildung", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" sowie Nr. 17 "Partnerschaften zur
Erreichung der Ziele" geleistet.

51

Seite 6 von 7




Nr. Prioritéat/ Sachstand Zustindig-

Status keit

Mit dem Ziel, Eltern friihzeitig zu erreichen wird seit Dezember 2019 ein modellhafter Ansatz eines Familiengrundschulzentrums an einem Schulstandort in
Ennigerloh umgesetzt. Mit verschiedenen Angeboten und intensiver Vernetzung steht das Familiengrundschulzentrum den Familien in Ennigerloh zur

. Verfligung.
Autfbau und Etablierung von Nachhaltigkeit: Mit der MaBnahme soll das Nachhaltigkeitsziel Nr. 4 der Vereinten Nationen: "INKLUSIVE, GLEICHBERECHTIGTE UND HOCHWERTIGE
BW12 |Familienzentren in Grundschulen, um om BILDUNG GEWAHR-LEISTEN UND MOGLICHKEITEN LEBENS-LANGEN LERNENS FUR ALLE FORDERN" gestarkt und umgesetzt werden. 51

einen niedrigschwelligen Zugang zu Eltern
zu erhalten (Elternbildung)

Legende

Die Prioritat ergibt sich aus der Bedeutung fir die Kreisentwicklung, dem rechtlichen Verpflichtungsgrad und der Bedeutung flr das Standortmarketing. Der niedrigste Wert liegt bei 4, der hochste Wert bei 12 Punkten.

Die Realisierbarkeit unterscheidet nach einem kurzfristigen (k, bis Ende 2021), mittelfristigen (m, 2022-2026) bzw. langfristigen (I, nach 2026) Projektbeginn.
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Themenfeld Familienfreundlichkeit & Lebensqualitat

Nr.

FL1

Titel

Qualitatsentwicklung in den Tages-

einrichtungen fiir Kinder, insbesondere fiir

den Bereich der U3-Betreuung

- Entwicklung eines
Qualitatsentwicklungs-Projektes

- Definition eines Qualitdtsrahmens/
Standards

- Wissenschaftliche Begleitung

Pri
Status

9kL

itat/

Sachstand

Der Qualitdtsrahmen und die Standards wurden in einem Prozess im Rahmen der Marke Minsterland mit allen Jugend@mtern im
Munsterland erarbeit. Der Gesamtprozess der Qualitatsentwicklung im Kreis Warendorf wurde durch die Deutsche Kinder- und
Jugendstiftung mit dem Programm "Qualitét vor Ort" wissenschaftlich begleitet. Im Rahmen der jahrlich stattfindenden Trégergespréche
wird der Qualitatsentwicklungsprozess nunmehr kontinuierlich fortgeschrieben und ist als Daueraufgabe zu verstehen.Themen und
Entwicklungsbedarfen, die fir viele Einrichtungen relevant sind, greift das Amt fir Kinder, Jugendliche und Familienauf und initiiert
Fortbildungsangebote und Fachtage. (Daueraufgabe)

Nachhaltigkeit:

Mit der MaBnahme soll das Nachhaltigkeitsziel Nr. 4 der Vereinten Nationen: "INKLUSIVE, GLEICHBERECHTIGTE UND
HOCHWERTIGE BILDUNG GEWAHR-LEISTEN UND MOGLICHKEITEN LEBENS-LANGEN LERNENS FUR ALLE FORDERN" gestarkt
und umgesetzt werden.

FL2

Gesundes Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen im Kreis Warendorf

10k

Die Steuerungsgruppe des Projektes ,Gute Kita- und gute Schulverpflegung im Kreis Warendorf* vereinbarte im Jahr 2022, das Thema
.Biolebensmittel in der Schulverpflegung im Kreis Warendorf“ aufzugreifen.

Im April 2023 wurde daher auf dem Bio-Hof Lohmann in Warendorf der Workshop "Bio kann jeder - nachhaltig essen in Kita und Schule"
angeboten. An dem Workshop nahmen Verantwortliche aus der Verwaltung und den Kantinen von Schulen und Kindertagesstatten,
Erzieherinnen und Erzieher sowie Lehrkrafte teil. Die Teilnehmenden wurden iber die Vorteile von Biolebensmitteln informiert und
erhielten praxisorientierte Tipps, wie sie Lebensmittel aus 6kologischer Erzeugung in ihren Einrichtungen einflihren bzw. das Angebot
erweitern kénnen.

Zum Anteil von Biolebensmitteln in der Schulverpflegung im Kreis Warendorf liegen keine spezifischen Daten vor. Aus diesem Grunde ist
geplant, eine entsprechende Bestandsanalyse in allen 6ffentlichen Schulen durchfiihren zulassen. Hierfiir konnte bereits die
Fachhochschule Miinster (FH), Fachbereich Okotrophologie gewonnen werden.

Nachhaltigkeit:

Ziel 3 Gesundheit und Wohlergehen

Mit gesundheitsférdernden und praventiven Projekten, die vor allem in Kindertageseinrichtungen und Schulen stattfinden, soll dem Trend
zu Bewegungsmangel und Fehlernahrung friihzeitig begegnet werden. Zur Férderung und Erhaltung der Kinder- und Jugendgesundheit
ist es daher ganz besonders wichtig, den Kindern und Jugendlichen — dort wo sie leben und lernen — so friih wie méglich ein gesundes
Ess- und Bewegungsverhalten nahe zu bringen.

FL3

Verstetigung und Weiterentwicklung des
Ubergang 1t (Kita- Schule - Sek I)

11k

Die Konzepte Ubergangsmanagement Il und OGS Konzept sind im Zustandigkeitsbereich des Amtes fiir Kinder, Jugendliche und
Familien an allen Grundschulen umgesetzt und etabliert. Das aufgebaute Verfahren der Férderanfrage wird aktiv genutzt und im
jahrlichen Evaluationskreislauf Uberprift und angepasst. Weiterhin ergeben sich aus der Evaluation in Form einer Elternbefragung
Riickmeldungen, die auf eine sehr gute Akzeptanz und Wirksamkeit des Angebotes hindeuten. Die Anzahl der Forderplatze wurde
bedarfsorientiert weiter ausgebaut.

Nachhaltigkeit:

Mit der MaBnahme soll das Nachhaltigkeitsziel Nr. 4 der Vereinten Nationen: "INKLUSIVE, GLEICHBERECHTIGTE UND
HOCHWERTIGE BILDUNG GEWAHR-LEISTEN UND MOGLICHKEITEN LEBENS-LANGEN LERNENS FUR ALLE FORDERN" gestarkt
und umgesetzt werden.

FL4

Standards in der Elternarbeit hinwirkend zur
Erziehungspartnerschaft

8m

Der Aufbau, die Konzeption und Durchfiihrung von OGS- und trageribergreifenden Fortbildungs- und QualifizierungsmaBnahmen von
Fachkraften der 28 OGS Standorte im Zusténdigkeitsbereich des Amtes fiir Kinder, Jugendliche und Familien des Kreises Warendorf ist
Ziel eines tragerlbergreifenden Projektes (Schwerpunkte: individuelle Férderung, Elternarbeit, Kinderschutz) Das Land Nordrhein-
Westfalen stellt mit dem Programm ,QualifizierungsmaBnahmen im auBerunterrichtlichen Bereich der Offenen Ganztagsschule im
Primarbereich (OGS) in NRW* erstmals 2019 Férdermittel zur Fortbildung und Qualifizierung des Personals der Trager der
Ganztagsangebote zur Verfiigung. Die im Rahmen der Qualitatsentwicklung im Bereich Elternarbeit begonnene Qualifizierung findet
weiteren Ausbau. Die Umsetzung der trageriibergreifenden Qualitatsentwicklung konnte im Jahr 2020 mit Einschrankungen durch die
Coronapandemie fortgesetzt werden und wird weiter ausgebaut. So konnten in 2022 erstmals trager- und schuliibergreifende
Fallwerkstatten eingefiihrt werden. Mit Stand 2023 wird die trageriibergreifende Fortbildung und Qualifizierung weiter durch das Land
NRW geférdert und weiter durchgefiihrt, sodass nunmehr 80 Fachkréfte die Qualifizierung durchlaufen konnten. Mit den etablierten
Fallwerkstatten wird ein wichtiger Beitrag im Kinderschutz geleistet.

Nachhaltigkeit:

Mit der MaBnahme soll das Nachhaltigkeitsziel Nr. 4 der Vereinten Nationen: "INKLUSIVE, GLEICHBERECHTIGTE UND
HOCHWERTIGE BILDUNG GEWAHR-LEISTEN UND MOGLICHKEITEN LEBENS-LANGEN LERNENS FUR ALLE FORDERN" gestarkt
und umgesetzt werden.
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Nr.

Titel

Erarbeitung einer Gesamtstrategie
"Eigenstandige Jugendpolitik im Kreis
Warendorf"

Priorita
Status

9m

Sachstand

Die Initiative des Amtes fiir Jugend und Bildung zur eigensténdigen Jugendpolitik ist in vielen Kommunen aufgegriffen worden und hat zu
eigenstandigen kommunalen Entwicklungen beitragen kénnen. Beteiligungsprozesse in den Stadten und Gemeinden werden fachlich
begleitet und kénnen gem. Kinder- und Jugendférderplan des Kreises Warendorf geférdert werden. Kerngedanke ist es,
Beteiligungsprozesse anzustoen und mit Blick auf die Demokratiefdrderung junge Menschen aus den kommunalen Entwicklungen
heraus zu motivieren und zu begleiten.

Dabei kommt den lokalen Strukturen — Offene und aufsuchende Kinder- und Jugendarbeit und Vereinen und Verbanden — eine tragende
Rolle zu.

Das Amt fiir Jugend und Bildung starkt die ehrenamtliche Jugendarbeit durch Gruppenleiterschulungen und Aufbauschulungen. Der
Kinder- und Jugendférderplan des Kreises Warendorf ist als Férderinstrument etabliert und erméglicht die Férderung partizipativer
Ansétze. 2021 wurde der KJFOP in einem breiten Beteiligungsprozess entsprechend fortgeschrieben.

Junge Menschen im &ffentlichen Raum werden durch Offene und aufsuchende Kinder- und Jugendarbeit erreicht.

Nachhaltigkeit:

Mit der MaBnahme soll das Nachhaltigkeitsziel Nr. 4 der Vereinten Nationen: "INKLUSIVE, GLEICHBERECHTIGTE UND
HOCHWERTIGE BILDUNG GEWAHR-LEISTEN UND MOGLICHKEITEN LEBENS-LANGEN LERNENS FUR ALLE FORDERN" gestarkt
und umgesetzt werden.

FL6

Initiative "Zukunft der arztlichen Versorgung
im Kreis Warendorf"

10k

Ab Herbst 2022 konnte wieder ein Medizinstudierenden-Treffen flir Studierende der Medizin organisiert werden. Das gemeinsame
Treffen fand im Kreisgesundheitsamt statt. Die Medizinstudierenden erhielten u. a. die Méglichkeit, die interessanten Berufsfelder fiir
Arztinnen/Arzte im Gesundheitsamt kennenzulernen.

Im Frihjahr 2023 stand die Besichtigung der bundesweit einmaligen digitalen Praxis (kurz: dipraxis) der Kassenarztlichen Vereinigung
Westfalen-Lippe (KVWL) flr interessierte Medizinstudierende auf dem Programm.

Ein weiteres Treffen fand im Herbst 2023 im St. Josef-Stift in Sendenhorst statt. Die angehenden Arztinnen und Arzte lernten die acht
Hauptfachabteilungen des modernen Krankenhauses kennen, das sich auf orthopadische und rheumatologische Krankheitsbilder sowie
Wirbels&ulenerkrankungen spezialisiert hat.

Darliber hinaus wurde zweimal im Jahr eine sogenannte "Info-Post" mit interessanten Informationen aus der Gesundheitsversorgung des;
Kreises Uiber den E-Mail-Verteiler der Studierenden versendet.

Nachhaltigkeit:

Ziel 3 Gesundheit und Wohlergehen

Eine Voraussetzung flir ein gesundes Leben ist u. a. der Zugang zu guter medizinischer Versorgung. Doch nur noch wenige junge
Arztinnen und Arzte lassen sich im landlichen Raum als Hausérztin, als Hausarzt nieder. Sie bevorzugen haufig eher die GroBstadte als
das idyllische Landleben. Der Kreis Warendorf steht bei der ambulanten &rztlichen Versorgung im Vergleich zu anderen Kreisen in NRW
bislang noch vergleichsweise gut da.

Daher méchte der Kreis Warendorf friihzeitig mit Medizinstudierenden sowie jungen Arztinnen und Arzten, die einen Bezug zur Region
haben, in Kontakt treten, um sie auf die hochwertigen medizinischen Versorgungsangebote im Kreis hinzuweisen. Auch hier bestehen
hervorragende Mbglichkeiten, den vielseitigen und abwechslungsreichen Arztberuf auszuiiben. Die Initiative "Zukunft der &rztlichen
Versorgung im Kreis Warendorf" soll dazu beitragen, eine flichendeckende, am Patientenwohl ausgerichtete erstklassige Versorgung
den Birgerinnen und Biirgern auch zukuinftig zur Verfligung stellen zu kdnnen.

FL7

Digitale Angebote im Kreis Warendorf
etablieren und ausbauen (bspw. Webseite,
Chatbots, Serviceportal)

11k

Die Covid-19 Pandemie hat sehr deutlich gezeigt, dass die Méglichkeiten von Homeoffice, Telearbeit und mobilem Arbeiten noch deutlich
ausgebaut werden miissen. Mit den bisherigen Techniken ist ein begrenzter Ausbau und eine schnelle Ad-Hoc-Ldsung, wie sie in der
Pandemie realisiert wurden mdglich. Sollen die Kapazitaten noch deutlich erweitert und echtes mobiles Arbeiten einschlieBlich
Desksharing mdglich werden, so ist die Einfiihrung einer virtuellen Desktop Infrastruktur (VDI) unerlasslich. Das Projekt ist auch Teil der
Digitalisierungsstrategie und dient auch dazu die Attraktivitat des Kreises als Arbeitgeber zu starken.

Bei den serviceorientierten Biirgerangeboten sind digitale Antragsassistenten eingefiihrt und werden produktiv genutzt. In der
Entwicklung ist die Mdglichkeit, sicher und digital zu kommunizieren.

Im Bereich der Kl zeichnet sich die Entwicklung ab, dass Kl-Funktionalitdten in vorhandene Systeme integriert werden. Beim Einsatz von
Bots |&uft die Vorplanung fiir einen innovativen, selbstlernenden Telefonbot, der die stark belasteten Hotlinenummern entlasten soll und
den Nutzenden Auskinfte zu ihren Fragen zum Beispiel in den Bereichen Kfz-Zulassung oder Fiihrerscheinen zu geben. Ein Chatbot ist
fur das Gesundheitsamt und perspektivisch fiir die Gesamtverwaltung in Vorbereitung.

Nachhaltigkeit:

Diese MaBnahmen adressieren die UN-Nachhaltigkeitsziele Nr. 9: Industrie, Inovation und Infrastruktur, Nr. 11 Nachhaltige Stadte und
Gemeinden und Nr. 17: Partnerschaften zur Erreichung der Ziele. Durch die verstarkte Nutzung von Homeoffice und Videokonferenzen
werden erhebliche Ressourcen bei Fahrwegen und Wegezeiten eingespart. Das Desksharing sorgt fiir eine deutlich bessere Auslastung
der Buroflachen und der Kreiseinrichtungen.
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Prioritéat/

Sachstand

Angebote der Sportstétten ausbauen und in

Status

s 1st vorgesehen, eine Arbeitsgruppe aus Verfreterinnen und Veriretern des Kreises Warendorf, der
Kreissportbundes einzurichten, um das Projekt zu vertiefen und umzusetzen.
Nachhaltigkeit:

FL8 bestehende Angebote einbinden 8m Es soll ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 3 "Gesundheit und Wohlergehen" und Nr. 17 "Partnerschaften zur Erreichung der
Ziele" geleistet werden.
Das Thema stellt eine Daueraufgabe dar, die sich den immer wieder neuen Trends und Entwicklungen anpassen muss. Die
bedeutensten touristischen Infrastrukturen, vornehmlich die Radrouten, sind teilweise seit Jahrzehnten etabliert und werden permanent
weiterentwickelt. Meilensteine waren die Einflhrung der einheitlichen wegweisenden Beschilderung 2003 (heute: Radverkehrsnetz
NRW), der EmsRadweg (2004), der WerseRadweg (2007) sowie die Uberarbeitung der Routenfiihrung der 100 Schlésser Route (2009).
Das touristische Knotenpunktsystem ist 2022 fertig installiert und der Offentlichkeit vorgestellt worden. Aktuell abgeschlossen wurde in
2023 ein miinsterlandweites GroBprojekt zur weiteren Qualifizierung der 100 Schidsser Route (Erlebbarkeit, Erreichbarkeit,
Routenqualitat, Angebote, Marketing). Mit dem Bau der Regionalen Reitroute (2004, heute Warendorfer Reitroute) und der Miinsterland
. L. . Reitroute (2015) ist ein Netz von 360 km Reitwegen im Kreis entstanden, das alle Orte miteinander verbindet und die Grundlage fiir
FLg |Professionalisierung der touristischen 8k weitere lokale Reitrundkurse bildet. Parallel werden entsprechende Angebote, insbesondere unter dem Aspekt des Online-Marketings,
Angebote entwickelt, die tber die "Touristische Arbeitgemeinschaft Parklandschaft Kreis Warendorf" vermarktet werden.
Nachhaltigkeit:
Es handelt sich bei den rad- und reittouristischen Angeboten im Kreis Warendorf um nachhaltige Tourismusformen. Nachhaltiger
Tourismus im Einklang mit Natur und Landschaft, der auf ein nachhaltiges Wirtschaften ausgerichtet ist und damit auf
Ressourceneffizienz und Klimaschutz setzt, bietet beste Voraussetzungen dauerhatft zu einer regionalen Wertschépfung beizutragen.
Ziel des Projektes ist es, den Kreis Warendorf als attraktiven Standort fir Wohnen und Arbeiten zu entwickeln. Die Stadte und
Kommunen bei der integrierten Gemeinden sind iiber die Bauleitplanung hier die federfilhrenden Akteure. Der Kreis Warendorf unterstiitzt die Kommunen im Rahmen
FL10 Wohngebietsentwicklung unterstiitzen 10k der Regionalplanung, z. B. im Zuge der aktuell notwendigen Anpassung des Regionalplans an den Landesentwicklungsplan, in dessen
(Schaffung von Wohnraum fiir alle Zuge auch das neue Modell der Siedlungsflachenpotenziale erarbeitet wurde sowie bei Fachthemen wie z. B. der Mobilitat.
Lebenslagen) Nachhaltigkeit:
Die MaBnahme unterstiitzt das UN-Nachhaltigkeitsziel 11 (Nachhaltige Stadte und Gemeinden).
Etablierung von Nachbarschaftshilfe und Seit 2016 unterstutzt das MKJFGFI (Ministerium fur Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration) mit dem Programm
birgerschaftlicher Netzwerken KOMM-AN NRW das ehrenamtliche Engagement im Bereich Integration von neu eingewanderten Menschen in den Kommunen. Fiir die
- Unterstlitzung bei dem Aufbau und Umsetzung von Programmiteil | und Il im Kreis Warendorf ist das Kommunale Integrationszentrum (KI) zustédndig. Um das Ehrenamt
der Etablierung von Nachbarschaftshilfe und kreisweist zu vernetzen und zu unterstltzen, organisiert das Kl regelméBige Austausch- und Vernetzungstreffen, sowie bedarfsorientierte
burgerschaftliche Netzwerke durch die Qualifizierungsangebote. Seit 2016 bis heute wurden im Kreis Warendorf tiber 30 Ankommenstreffpunkte geférdert. Diese erméglichen
Initiierung und den Ausbau sozialer das Zusammenkommen von Menschen mit und ohne Einwanderungsgeschichte und bieten gleichzeitig den Raum fiir die Durchfiihrung
Netzwerk-Plattformen fur lokalen von niederschwelligen Angeboten zum Zusammenkommen und zur Orientierung. Die zivilgesellschaftlich engagierte Bevdlkerung tragt
Austausch, Begegnung und gegenseitige so dazu bei, den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern.
Unterstiitzung
FL11 7k

- Férderung und Unterstiitzung beim Aufbau
und der Vernetzung von Orten der
Mitwirkung, der Kooperationen, der
Begegnung, der Bildung sowie der
(nierdigschwelligen) Beratung (durch das
Instrument Quartiersmanagement)

Im Rahmen der Entwicklung eines Gesamtkonzeptes "Alter werden im Kreis Warendorf" mit den kreisangehérigen Stadten und
Gemeinden stellt das Thema "Wohnen in der eigenen Hauslichkeit und Wohnumfeld" ein Handlungsfeld dar. Dabei werden auch
Nachbarschaftshilfen u.4. beriicksichtigt.

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 3 "Gesundheit und Wohlergehen", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" und Nr. 17
"Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.
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Nr.  Titel Prioritdt/  Sachstand
Status
In einer Kooperation mit dem Mehrgenerationenhaus Beckum, der Stadt Beckum und dem Regionalbiiro Alter, Pflege und Demenz
Miinsterland initiierte der Kreis Warendorf im Mai 2022 eine Schulung fir interessierte Ehrenamtliche. Fiinf Teilnehmerinnen wurde im
- - . Rahmen einer 14-stiindigen Qualifikation auf ihre Aufgaben vorbereitet. Die weitere Koordination der Begleitungen und die fachliche
FL12 :‘:;:::t‘gsq?;I:'::brfgslz:;:'ﬁ,l“gen 10k Unterstiitzung der Ehrenamtlichen tibernimmt das Mehrgenerationenhaus Beckum. Eine weitere Schulung ist im Friihjahr 2024 geplant.
Nachhaltigkeit:
Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 3 "Gesundheit und Wohlergehen", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" und Nr. 17
"Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.
Seit 2020 gibt es in fiinf Stadten und Gemeinden (Ahlen, Ennigerloh, Oelde, Sendenhorst, Wadersloh) in Kooperation mit verschiedenen
Schaffung von Angeboten gegen Tragern und Angeboten das Angebot eines telefonischen Besuchsdienstes, Erzahlfreundschaft” .
Vereinsamung im Alter Das Angebot richtet sich an (altere) Menschen, die sich Austausch- und Gespréchsmdglichkeiten wiinschen. Interessierte erhalten im
- Beratungsangebote entwickeln und Rahmen des Projekts eine ehrenamtliche Telefonpatin/ einen ehrenamtlichen Telefonpaten. Zur Vorbereitung auf die ehrenamtliche
bereitstellen Tatigkeit erhalten die Telefonpatinnen und Telefonpaten eine Schulung von vier Stunden, die durch das Regionalbiiro Alter, Pflege und
- Strategien fiir aktive Ansprache entwickeln Demenz durchgefiihrt wird. Ziel des Projektes ist es, Einsamkeitsgeflihle zu verringern sowie diesen vorbeugen und zur sozialen und
- Niedrigschwellige Treffounktangebote als gesellschaftlichen Teilhabe lterer Menschen beizutragen. R
FL13 | Teil der Quartiersentwicklung unterstiitzen. 8k "Soziale Teilhabe und Begegnung" stellt auch ein Handlungsfeld im Gesamtkonzept "Alter werden im Kreis Warendorf dar und beinhaltet
Auch Mehrgenerationshéuser stellen ein das Ziel, Einsamkeit im Alter entgegen zu wirken. Dafir sollen verschiedene Angebote flir unterschiedliche Zielgruppen sichergestellt
Chance in dem Kontext dar werden und auch das Projekt "Erzéhlfreundschaft" bedarfsgerecht ausgeweitet werden.
- Digitale Angebote in Betracht ziehen und Ebenso wird im Rahmen der praventiven Beratungen im Projekt ,Besser jetzt- gut beraten der Aspekt der sozialen Teilhabe
entwickeln beriicksichtigt und auf értliche Altenhilfeangebote aufmerksam gemacht.
- Telefonische Angebote gegen Einsamkeit Nachhaltigkeit:
im Alter schaffen Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 3 "Gesundheit und Wohlergehen", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" und Nr. 17
"Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.
Das Projekt "Besser jetzt- gut beraten ins Alter” wurde in mittlerweile 5 Kommunen - Beelen, Everswinkel, Oelde, Wadersloh, Warendorf -
durchgefihrt. In den Stadten Drensteinfurt und Sendenhorst wird das Projekt in 2023 gestartet. Weiter Stadte und Gemeinden haben ihr
Ausweitung der Seniorenberatung und Interessen bekundet. L ) ‘ )
Vernetzung mit der értlichen Altenhilfe Die Mitarbeiterinnen der Pflege- und Wohnberatung nehmen an bestehenden 6rtlichen Netzwerken / Runden Tischen teil und arbeiten in
- Das Angebot der aufsuchenden Beratung in ihren Beratungstatigkeiten in enger Kooperation mit ortlichen Unterstiitzungsangeboten und ortlichen Angeboten der Altenhilfe.
allen Stadten und Gemeinden einfiihren Das Gesamtkonzept "Alter werden im Kreis Warendorf" fiihrt die Angebote der Pflege, der kommunalen altengerechten Infrastruktur
FL14 | Angebote einer altengerechten 11k sowie die Leistungen der &rtlichen Altenhilfe zusammen. Bestehende Kooperationsstrukturen werden intensiviert bzw. ausgebaut. Ziel ist
Gesundheitsvorsorge installieren es, geling.ende:\ und zukunftsfahige Strukturen fir ein "gutes Alterwerden” im Kreis Warendorf aufzubauen und zu gestalten.
- Die Beratungstatigkeiten mit den ortlichen Nacl?haltllgkelﬁ: o X . : i
Angeboten der Altenhilfe vernetzen Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 3 "Gesundheit und Wohlergehen", Nr. 10 "Weniger Ungleichheiten" und Nr. 17
"Partnerschaften zur Erreichung der Ziele" geleistet.
Legende

Die Prioritat ergibt sich aus der Bedeutung fir die Kreisentwicklung, dem rechtlichen Verpflichtungsgrad und der Bedeutung flr das Standortmarketing. Der niedrigste Wert liegt bei 4, der hochste Wert bei 12 Punk

Die Realisierbarkeit unterscheidet nach einem kurzfristigen (k, bis Ende 2021), mittelfristigen (m, 2022-2026) bzw. langfristigen (I, nach 2026) Projektbeginn.
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Themenfeld Klimaschutz & Umwelt

Nr. Titel

KU1

Umsetzung und Ausbau regionaler
Warmenetze durch die Einbindung
offentlicher Gebaude

Prioritdt/  Sachstand

Status

10m

Personalbedingt vorerst zuriickgestellt.

Nachhaltigkeit:

Regionale Warmenetze haben den Vorteil, dass tberschiissige Warme, z.B. Abwérme aus der Industrie oder Uiberschissige
solare Warme, durch Einspeisung in das Warmenetz auch Dritten verfliigbar gemacht werden kann und nicht verpufft. AuBerdem
kénnen verschiedenste lokale, erneuerbare Energiequellen die Warme bereitstellen und die Wertschépfung vor Ort steigern.

KU2

Einfiihrung eines Online-
Beteiligungsportals Energieland WAF

6k

Personalbedingt vorerst zuriickgestellt. Durch den Ausbruch der Coronapandemie hat sich der Focus fiir die Erstellung von
Onlinediensten auf Systeme zur Pandemiebekampfung gerichtet. Nach dem Pandemieende kénnen wieder andere Themefelder
aufgegriffen werden.

Nachhaltigkeit:

Durch ein Beteiligungsportal kénnen interessierte Menschen in Projekte eingebunden werden und es kann auch Austausch und
Zusammenarbeit darliber organisiert werden.

KU3

Ausbau der Offentlichkeitsarbeit zur
Gebéaud ierung von Eigenhei

6k

ALTBAUNEU, Verbraucherzentralenberatung Umzug in Innenstadt (September 2021) -> mehr Sichtbarkeit; das Beratungsangebot
ist derzeit flir 2 Monate im Voraus ausgebucht); momentan ist der Engpass die Beratungskapazitat. Werbung fiir
Gebaudesanierung macht wenig Sinn, wenn wir keine Beratung bereitstellen und das Handwerk die Umsetzung nicht zeitnah
hinbekommen kann.

Nachhaltigkeit:

Durch die Sanierung von alteren Gebauden kann der Gebaudebestand erhalten bleiben und so viel Baumaterial im Vergleich zum
Neubau eingespart werden. Gleichzeitig sorgt die (energetische) Sanierung dafiir, dass das Geb&aude &hnlich wenig Energie
verbraucht und CO2-AusstoB hat wie ein Neubau.

KU4

Initiilerung von Genossenschaften und
Begleitung durch Kreis WAF (im Kontext
regenerativer Energien)

4k

Personalbedingt vorerst zurlickgestellt. Der Kreis Steinfurt griindet derzeit eine kreisweite Energiegenossenschaft und kdnnte als
Vorbild dienen.

Nachhaltigkeit:

Uber Energiegenossenschaften kann eine Biirgerbeteiligung an goBeren Energiewendeprojekten wie Windparks, Solarparks oder
Warmenetzen realisiert werden. Solche Projekte kdnnen auch aus einer Biirgerenergiegemeinschaft heraus entstehen. Durch die
direkte Beteiligung ist die Akzeptanz fir Energiewende vor Ort deutlich héher, Projekte (und damit Klimaschutz) kdnnen schneller
umgesetzt werden und die Wertschopfung bleibt vor Ort.

KU5

Ausweitung der Photovoltaik-Nutzung (PV-
Nutzung)

10k

Der Kreis hat PV-Anlagen auf eigenen Gebauden ausgeschrieben (auch neue in 2021 und 2022).

Gemeinsam mit den Stadten und Gemeinden hat die Kreisverwaltung das Férderprogramm 1.000 Photovoltaikanlagen im Kreis
Warendorf aufgelegt. 2022 wurden die ersten 500 PV-Anlagen geférdert, 2023 werden weitere 500 Anlagen gefordert. Das
Forderprogramm wird so gut angenommen, dass einige Kommunen ihre Férdertopfe aus eigenen Mitteln aufgestockt oder ein
zusatzliches Programm gestartet haben.

Nachhaltigkeit:

Heute kann auf fast jedem Dach Strom durch Photovoltaik erzeugt werden. Um die Energiewende zum Erfolg zu fiihren ist
erganzend Photovoltaik auf Freiflachen notwendig. So wird klimafreundlich lokal Strom erzeugt. Die finanziellen Gewinne daraus
konnen vor Ort bleiben. Auch das ortliche Handwerk kann dadurch Auftrage generieren.
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KU6

Abfallvermeidung vorantreiben (u.a. durch
Etablierung des
Mehrwegbecherpfandsystems ,,Cup for
Cup*)

10k

» Mehrwegbecherkampagne: Die Kampagne ist coronabedingt leider nur sehr eingeschrankt angelaufen. Die Kampagne wird
wieder anlaufen, sobald sich die Lage entspannt haben wird. Zudem gelten ab 2021 neue gesetzliche Rahmenbedingungen. Ab
dem 3. Juli 2021 ist die Herstellung von Einwegplastik EU-weit nicht mehr erlaubt. Die Bundesregierung setzt sich dafir ein,
Abfélle zu vermeiden und Ressourcen effizienter zu nutzen. Restaurants, Bistros und Cafés, die Essen fir unterwegs oder To-Go-
Getréanke verkaufen, sind ab 2023 verpflichtet, ihre Produkte auch in Mehrwegverpackungen anzubieten. Die Mehrwegvariante
darf nicht teurer sein als das Produkt in der Einwegverpackung.”

« AuBerschulischer Lernort: Dieses Angebot setzt darauf, vor Ort présent zu sein, was coronabedingt leider derzeit nicht méglich
ist. Daher wird das Programm wieder aufgenommen sobald Einrichtungen wieder gedffnet sein dirfen.

« Beratungsmobil: Die Vital+Regionen WAF und GT haben einen gemeinsamen Forderantrag gestellt, welcher positiv beschieden
wurde. Nun schlieBt die Umsetzungsphase an. Geplant ist, dass das Umweltbildungsmobil ab 2022 in den Kreisgebieten
unterwegs ist.

« Die Wiederverwendungstage 2020 sind trotz Corona-Pandemie im Rahmen der Europaischen Woche der Abfallvermeidung
erfolgt. Fiir 2021 laufen derzeit die Planungen fiir eine Kampagne ,Wiederverwendung“.  Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 12 ,Nachhaltiger Konsum und nachhaltige Produktion“ und Nr. 13
,MaBnahmen zum Klimaschutz" geleistet.
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Nr.

KU7

Titel

Einflihrung von , Entdeckerwochen”

Prioritdt/  Sachstand

Status

6k

Das Projekt "Entdeckerwochen" ist umbenannt worden zu "Forschersommer”; dieses hat, da es in Présenzform hétte stattfinden
sollen, aufgrund der Pandemiesituation nicht stattfinden kénnen. Eine Umsetzung in den kommenden Jahren ist angestrebt.
Nachhaltigkeit:

Das Projekt wird vom Schulamt und den dortigen Kolleginnen und Kollegen des Bereiches "Bildung fir nachhaltige Entwicklung”
(BNE) mitbetreut. In diesem Projekt lernen die teilnehmenden Kinder viel iber verschiedenste Aspekte der Nachhaltigkeit,
meistens aus dem Blickwinkel der 6kologischen Nachhaltigkeit.

KU8

Projektinitiierung zur Entwicklung einer
nachhaltigen WAF-Marke fiir
Holzhackschnitzel (inklusive Pflege von
Naturlandschaften)

4l

Bisher noch keine Aktivitdten von Seiten des Kreises.

Nachhaltigkeit:

Eine Marke fiir nachhaltige Holzhackschnitzel kann dazu beitragen das Vertrauen in den Brennstoff zu erh6hen und Potenziale zu
erkennen. Dadurch kénnten lokale Brennstoffmengen fiir zusétzliche, klimaneutrale Warmeprojekte gewonnen werden.
Gleichzeitig kann ein solcher Absatzmarkt dazu fiihren, dass Geholzstrukturen der Miinsterlander Parklandschaft gepflegt und
erhalten werden.

KU9

WLE-Strecke Miinster-Sendenhorst-
Neubeckum-Lippstadt

12k

Die Betriebsaufnahme auf der WLE-Strecke im Abschnitt Mlinster - Sendenhorst ist fir die zweite Jahreshélfte 2026 geplant. Der
Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) hat mehrere batterie-elektrisch betriebene Zugfahrzeuge bestellt, die auch auf
der WLE-Strecke eingesetzt werden sollen. Diese lokal emmissionsfreien Schienenfahrzeuge sind sowohl klimaschonender als
auch leiser als die bisher vorgesehenen Dieseltriebfahrzeuge. Nach dem Beteiligungsverfahren in 2022 hat im August/September
2023 der Erdrterungstermin stattgefunden. Auch mit der DB Netz AG werden die Planungen zur Umnutzung/Umgestaltung des
Gleises 20 im Hauptbahnhof Minster intensiv vorangetrieben. Flr den weiteren Streckenverlauf bis nach Lippstadt bzw. Warstein
ist eine Machbarkeitsstudie durch den NWL beauftragt worden. Die ersten Ergebnisse werden voraussichtlich Ende 2023
vorliegen.

Nachhaltigkeit:

Das Projekt leistet einen Beitrag zum UN-Nachhaltigkeitsziel 13 (MaBnahmen zum Klimaschutz).

KU10

S-Bahn Miinsterland

12k

Die Projektleitung fiir das Projekt wurde vom NWL an ein Biiro vergeben. Die Stellschrauber GmbH mit Sitz in Miinster hat den
Auftrag erhalten. Gemeinsam mit der externen Unterstiitzung werden die Planungen zur S-Bahn Miinsterland weiter
vorangetrieben. Unter anderem werden die Fahrplane der Teilprojekte aktualisiert und das geplante Liniennetz weiterentwickelt.
Dariiber hinaus wurden bereits erste Betriebsprogrammstudien bei der DB Netz AG in Auftrag gegeben, die spéater als Grundlage
fur die detailliertere Planung der Teilprojekte dienen. Parallel wird ein Dialog- und Informationskonzept erarbeitet, das alle
Beteiligten umfassend Uber das Projekt informieren soll und Méglichkeiten der Einbringung darstellt. Ein weiterer wichtiger Schritt
der aktuell vollzogen wird, ist die Integration bereits begonnener Projekte in das Gesamtprojekt S-Bahn Minsterland (z. B.
Einfuhrung Halbstundentakte, Elektrifizierung, Reaktivierungen).

Nachhaltigkeit:

Das Projekt leistet einen Beitrag zum UN-Nachhaltigkeitsziel 13 (MaBnahmen zum Klimaschutz).

KU11

Modellprojekte einer umweltvertraglichen
Mobilitét entwickeln

10k

Es befinden sich mehrere Projekte in der Erarbeitung, die mit dem Mobilitatsmanager und der OPNV-Abteilung vorangetrieben
werden. Dazu gehdren u. a. eine zweite Modal-Split-Untersuchung, ein Mobilitatskonzept, Studien zu Mobilitatsstationen, zu On-
Demand-Verkehren, die Uberarbeitung des Nachtbuskonzeptes sowie ein Modellprojekt zur ErschlieBung von Gewerbegebieten
durch den OPNV.

Nachhaltigkeit:

dienen dem UN-Nachhaltigkeitsziel 13 (MaBnahmen zum Klimaschutz).

Die Projekte

KU12

Den Radverkehr attraktiver gestalten
(Umsetzung Radverkehrskonzept)

12k

Im Rahmen des Radverkehrskonzeptes sollen schwerpunktmaBig die zeit- und kostenintensiven WegebaumaBnahmen der
Velorouten als auch des Radwegebauprogramms an Kreisstraen, aber auch “kleinere* Projekte umgesetzt werden, die die
Nutzung des bzw. den Umstieg auf das Rad attraktiver machen. Weitere Themen sind das Fahrradparken, die Verknilpfung im
Umweltverbund, ein fortlaufendes Qualitdtsmanagement, ordnungsrechtliche MaBnahmen sowie KommunikationsmaBnahmen.
Beispiele hierflr sind z. B. die Planung und Markierung von Velorouten, die Begleitung und Unterstiitzung der lokalen
Mobilitdtsmanagerinnen und -manager sowie lokalen Mobilitatskonzepte, der Neubau und die Umriistung von Fahrradstellplétzen,
die Konzeption und Planung von Mobilstationen, die Priifung zur Entfernung bzw. Entschéarfung von Pollern und Umlaufsperren
sowie Aktionen und Kampagnen (z. B. Aktion Licht, Mit dem Rad zur Arbeit, Stadtradeln, Europaische Mobilitdtswoche).
Nachhaltigkeit: Die Projekte
leisten einen Beitrag zum Un-Nachhaltigkeitsziel 13 (MaBnahmen zum Klimaschutz).
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KU13

Erprobung von Konzepten zur
Verkehrsvermeidung (z. B. Online-Antréage,
Home-Office)

9k

Die MaBnahmen zur préventiven Verkehrsvermeidung wurden durch die Coronapandemie wesentlich schneller zur Realitat als
das bei der Erstellung des Steckbriefs vorstellbar war. Die Zahl der Home-Office Arbeitsplatze wurde massiv ausgebaut und wird
noch weiter ausgebaut werden. Die liberwiegend positiven Erfahrungen wird dazu fiihren, dass ein groBer Anteil dieser
Arbeitsplatze auch in Zukunft erhalten bleiben wird. Zum groBen Teil in hybrider Form mit teilweiser Arbeit im Home-Office.

Ein weitere gravierende MaBnahme zur Verkehrsvermeidung ist die Durchfiihrung von Besprechungen, Konferenzen und
Fortbildungsveranstaltungen in Form von Videokonferenzen. Diese Form der Zusammenarbeit wird derzeit umfangreich praktiziert
und wird auch auf Dauer in vielen Féllen beibehalten werden.

Auch im Bereich der Online-Antrage wurden im letzten Jahr viele praktische Erfahrungen gemacht und das Angebot stark
ausgebaut. Es werden technische Konzepte entwickelt, die das mobile Arbeiten iber das Homeoffice hinaus erméglichen und das
Desk-Sharing im Kreishaus vereinfachen sollen.

Nachhaltigkeit:

Diese MaBnahmen adressieren die UN-Nachhaltigkeitsziele Nr. 9: Industrie, Inovation und Infrastruktur und Nr. 11 Nachhaltige
Stadte und Gemeinden

Durch die verstarkte Nutzung von Homeoffice und Videokonferenzen werden erhebliche Ressourcen bei Fahrwegen und
Wegezeiten eingespart. Das Desksharing sorgt fiir eine deutlich bessere Auslastung der Blroflachen und der Kreiseinrichtungen.
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Nr.

KU14

Titel

Optimierung der vorhandenen
Schnellbusachsen

Prioritat/
Status

8k

Seit 2021 konnte durch eine SchnellBus-Férderung auf den Strecken S20 Warendorf-Minster und S35 Warendorf-Ahlen das
Angebot auf diesen beiden Linien durch zusétzliche Fahrten deutlich verbessert werden. Im Rahmen des Projektes Mobiles
Minsterland wurden weitere mdgliche sogenannte "starke Achsen" betrachtet, die fir eine Aufwertung von Buskorridoren
auBerhalb der Schienenachsen in Frage kommen. Der Endbericht wurde im November 2021 im UKMP vorgestellt. Aufbauend
hierauf wurde die Notwendigkeit gesehen, die Ergebnisse fiir einzelne Korridore vertiefend zu betrachten und abschlieBend eine
Entscheidungsgrundlage fiir Anpassungen des Nahverkehrsplanes zu erhalten. Die Auftragsvergabe ist im August 2022 erfolgt.
Zwischenzeitlich gibt es Uberlegungen fiir ein Schnellbuskonzept in Westfalen, in das die Planungen aus dem Miinsterland
einflieBen sollen, weil dieses Grundlage fiir eine zusétzliche Landesférderung sein konnte. Die tiefergehende Betrachtung der
starken Achsen hat vor dem Hintergrund von z.B. den Neuvergaben der Linienbiindel, den Finanzierungsbedingungen und dem
Fahrpersonalmangel deutlich gemacht, dass eine hohe Komplexitat entstanden ist, die die Konzeptionierung deutlich erschweren
und verzdgern.

Nachhaltigkeit:

Das Proijekt leistet einen Beitraa zum UN-Nachhaltigkeitsziel 13 (MaBnahmen zum Klimaschutz).

KU15

Die biologische Vielfalt der Arten und
Lebensraume schiitzen und férdern

12k

Das "Aktionsbiindnis flr Artenvielfalt - der Kreis Warendorf summt und bliiht" startete in 2020. Mittlerweile wird jahrlich die
"Warendorfer Mischung" in Form von Saatguttliten an die Blrger in Zusammenarbeit mit den Kommunen ausgegeben, sowie
artenreiche Blihflachen mit der Saatgutmischung angelegt. Insgesamt wurden bereits 35.000 Titen — und tber 12 kg loses
Saatgut verteilt. Das sind zusammengerechnet Uber 2,4 ha kleine, dauerhafte, artenreiche Bliihflachen in Géarten, an Schulen usw.
Dariliber hinaus steht besonders die Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft im Vordergrund. In enger Abstimmung zwischen
WLV, Landwirtschaftskammer, Biostation und Unterer Naturschutzbehdérde werden Beratungsangebote geschaffen und
MaBnahmen besonders zum Schutz der der Feldvdgel in kooperativem Zusammenspiel umgesetzt. Die freiwilligen
Vertragsnaturschutzabschllisse werden kontinuierlich erhéht, um so mehr Flachen naturschutzgerecht zu bewirtschaften.

Durch den Aufruf ,unentdeckte Schatze* wurden besondere Obstraritaten im Kreis entdeckt, bestimmt, vermehrt und an die Birger
des Kreises ausgegeben. Schulungen zur Obstbaumpflege wurden fir die kreisangehérigen Kommunen im Rahmen des
,Netzwerkes Streuobstwiesen® angeboten.

Es werden kontinuierlich Natur- und Artenschutzprojekte entwickelt und initiiert.

Nachhaltigkeit:

Hiermit unterstitzt der Kreis Ziel 15 der UN-Nachhaltigkeitsziele "Land6koysteme schiitzen, wiederherstellen und ihre nachhaltige
Nutzung férdern [...] und dem Verlust der Biologischen Vielfalt ein Ende setzen".

KU16

Minsterlandische Kulturlandschaft
erhalten: Wallhecken, Feldgehdlze und
andere Strukturelemente schiitzen und
entwickeln

9k

Die Starkung des bestehenden kreiseigenen Pflanzprogramms zu "Ran an die Schaufel" als "Pflanzapell" an die Blirger wird
fortgesetzt. Ein jahrliches Obstbaumpflanzprogramm wurde zusétzlich aufgelegt. Seit 2019 konnten so insgesamt 12.500 Baume,
Obstgeholze und Heckenpflanzen gesetzt werden, die die Minsterlander Parklandschaft erganzen.

Zur Erreichung des Ziels, fur jede Birgerin und jeden Birger einen Baum zu pflanzen kooperiert die Kreisverwaltung mit dem
Landesbetrieb Wald & Holz. Fir die im Kreisgebiet existierenden flinf Forstbezirke wurde folgendes Vorgehen festgelegt:

- Wiederaufforstungen (mit Setzlingen) auf vorhandenen, privaten Waldflachen

- Grundlage hierfiir bildet das Waldbaukonzept NRW — Empfehlungen fiir eine nachhaltige Waldbewirtschaftung

- Auswahl der Flachen anhand:

o Umbauwiirdigkeit der Flache in Bezug auf die Schaffung klimaresilienter Mischwalder

o Flachen, die aus waldbaulicher Sicht im Rahmen der guten, fachlichen, forstlichen Praxis umbauwdrdig sind, allerdings fir die
Foérderung nach Privatwaldrichtlinie oder Extremwetterrichtlinie nicht in Frage kommen

o Verteilung innerhalb des Landkreises (mdglichst homogen)

0 Zuschnitt und GroBe der jeweiligen Flache. Der Aufwand des Umbaus von Kleinflachen (0,5 — 1 ha) und Kleinstflachen (<0,5 ha)
ist fir den Waldbesitzer und den Revierleiter oft im Verhaltnis zu GroBflachen so enorm, dass von der Antragstellung einer
offentlichen Férderung abgesehen wird. Hier greift das Programm an der richtigen Stelle.

Die Revierforster schlagen fir ihre jeweiligen Bezirke geeignete Flachen fiir das oben beschriebene Programm vor und es wird die
Anzahl zu pflanzender Setzlinge genannt. Jede Jungpflanze wird vom Kreis mit 2,5 € bezuschusst.

Dieser Betrag ist mit dem Landesbetrieb abgestimmt und orientiert sich an der Férderhhe existierender Férdertdpfe auf
Landesebene. Dieser Zuschuss soll die Kosten fir die Jungpflanze, die Pflanzung selbst und einen Teil des Verbissschutzes oder
Umz&aunung decken. In der Pflanzperiode 2022/2023 konnten im Rahmen dieser Kooperation 34.080 Jungbaume auf rund 68 ha
gepflanzt werden.

Nachhaltigkeit:

Hiermit unterstiitzt der Kreis Ziel 15 der UN-Nachhaltigkeitsziele "Landdkoysteme schiitzen, wiederherstellen und ihre nachhaltige
Nutzung férdern [...] und dem Verlust der Biologischen Vielfalt ein Ende setzen".
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KU17

K 1e fiir Qualitatsb in und

regionale Produkte

5m

Das Projekt ist integriert in das sogenannte "Munsterland-Siegel" des Netzwerk Miinsterland Qualitét e. V.Hier arbeiten
minsterlandweit Hersteller und Gastronomen an der Bewerbung und Vermarktung regionaler Produkte. Darilber hinaus ist der
Kreis Warendorf mit allen Miinsterlandkreisen und der Stadt Miinster seit 2022 Oko-Modellregion des Landes NRW - unter dem
Motto ,Das Miinsterland is(s)t bioregional!“. Das Land férdert die Kosten fiir ein Oko-Regionalmanagement mit einem Anteil von
bis zu 80 % (max. 80.000 Euro) tber eine Laufzeit von zunéchst drei Jahren. Uber eine bessere ErschlieBung von regionalen
Absatzpotentialen soll das Umstellungsinteresse und damit der Anteil an 6kologisch bewirtschafteter Flache gesteigert werden.
Nachhaltigkeit: Die
Entwicklungsziele (1.) Erhdhung des Bio-Anteils in der AuBer-Haus-Versorgung, (2.) Erweiterung und Starkung des Vertriebs von
Bio-Lebensmitteln und die (3.) Aktive Starkung der regionalen Bio-Wertschopfungskette verdeutlichen den Fokus auf
Nachhaltigkeit der Oko-Modellregion. Die ProjektmaBnahme zahlt auf die UN-Nachhaltigkeitsziele "Gesundheit und
Wohlergehen", "Nachhaltige Stadte und Gemeinden" sowie "Nachhaltiger Konsum und Produktion" ein.

KU18

Quantitat und Qualitdt des Wassers
sichern

121

Das Projekt stellt eine Daueraufgabe dar, mit verschiedenen Akteuren, auf verschiedenen Ebenen. Der Kreis als Untere
Wasserbehorde ist sogenannte Bewirtschaftungsbehdérde fir die Oberflachengewésser und das Grundwasser.
Gewasserbenutzungen, wie bspw. Grundwasserentnahmen, Niederschlagswassereinleitungen etc. sind von der Unteren
Wasserbehdrde zu genehmigen. Im Zusammenspiel mit den Wasserwerksbetreibern im Kreis findet kontinuierlich ein fachlicher
Austausch statt, ebenso mit der Landwiertscahftskammer und dem WLV. Die Stadte und Geimenden im Kreis verfligen alle geman
§ 38 LWG Uber ein Wasserversorgungskonzept, in dem Bedarfe und Risiken betrachtet werden. Die Renaturierung der Gewasser
im Kreis ist ein weiterer wichtiger Baustein zur umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie.”

Nachhaltigkeit:

Es wird ein Beitrag zu den UN-Nachhaltigkeitszielen Nr. 6 ,Sauberes Wasser und Sanitéreinrichtung®, Nr. 13 ,MaBnahmen zum
Klimaschutz®, Nr. 14 ,Leben unter Wasser* sowie Nr. 15 ,Leben an Land" geleistet.

Legende

Die Prioritat ergibt sich aus der Bedeutung fiir die Kreisentwicklung, dem rechtlichen Verpflichtungsgrad und der Bedeutung fir das Standortmarketing. Der niedrigste Wert liegt bei 4, der hdchste Wert bei

12 Punkten.

Die Realisierbarkeit unterscheidet nach einem kurzfristigen (k, bis Ende 2021), mittelfristigen (m, 2022-2026) bzw. langfristigen (I, nach 2026) Projektbeginn.
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Themenfeld Wirtschaft & Arbeit

Nr. Prioritdt/  Sachstand

Status

Zustandig-
keit

Aufgrund der Anderungen des Landesentwicklungsplanes (LEP) NRW muss der Regionalplan angepasst werden. Neben der neuen Bevélkerungsprognose wird auch das
Modell zur Ermittlung von Siedlungsflachenbedarfen tiberarbeitet.
Der Modellansatz wird seit Mitte 2019 im Regionalrat diskutiert. Seitdem ist das Modell in enger Abstimmung mit den regionalen Akteuren stetig weiterentwickelt und verfeinert
worden. So ist eine begleitende Expertenarbeitsgruppe eingerichtet worden, in der unter anderem Kommunen vertreten waren. Das neue Siedlungsflachenpotenzialmodell hat
zum Ziel, die Steuerungsfunktion des Regionalplans zu starken, indem flr einen Planungshorizont von 25 Jahren konfliktarme und geeignete Siedlungsflachen gefunden
Bereitstellung und Sicherung von Gewerbe- und werden. Gleichzeitig sollen die Kommunen ausreichend Flexibilitét fir ein strategisches kommunales Flachenmanagement erhalten. Auf die tatséchliche
WA1 L 10k Flacheninanspruchnahme hat das Modell keinen Einfluss, hier ist die Berechnung der Flachenbedarfe maBgeblich. Diese Berechnung ist gréBtenteils durch den LEP 61
Wehnflachen vorgegeben. Der Aufstellungsbeschluss zur Anpassung des Regionalplans ist am 12. Dezember 2022 gefasst worden. Zwischen Marz und September 2023 fand das
Beteiligungsverfahren statt. Die eingegangenen Stellungnahmen werden derzeit bearbeitet.
Nachhaltigkeit:
Die ausreichende Bereitstellung von Wohn- und Gewerbeflachen im Rahmen der Regionalplanung gewéhrleistet sowohl die 6koloschische wie auch 6konomische
Nachhaltigkeit der Siedlungsflachenentwicklung im Sinne des UN-Nachhaltigkeitszieles 11 (Nachhaltige Stadte und Gemeinden).
Die Verstarkung der dualen Berufsausbildung sowie die Férderung der Aus- und Weiterbildung bildeten bereits im KEP 2030 ein Handlungsfeld und stehen sowohl in der|
Fachkriftesicherung iiber Stirkung der Kommunalen Koordinierungsstelle des Regionalen Bildungsnetzwerkes (duale Berufsausbildung), im Jobcenter sowie der Agentur fiir Arbeit (duale Berufsausbildung sowie Aus-
beruflichen Qualifikationen sowie und Weiterbildung) im Fokus. Das Landesprogramm ,Kein Abschluss ohne Anschluss (KAoA)* wird durch die Kommunale Koordinierungsstelle Ubergang Schule — Beruf fiir den
Sichtbar hung von Ausbild berufen Kreis Warendorf in enger Abstimmung mit den beteiligten Akteuren koordiniert. Im Jobcenter wird die bisherige Strategie fortgesetzt, jeder bildungswilligen und -fahigen Person
- Beschaftigungschancen durch Erstausbildung sowie (Teil-) Qualifizierungen zu ermoéglichen und insbesondere fir marktnotwendige Qualifizierungen die Motivation zu wecken, insbesondere in Berufen mit hoher|
Weiterbildungen wahrend des Erwerbslebens alle Arbeitskréftenachfrage (Pflege, Transportwesen, Handwerk). Das Jobcenter Kreis Warendorf bewirbt die diversen Férdermdglichkeiten. So erfolgt die Zusammenarbeit bei der
Zielgruppen steigern Eiewerbgng von Pflegeberufen émterﬁberglrei‘fend im Sozjaldezgrnat. Be_{spielsyveig,e wird im 3. Q_gartal 2923 in Kooperation mit denm Kreissozialamt,ﬂdem Jobcenterl, der‘Agentur
- Offensive Bewerbung von Berufsfeldern mit fur Arbeit sowie Vertretungen von Pflegeeinrichtungen ein ,Aktionstag fiir Schillerinnen und Schuler sowie deren Eltern durchgefiihrt. Unter Federfiihrung des Kreissozialamtes
Fachkraftebedarf wird seit 2022 das Pilot-Projekt ,care4future” zur nachhaltigen Gewinnung von Nachwuchskréften in der Pflege als in der Stadt Warendorf durchgefiihrt und ab dem Schuljahr
- Entwicklung von Angeboten fir 2023/2024 auch auf die Stadt Ahlen ausgeweitet. So wird regional die Nachwuchsgewinnung gefdrdert und ein realitatsnaher Eindruck der Berufe vermittelt. Das kommunale
WA2 Berufsfelderkundungen fir diverse 12k Jobcenter Kreis Warendorf wird in Zusammenarbeit mit der Kreishandwerkerschaft Steinfurt — Warendorf im 3. Quartal 2023 eine ,Entdeckungstour mit Qualifizierungs- und 56
Zielgruppen Beschaftigungsmoglichkeiten im Handwerk® fir die erwerbsfahigen Leistungsberechtigen durchfihren. Mit der Einfihrung von Weiterbildungsgeld im Rahmen der
- Transparenz iiber attraktive, zukunftsfahige BUrgerge[dges_,etzes wurde ein weiterer Anreiz geschaffen, eine Qualifizierung aufzunehmen.
Arbeitgeber im Handwerk durch Nachhaltigkeit: i L o ) i i o
Giitesiegel schaffen, z.B. durchAufbau einer Das Jobcenter Kreis Warendorf verfolgt mit samtlichen Angeboten den Handlungsansatz, bestmdgliche Integrationsstrategien und Teilhabechancen fir die
Koordinierungsstelle bei der leistungsberechtigten Menschen im Kreis zu erarbeiten und eine nachhaltige und existenzsichernde Integration in Arbeit zu realisieren. Das im Jahr 2023 eingefiihrte Birgergeld
Kreishandwerkerschaft intensiviert den Fokus auf berufliche Weiterbildungen noch weiter, um dadurch die Nachhaltigkeit einer zukinftigen Beschéftigung zu férdern und den Fachkréftemangel
abzumildern.”
Im Rahmen der Konzeptionierung des Standortmarketings fiir den Kreis Warendorf hat ein intensiver Austausch mit dem Miinsterland e. V. stattgefunden. Das
Standortmarketing ist adressiert an Fachkréfte fiir die Unternehmen im Kreis Warendorf und bedient die Themen Arbeiten, Wohnen, Leben, Bildung. Im Rahmen eines
Koordinierung des Standortmarketings mit der umfénglichen konsultativen Prozesses mit Entscheidern/ Verantwortungstrédgern aus Wirtschaft und Gesellschaft ist unter Begleitung der Markenbildungsagentur Brand Trust
GmbH die Definition der Markenkerne fiir den Kreis Warendorf erfolgt. Die Verabschiedung erfolgte am 22.05.2023 im Kunstmuseum in Ahlen. Aktuell bereitet die gfw die
WA3 Mfrke 10k Kommunikation der Marke vor. Teil der Kampagne sind drei definierte Projekte, die flir die Markenkerne stehen und Vertrauen in die Marke schaffen. GfW
Munsterland Nachhaltigkeit:
Das Thema Nachhaltigkeit wird im Konzept zum Standortmarketing gezielt adressiert.
Die Sicherung und der Ausbau des Bestandsnetzes der StraBen ist eine wichtige Daueraufgabe des Kreises, der die Mobilitat der Bevdlkerung und Wirtschaft durch
entsprechende Personen- und Guterverkehre gewahrleistet. Insbesondere im eigenen Zustandigkeitsbereich der KreisstraBen und Kreisradwege, aber auch durch die
WA4 10k Mitwirkung bei der Entwicklung und Sicherung des groBréaumigen StraBennetzes im Zuge von Landes- und BundesstraBen und deren Radwege wird auf eine ausreichende 66
Sicherung und Ausbau des Bestandnetzes der Mobilitat hingewirkt.
StraBen Nachhaltigkeit:
Es wird ein Beitrag zu dem UN-Nachhaltigkeitsziel Nr. 9 ,Industrie, Innovation, Infrastruktur” geleistet.
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Prioritat/
Status

Sachstand

Aktivierung, Motivierung und begleitendes
Coaching von Menschen in familiar verfestigter
Arbeitslosigkeit
- Familienorientierte und ganzheitliche Unterstiitzung,
ressourcenorientierte Beratung

und Férderung
- Weiterentwicklung der (préventiven) Sozialpolitik
mit der Arbeitsmarktpolitik auf

Die Handlungsfelder des KEP 2030, bei denen die Familie im Mittelpunkt des Handelns steht, werden weitergefiihrt. Mit dem in 2022 eingeflihrten ressourcenorientierten
Fallsteuerungsmodells wird ein klarer Fokus auf individuelle Ressourcen und Stérken, kleinschrittige und realistische Ziele, einen stringenten Beratungsprozess sowie
einheitliche Haltungen der Mitarbeitenden gelegt. Das in friiheren Jahren durchgefiihrte Transferkonzept wurde im Jahr 2022 abgeschlossen. Die dort gewonnenen
Erkenntnisse werden nunmehr in entsprechenden Kooperationen umgesetzt und ausgebaut. Dabei spielen die bewusste Abkehr von der Behérdenperspektive, die passgenaue
Verweisberatung sowie die Optimierung der Netzwerkstrukturen mit relevanten Akteuren eine zentrale Rolle. Aspekte, die sich durch diese verstarkte Zusammenarbeit ergeben,
werden kontinuierlich in die weitere Arbeit des Jobcenters aufgenommen. Im Anschluss an in den Jahren 2020-2023 Projekt ,ANNA* wird kiinftig ein modifiziertes, kreisweites, 4
jahriges Projekt (Finanzierung aus EU-Mitteln) in einem Projektverbund erfolgen. Weiterhin steht hier die Verbesserung der Lebenssituation sowie der gesellschaftlichen
Teilhabe von Familien und ihren Kindern, die von sozialer Ausgrenzung und Armut bedroht sind im Fokus. Das Angebot der Jugendberufsagentur erfolgt im Jobcenter weiterhin
unter Einbeziehung der Agentur flir Arbeit und den regionalen Jugend&mtern. Im kommunalen Jobcener werden im Rahmen regionaler Arbeitsmarktkonferenzen und weiterer|

WAS5 Sozialraumebene 10k zielgerichteteer  Aktionen  regionale Unternehmen und Ausbildungs-/Arbeitsplatzsuchendezusammengefiihrt. Mit der Bulrgergeldeinfihrung kénnen nunmehr 56
- Vertrauenskultur zu den Leistungsberechtigten, Iﬁlas:;:gﬁg;:(eeci::tlgten Personen bei Erfordernis eine ganzheitliche Betreuung zur Feststellung von Bedarf und Aufbau von Beschéftigungsfahigkeit erhalten (§16k SGB II)
-Trgrsgscigzdiihsg::héﬂigungschancen far Unter dem Motto ,Je friiher ein Euro investiert wird, umso groBer ist seine Wirkung*“ verfolgt das Jobcenter Kreis Warendorf den Ansatz, Kinder in allen Altersklassen zu
Langzeitarbeitslose- regionale erreichen, um durch friihzeitige Foérderung ggf. vorhandene Bildungsnachteile auszugleichen und generationsiibergreifende Langzeitarbeitslosigkeit zu durchbrechen. Die

Unternehmen einbeziehen angebotenen MaBnahmgn sowie dile Interaktionl mit deq Leistungsberechtigten werden durch digitale Angebote unterstiitzt. Durch die Mdglichkeit, Antragsformulare auf der]
- Weiterentwicklung der Jugendberufsagentur Homepage abzurufen, wird das papierloses Arbeiten forciert.
Eine an bzw. im Unternehmen angebundene Sprachférderung erfordert bedarfsorientierte und flexible Lésungen, da sich die Personengruppe der Migranten hinsichtlich der|
Nationalitaten, der Sprachniveaus, der Bildungsstande, der Berufe, des Alters, der Rechtskreiszugehorigkeit etc. unterscheiden. Zur Durchfiihrung eines Sprachkurses sind
allerdings homogene Gruppen zielflihrend. Der Zusammenschluss mehrerer Firmen zur Durchfiihrung eines Sprachkurses gestaltet sich weiterhin &duBerst schwierig, da die
Unternehmensstrukturen einschlieBlich der Mdglichkeiten fiir innerbetriebliche Sprachférderung vielféltig sind. Zudem sind die Finanzierung der verschiedenen Sprachkurse, die
" entsprechenden Zugangsvoraussetzungen sowie die Anforderungen an die MaBnahmedurchfiihrung sehr unterschiedlich ausgestaltet. So sind neben einer Finanzierung durch
Erprobung von Modellen zur Sprachférderung von das BAMF auch maBgeschneiderte Lésungen fiir Unternehmen mit Eigenfinanzierung ebenfalls méglich (sog. ,Bildung auf Bestellung®). Die ,Andockung® der Sprachférderung
Migranten im Unternehmen : an Unternehmen erfordert daher Transparenz und Koordination der diversen Férderméglichkeiten sowie der Tragerlandschaft im Kreisgebiet.Im Jahr 2021 hat der Kreis
- Sprachhtirden bei erwerbstétigen Migranten Warendorf ein Kommunales Integrationsmanagement (KIM) eingefiihrt. KIM wurde von der Landesregierung NRW landesweit implementiert und finanziert. KIM versteht sich als
wag |(Fllchtlinge und andere auslandische 9m koordinierendes Dach der bestehenden Hilfe- oder Férderstrukturen fiir die Zielgruppen im Kreis Warendorf. KIM nimmt Familien mit Einwanderungsgeschichte unabhangig von 56
Fachkrafte) abbauen ) der Rechtskreiszugeharigkeit in den Blick. Vorhandene Unterstiitzungsstrukturen werden dadurch auf Schwachstellen tiberpriift und nachjustiert. Auch Personen, die einer
- Ausbau der Sprachférderung in Unternehmen, auch Erwerbstatigkeit nachgehen, werden betreut. Somit kann ein méglicher Bedarf durch KIM identifiziert werden. Dariiber hinaus bot die Landesinitiative ,Durchstarten in
unter dem Aspekt "Vereinbarkeit Ausbildung und Arbeit*, welche bis zum 30.06.2023 im Kommunalen Integrationszentrum des Kreises Warendorf umgesetzt wurde, fiir 18-27jahrige Gefliichtete mit dem
von Arbeit und Sprachkursen” Aufenthaltsstatus der Duldung oder Gestattung ausbildungs- bzw. berufsbegleitende Sprachférderung am Wochenende und in den Abendstunden an.
Nachhaltigkeit:
KIM ist langfristig angelegt und im Teilhabe- und Integrationsgesetz des Landes NRW rechtlich verankert. Der Rahmen fiir ein chancengerechtes, respekt- und friedvolles
Zusammenleben aller Menschen in Vielfalt wird geschaffen und damit auch der Einsatz gegen jede Form der Diskriminierung nachhaltig gestarkt.
Bei diesem vielschichtigen Projekt, der Entwicklung einer Smart Region, sollen mit digitalen und datenbasierten Ansatzen neue Lésungen fir die sozialen, dkologischen und
odkonomischen Herausforderungen gefunden werden. Diese kdénnen u. a. die Themenbereiche Mobilitat der Bewohner, dffentlicher Nahverkehr, Energieeffizienz und -
management, Umwelt- und Ressourcenschonung, Landwirtschaft (Smart Farming) sowie Sicherheit betreffen.
Der Kreis Warendorf hat am 14.12.2022 mit dem Digitalstarterworkshop der Initiative Stadt.Land.Digital des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz den Auftakt zur
Smart Region eingeleitet. Ziele der Veranstaltung waren eine Bestandsaufnahme, Schwerpunktsetzung, Erstellung eines MaBnahmenplans, Ermittlung von Férderméglichkeiten
sowie Bewusstseinsbildung fir die digitale Transformation im Kreis Warendorf. Herr Blrgermeister Dr. Berger als Sprecher der Biirgermeister hat daran teilgenommen.
WA?7 |,Smart Region“Initiative Kreis Warendorf 10m Zahlreiche ProjektmaBnahmen und Ideen sind von den Teilnehmenden zusammengetragen worden. Die Projekte bzw. Projektideen wurden Schwerpunkten zugeordnet. 61

Grundlage dafiir waren u. a. die Handlungsfelder aus dem Kreisentwicklungsprogramm WAF2030plus. Die Workshopergebnisse sind in einem Bericht festgehalten worden.
Kreis und Kommunen haben in der Blirgermeisterkonferenz vereinbart, das Thema "Smart Regions / Smart Cities" gemeinsam weiterzuentwickeln. Dazu ist ein Arbeitskreis
eingerichtet worden, der erstmalig im November 2023 zusammenkommen wird.

Nachhaltigkeit:

Nachhaltigkeit ist ein wesentliches Elemente des Smart-City-Konzepts. Beispielhaft genannt seien hier Konzepte zu E-Mobilitat, OPNV-Nutzung, Energieeffizienz sowie Umwelt-
und Ressourcenschonung.
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Digitalen Kulturwandel gestalten sowie Erh6hung

Es werden weiterhin Veranstaltungen im Themenfeld Digitalisierung angeboten. Das Spektrum erstreckt sich von Informationsveranstaltungen, bis hin zum Wettbewerb
Digital.Pilot Kreis Warendorf. RegelméaBig finden flankierend Informationsveranstaltungen zum Thema Fordermittel fir Investitionen in Digitalisierungsprojekte statt.

Die gfw organisiert die Fokusgruppe zum Thema 3D-Druck, welche einen intensiven Austausch und Wissenstransfer zwischen den Unternehmen im Minsterland férdert.
Durch das HOCHSCHUL-KOMPETENZ-ZENTRUM studieren & forschen e.V. (HOKO) werden Jugendliche bereits frihzeitig an digitale Technologien herangefiihrt und lernen

z.B. in einer Codingschule das Programmieren von Chatbots und Robotern. Das HOKO unterstitzt des Weiteren den digitalen Kulturwandel und stérkt die digitale Kompetenz
im Kreis Warendorf durch den Aufbau von Netzwerken mit Hochschulen und jungen Menschen, u.a. zur Férderung von MINT-Fachern und dualer Studienangebote im Kreis

Warendorf. Gfw
WAS der digitalen Kompetenz 9K

Weitere Komponenten zur Gestaltung des digitalen Kulturwandels sowie zur Erhéhung der digitalen Kompetenz sind in WA10 und WA13 ausgefihrt.

Nachhaltigkeit:

Die Digitalisierung liefert einen wesentlichen Beitrag zur Transformation hin zu einem nachhaltigen Wirtschaften — sei es durch datengetriebene Effizienzsteigerungen oder

digitale Innovationen fir eine emissionsarme Produktion. Durch einen digitalen Kulturwandel und durch die Erhdhung der digitalen Kompetenz werden entsprechende

Entwicklungen unterstitzt.

Im Startercenter.NRW Kreis Warendorf wird bei der gfw ein umfassendes Beratungsportfolio fiir Griinderinnen und Griinder angeboten. Die Angebote werden aktuell gréBenteils

digital angeboten. Die Griindungsbereitschaft wird durch die Vergabe von Griinderstipendien gesteigert. Dariiber hinaus bietet die gfw ein breites Portfolio an Veranstaltungen

Schaffung eines zentralen Komplettangebotes filr im Bereich Griindung an. Im Jahr 2022 stiegen die Griindungszahlen um 24,3% im Vergleich zum Vorjahr (IHK Nord Westfalen 2023).
. - oy

WA9 g;:\::::g;:bil:;ch moderne (und digitale) 10m Nachhaltigkeit:

Grundungen mit Geschaftsmodellen, welche Nachhaltigkeitsaspekte beriicksichtigen, nehmen an Bedeutung zu. Die Griindungs- und Fdrdermittelberater der gfw sind

entsprechend geschult und kdnnen gezielt unterstiitzen.

Die Berief Food GmbH eréffnete im Friihjahr 2020 das Coworking Space "Work Lnb" in der Innenstadt von Beckum. Weitere Coworking Projekte sollen initiiert werden. Es findet

ein enger Austausch mit den Wirtschaftsforderungen der Kommunen statt. Ein weiterer Coworking Space ist am Standort Oelde auf dem Betriebsgelande der Schwarze &
WA10 Réaumlichkeiten fiir ,Neues Arbeiten“ im Kreis 10k Schlichte GmbH & Co. KG geplant. Gw

Warendorf etablieren

Nachhaltigkeit:
Wohnhortnahe Coworking Spaces leisten einen Beitrag zur Reduzierung des CO2-FuBabdrucks (z.B. Wegfall von Pendelwegen zwischen Wohnhort und Arbeitsstelle)
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Prioritat/

Sachstand

WAT11

Aufbau eines Innovationsnetzwerks fiir KMU

Status

10m

Der Aufbau von Innovationsnetzwerken und die Starkung der Innovationskraft im Kreis Warendorf stiitzt auf folgende Saulen:

1. Foérderung eines kreislibergreifenden Innovationsnetzwerks
Die gfw unterhalt enge Kontakte zu wesentlichen Férderinstitutionen (z.B. NRW.BANK sowie ZENIT — Zentrum fur Innovation und Technik in NRW GmbH), um Unternehmen
hinsichtlich Férderung und Finanzierung bei FUE-und Innovationsprojekten umfassend zu unterstiitzen.

2. Forderung der Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Unternehmen im Kreis Warendorf
Die gfw unterstutzt die Unternehmen im Kreis Warendorf aktiv bei der Suche nach geeigneten Kooperationspartnern an Hochschulen, vemittelt emtsprechende Kontakte und
begleitet die Anbahnungsgespréche. Bei umfangreicheren Forschungs- und Entwicklungskooperationen berét die gfw zu moglichen Férdermitteln.

3. Starkung der Innovationskompetenz und des Innovationsnetzwerks durch Informationsveranstaltungen, Workshops und Scouting-Angebote
Durch Informationsveranstaltungen und Workshops findet ein Wissensaustausch zu innovationsrelevanten Themen statt.

4. Der DIGITAL.PILOTEN-Community der gfw liegt die Idee eines Peer-to-Peer-Netzwerkes zugrunde. Die Unternehmen sind direkt miteinander verbunden und tauschen sich
Uiber unsere Homepage www.digitalpilot-waf.de direkt aus.

Nachhaltigkeit:
Nachhaltigkeit gilt als entscheidender Treiber fir Innovationen und Digitalisierung.

Gfw

WA12

Digitalisierung der Wirtschaft (insb. Breitband)
voranbringen

10k

Die Umsetzung der Zuwendungsbescheide im Bundesforderprogramm Breitband zielt auf eine Versorgung aller Haushalte, Unternehmen, Schulen und institutioneller Gebaude
in unterversorgten Gebieten < 30 Mbit/s mit einer mdglichen Bandbreite von mind. 1 Gbit/s (Glasfaser, FTTB). Es handelt sich um die unterversorgten Anschliisse insbesondere
in den AuBenbereichen. Ziel ist auch die ErschlieBung forderfahiger Unternehmen in Gewerbegebieten und férderfahiger Schulen. Die Ausbauzeitraume fir die Férdergebiete
NORD und SUD sind festgelegt auf den 01.01.2020 bis 31.12.2023. Das Projekt befindet sich in der Bauphase.

Nachhaltigkeit:

Die Kreisverwaltung Warendorf hat sich gemeinsam mit den Stédten und Gemeinden zum Ziel gesetzt, den gesamten Kreis mit gigabitfahiger Infrastruktur zu erschlieBen und
sich so nachhaltig fur die Zukunft zu wappnen. Fir das digital vernetzte Leben und Arbeiten im Kreis Warendorf ist die nachhaltige Glasfaserversorgung eine zentrale
Voraussetzung. Die Anbindung an das schnelle Internet ist gerade im oft unterversorgten I&ndlichen Raum sowohl fiir Blirgerinnen und als auch fiir Schulen und Unternehmen
sowie flr landwirtschaftliche Betriebe ein wesentlicher Standortfaktor. Die schnellere Vernetzung wird weltweit zur Veranderung ganzer Wirtschaftszweige fihren. Arbeitsplatze
und Wohlstand héangen davon ab, ob der Anschluss an die ,Datenautobahn® gelingt und die zukiinftige Digitalisierung umgesetzt werden kann. Nachhaltige
Glasfaserinfrastrukturen entscheiden letztlich ber die Zukunftsfahigkeit insbesondere landlicher Regionen.

Gfw

WA13

Das Pilotprojekt ,,Digital-Check* fortsetzen und
ausbauen

10k

In Umsetzung. Im August 2023 wurden 24 Unternehmen aus dem Kreis Warendorf als Digital.Piloten in den Kategorien digitale Geschéftsprozesse, Geschéaftsmodelle,
Nachhaltigkeit, Start Up, Digitaler Kulturwandel/ New Work, Kommunikation Kunden- und Lieferanten sowie IT-Sicherheit pramiert. Die ausgezeichneten Unternehmen sowie
alle weiteren Unternehmen, die Beitrage im Rahmen des Wettbewerbs eingereicht haben, bilden die Basis der Digital.Piloten.Community im Kreis Warendorf. Die genannte
Community fungiert als Plattform fiir ein Unternehmensnetzwerk im Bereich Digitalisierung. Am 27.02.2024 findet das Digital.Piloten Festival in Beckum statt. Unternehmen aus
dem Kreis Warendorf prasentieren ihre Expertise und Lésungen fur die Herausforderungen der digitalen Transformation. Die gfw bietet auch weiterhin Férdermittelberatung an.

Nachhaltigkeit:
Die Digitalisierung liefert einen wesentlichen Beitrag zur Transformation hin zu einem nachhaltigen Wirtschaften — sei es durch datengetriebene Effizienzsteigerungen oder
digitale Innovationen fir eine emissionsarme Produktion. Der "Digital-Check" und "Digital.Pilot" leisten einen Beitrag zur Férderung der Digitalisierung im Kreis Warendorf.

Gfw

WA14

Hoko-Lab verstetigen und auf weitere Standorte
ausbauen

10k

In Umsetzung. Zum 01.05.2023 ist befristet fir zwei Jahre eine/ein Community-Managerin/-Manager eingestellt worden. Die aktuelle Strategieplanung sieht fur das Kalenderjahr
2024 die Einrichtung von drei Pop Ups in Unternehmen im Kreis Warendorf vor sowie ein umfassendes, an Schulen adressiertes Angebot zur Vermittiung von digitalen Skills.
Die HOKO Labs in Ahlen und Telgte-Westbevern bilden weiterhin eine elementare Plattform fir das Veranstaltungsmanagement.

Nachhaltigkeit:

Durch das HOCHSCHUL-KOMPETENZ-ZENTRUM studieren & forschen e.V. (HOKO) werden Jugendliche in den PopUp_Labs an digitale Technologien herangeftihrt und
lernen z.B. in einer Codingschule das Programmieren von Chatbots und Robotern. Die HOKO-Labs unterstiitzen damit das Nachhaltigkeitziel "Hochwertige Bildung" und
leisten einen Beitrag zum digitalen Kulturwandel, der mittelbar weitere Nachhaltikeitszielsetzungen erfiillt (sieche auch WAS).

Gfw

Legende
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Die Prioritat ergibt sich aus der Bedeutung fir die Kreisentwicklung, dem rechtlichen Verpflichtungsgrad und der Bedeutung flir das Standortmarketing. Der niedrigste Wert liegt bei 4, der hochste Wert bei 12 Punkten.

Die Realisierbarkeit unterscheidet nach einem kurzfristigen (k, bis Ende 2021), mittelfristigen (m, 2022-2026) bzw. langfristigen (I, nach 2026) Projektbeginn.
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O 8 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Planung und Naturschutz 231/2023
Betreff:

Forderprojekt "Ways2Work" im Rahmen des Betrieblichen Mobilitatsmanagements

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023
Berichterstattung: KLD Martin Terwey

Kreisausschuss 01.12.2023
Berichterstattung: Dezernent fir Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Finanzielle Auswirkungen: X ja 1 nein

Falls ja:

Im Haushaltsplan vorgesehen: X ja [0 nein

Produkt Nr. 090110 Bez. Ré&umliche Planung und Entwicklung
120210 OPNV

Ergebnisplanposition oder Investition Nr. 02 Bez. Zuwendungen und allg. Umlagen
13 Aufwendungen fur Sach- und

Dienstleistungen

Betrag a) fur den Zweck veranschlagt und a) Ertrag Pos 02: 090110: 160.000 EUR Forderung
120210: 40.000 EUR aus Teilraumkonto
(sonstige anderweitige Malinahmen)

Aufwand Pos 13: 090110: 160.000 EUR
120210: 40.000 EUR (sonstige
anderweitige Malinahmen)

Beschlussvorschlag:

1. Das geplante Forderprojekt des Kreises Warendorf im Rahmen des
Wettbewerbsverfahrens ,Ways2Work* wird ausdricklich begruf3t.

2. Vorbehaltlich der Zustimmung im Rahmen der Haushaltsberatungen und eines
positiven Votums der Wettbewerbsjury zum aktuellen Feinkonzept wird einem
konkreten Foérderantrag und einer Umsetzung des Modellprojektes zugestimmt.




Erlauterungen:

Das Projekt im Kreis Warendorf

Das geplante Forderprojekt im Kreis Warendorf resultiert aus einer Anfrage des
Unternehmens DHL, das in Everswinkel einen Standort in unmittelbarer Nachbarschaft
und fir die Deutsche Milchkontor GmbH (DMK) entwickeln und von Anfang an das
Betriebliche Mobilitatsmanagement (BMM) fur die Angestellten mitdenken und mitplanen
will. Eine zentrale Rolle spielt dabei die ErschlieBung bzw. die Erreichbarkeit des
Betriebes tber den OPNV. Die Gemeinde Everswinkel hat den Kreis um Unterstiitzung
gebeten, die gerne zugesagt wurde, weil das Betriebliche Mobilitatsmanagement ein
kreisweit bedeutendes Thema ist und der OPNV ohnehin in der Tragerschaft des Kreises
liegt.

Fur den Kreis und den zwischenzeitlich erweiterten Kreis der Projektpartner (Stadt
Minster, Gemeinde Everswinkel, Stadt Warendorf) bietet das Projekt einen wichtigen
Beitrag zur Wirtschaftsforderung, Fachkraftegewinnung bzw. deren Bindung sowie der
Standortsicherung fir Unternehmen. Aus der urspriinglichen ldee der besseren
Anbindung eines einzelnen Unternehmens wurde die Planung auf den gesamten Korridor
des Schnellbusses S20 ausgedehnt, um einen gréReren Kreis der Nutzniel3er zu
erreichen und gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit der MalRnahme zu verbessern.
Gleichzeitig kénnen mit dem Projekt Erfahrungen gesammelt werden, wie die
ErschlieRung von Gewerbegebieten auch in anderen Orten des Kreises gelingen kann.

Das sich momentan noch in der Erstellung befindliche Feinkonzept dient als Grundlage
in diesem Wettbewerbsverfahren, um folgende Projektbausteine ab 2024 fur 3 Jahre
gefordert zu bekommen:

e Erweiterung des Betriebszeitfensters der Schnellbuslinie S20 im Korridor Minster
- Everswinkel - Warendorf (s. Anlage) in den frihen Morgen- und spaten
Abendstunden, um ein besseres bzw. erstmaliges Angebot fur Berufspendlerinnen
und -pendler und insbesondere Schichtdienstleistende vorhalten zu kénnen. Das
Konzept sieht dazu ein neues Angebot von zwei zuséatzlichen Frih- und zwei
zusatzlichen Spatfahrten vor, die je nach Bedarf der Betriebe zwischen Montag
und Freitag bzw. Montag und Samstag durchgefuihrt werden sollen.

e Verbesserte Anbindung der Gewerbestandorte an den Schnellbus. Da der Bus
nicht in die Gewerbegebiete hineinfahren kann (u. a. Reisezeitverlust), missen
Angebote fir die potenziellen Nutzer zur Uberwindung der ,letzten Meile*
geschaffen werden, damit diese moglichst einfach und komfortabel zum Bus
kommen konnen. Hier sind die Unternehmen selber gefragt, im Rahmen des BMM
ihren Mitarbeitern Moglichkeiten anzubieten.

e Vernetzung der Gewerbetreibenden untereinander. Dies ist wichtig, um ggf.
Synergieeffekte auszunutzen (z. B. gemeinsame Anschaffung/Bereitstellung von
E-Scootern) und z. B. Arbeitszeiten an den Fahrplan anzupassen.

e Erkennen von Quell-Ziel-Verkehren aller Art und deren 6konomische, 6kologische
als auch gesellschaftlich gewinschter Optimierung (Effizienz, Wirtschaftlichkeit,
soziale Teilhabe, ...). Hier geht es u. a. auch um die Sensibilisierung und
Information zu Mobilitdtsangeboten sowie deren positiven Effekten.

e Aufzeigen des Angebotsspektrums ,Betriebliches Mobilitatsmanagement® bei den
Projektpartnern und Betrieben sowie Sensibilisierung fliir Umsetzungsstrategien
und Fordermoéglichkeiten. Hier hat sich im bisherigen Projekt deutlich gezeigt,



dass der Bedarf seitens der Betriebe sehr hoch ist, gleichzeitig aber eine intensive
innerbetriebliche Beschaftigung mit dem Thema vielfach noch nicht oder nur
unzureichend stattgefunden hat.

Der Wettbewerb Ways2Work ist dreistufig aufgebaut. Nach der Einreichung der
Projektidee durch den Kreis Warendorf hatte die Jury das Konzept fir gut befunden und
einer FOorderung zur weiteren Ausarbeitung der Idee zugestimmt (Stufe 1). Dieses
Feinkonzept wird derzeit im Rahmen der 2. Stufe erarbeitet. Die Ergebnisse missen bis
Ende des Jahres der Jury erneut vorgelegt werden. Voraussetzung fur eine positive
Juryentscheidung, die fur den Februar 2024 angekiindigt wurde, ist unter anderem ein
zustimmendes Votum der politischen Entscheidungstréger. Bei einer positiven
Entscheidung ist dann bis voraussichtlich Ende Marz 2024 der konkrete Forderantrag zur
Umsetzung der geplanten Mal3nahmen zu stellen (3.Stufe).

Finanzierung
Die von der RVM kalkulierten Kosten in Hohe von 200.000 € resultieren im Wesentlichen

aus den zusatzlichen Linienfahrten, die angeboten werden sollen, um die Attraktivitat und
Erreichbarkeit der Unternehmen zu verbessern. Das Modellprojekt wird zu 80 % vom
Land fir drei Jahre gefordert. Der Eigenanteil wird aus dem sogenannten Teilraumkonto
des Zweckverbandes Mobilitat Minsterland (ZVM) fur den Kreis Warendorf finanziert.
Eine Belastung des Kreishaushaltes erfolgt durch das Projekt in dieser Zeit nicht.

Nach bzw. mit dem Auslaufen der Foérderung ist der Erfolg der MalRnahme zu eruieren
und Uber die Einstellung oder Fortfihrung bzw. Anpassung der Mal3hahme zu
entscheiden. Eine Mdglichkeit ware die Weiterfinanzierung Uber das Teilraumkonto, dass
insbesondere fiir neue OPNV-MalRnahmen diese Mittel vorsieht.

Hintergrund
Der Forderaufruf des Landes im Rahmen des Projektes ,Ways2Work"“ soll die

Zusammenarbeit zwischen Gebietskdrperschaften, speziell Kommunen und Kreisen, und
den ansassigen Unternehmen im Bereich der Mobilitat starken bzw. erstmalig entwickeln.
Mit diesem Ansatz sind vier Grundprinzipien verbunden:

SYNERGIEN DURCH KOOPERATIONEN
Ways2Work fordert Projekte, die auf der Zusammenarbeit von 6ffentlichen und privaten
Akteuren an einen Standort oder in einem gesamten Gewerbegebiet basieren.

IMPULSE FUR VERANDERUNG
Durch Beratungen, Schnupperangebote und Aktionstage konnen Mitarbeitende ihren
Alltag reflektieren und ihre Mobilitat verandern.

INDIVIDUELLE, RAUMLICH DIFFERENZIERTE ANSATZE
Mit diesem Wettbewerb sollen Konzepte geférdert werden, die die Lage und Erreichbar-
keit der individuellen Standorte und Bedarfe der Beschéftigten bertcksichtigen.

CHANCEN DURCH DIGITALISIERUNG
Ways2Work mdchte Konzepte mit innovativen digitalen Anwendungen fordern.

Anlage
Ubersichtskarte Schnellbus-Korridor S20
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O 9 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Planung und Naturschutz 210/2023
Betreff:

Vorbereitungen und Entscheidungen im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2024

Beratungsfolge Termin

Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023
Berichterstattung: Dezernent fir Bauen, Planung und Umwelt Dr. Herbert Bleicher

Beschlussvorschlag:

Dem Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes fiir das Haushaltsjahr 2024
wird, soweit eine Zustandigkeit des Ausschusses fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und
Planung gegeben ist, zugestimmt.



Erlauterungen:

In den Zustandigkeitsbereichen des Ausschusses fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und

Planung fallt die Beratung folgender Produktbereiche / Produktgruppen / Produkte:

Produktbereiche /Produktgruppe/ Produkt Seite Amt
09 Raumliche Planung und Entwicklung, Geoinformationen 387-388 61
0901 Raumliche Planung und Entwicklung 389 - 390
090110 R&umliche Planung und Entwicklung 391 - 393

10 Bauen und Wohnen 408 -409 61
1003 Denkmalschutz und —pflege 435 - 436
100310 Denkmalschutz und —pflege 437 - 438

11 Ver- und Entsorgung 439 -440 66
1101 Abfallentsorgung 441 - 442
110110 Abfallentsorgung/ -uberwachung 443 - 444

12 Verkehrsflachen- und Anlagen, OPNV 445 - 446 61
1202 OPNV 480 - 481
120210 OPNV 482 - 485

13 Natur- und Landschaftsschutz 486 - 487 61
1301 Natur- und Landschaftsschutz 488 - 489
130110 Landschaftspflege, Naturschutz 490 - 492

14 Umweltschutz 493 -494 66
1401 Gewasserschutz 495 - 496
140110 Landwirtsch. Wasserwirtschaft 497 - 498
140120 Wasserwirtschaft und Gewasserschutz 499 - 501
140130 Entwicklung und Unterhaltung der Gewasser 502 - 503

1402 Bodenschutz 504 - 505
140210 Bodenschutz, Altlasten und Abgrabungen 506 - 508

1403 Klimaschutz und Klimawandelfolgeanpassung 509 - 511
140310 Klimaschutz und Klimawandelfolgeanpassung 512 - 515

15 Wirtschaft und Tourismus 516-517 61
1501 Tourismus 518 - 519
150110 Tourismusforderung 520 - 522
150120 Touristische Arbeitsgemeinschaft 523 -524

Inzwischen  haben  sich  durch aktualisierte  Prognosen Anderungen  zum
Haushaltsplanentwurf ergeben, die den beigefiigten Anderungslisten entnommen werden
kénnen.

Es sind zudem bereits folgende Antrage zum Haushalt eingegangen:

Zu Seite 445 - 485 ff. (Produktbereich 12, Verkehrsflachen- und Anlagen, OPNV)

Antrag der FWG-Kreistagfraktion vom 29.10.2023 (5. Spiegelstrich) zur Uberpriifung der



Kosten im Bereich der Verkehrsflachen und — Anlagen, OPNV

Zu Seite V68 des Vorberichts

Antrag der FWG-Kreistagsfraktion vom 05.11.2023 (hier: 2. Spiegelstrich) zum Thema
,Bahnstrecke Mlnster-Sendenhorst"

Anlagen:

ANDERUNGSLISTE -Ergebnisplan-Stand 09.11.2023
FWG Antrag-Ziele-Sprache
FWG_Antrag_Haushaltsplanentwurf-2024



Stand:09.11.202%

Anderungen zum
Haushaltsplanentwurf 2024
in der Zustandigkeit des Ausschusses fiir Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung @

- Ergebnisplan -

2024
Nr. Teilergebnisplan Produkt, Nr. HH.PI. Ertrage Aufwendungen Bemerkungen
Seite € €
Das Ministeriums fir Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen
beabsichtigt die Erhdhung der Verrechnungseinheiten der Férderrichtlinie FOBS der|
Biologischen Stationen im Rahmen ein Richtlinienanderung zu Nr. 6.3.1 F6BS von 60,95 €
1 Produkt 130110, Nr. 15 491 0 17.000 auf 77,70 €. Da der Kreis Warendorf 20 Prozent Anteil der F(")BS-FC')rderung erbringen muss,

Landschaftspflege, Naturschutz ist es erforderlich den Ansatz fiir die MaBnahmen der Biostation im Rahmen des Arbeits- und
MaBnahmenplans um 17.000 € zu erhéhen. Somit erhéht sich der Ansatz der Aufwendungen
fir Sach- und Dienstleistungen im Jahr 2024 auf 631.000 €, fir 2025 auf 611.000 €, fir,
2026 auf 611.000 € und 2027 auf 611.000 €.

Der Eigenanteil fir das Projekt Ways2work in Héhe von 40.000 €, welcher aus dem

Produkt 090110, Nr. 13, Raumliche Teilraumkonto gedeckt wird, wurde im Produkt 120210 (Pos. 13) unter dem Aufwand fir|

3 Planung und Entwicklung 392 -40.000|sonstige anderweitige MaBnahmen im OPNV abgebildet. Daher reduziert sich die
Aufwandsposition im Produkt 090110 fir Sach- und Dienstleistungen im Jahr 2024 auf
442.500 €, im Jahr 2025 auf 289.300 € und in 2026 auf 295.000 €.

4

5

6

7

8

Summe der Verdnderungen 0 -23.000
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Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.
www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion
5. November 2023

FWG Kreis Warendorf e.V. —Die Kreistagsfraktion—Tulpenweg 4 — 59320 Ennigerloh

Herrn
Landrat Dr. Olaf Gericke
Waldenburger Str. 1

48231 Warendorf

Antrag zu Zielsetzungen und Formulierungen im Haushaltsentwurf 2024:

Sehr geehrter Herr Landrat Dr. Gericke,

sehr geehrte Damen und Herren,

Die FWG-Kreistagsfraktion erlautert und beantragt:

- Im Produkt 010940 Gleichstellung von Frau und Mann wird in der Formulierung des
Nachhaltigkeitsziels ausschlieflich der Focus auf Frauen gelegt. ,Themen wie
Gewaltschutz (Sicherheit von Frauen) ...“. Diese Zielformulierung deutet an, dass es
keine Gewalt gegen Manner oder Diverse gibt.

o Die Zielformulierung wird Uberprifen und Gendergerecht angepasst.

- Im Vorbericht auf V68 wird in Bezug auf die Bahnstrecke Miinster — Sendenhorst von
Reaktivierung gesprochen. Diese Begrifflichkeit beinhaltet eine erhebliche
Konsequenz in der weiteren Betrachtung.

o Der Begriff ist in ,,Ertlichtigung” zu dndern, da dann alle alten Rechte giiltig
bleiben (Bestandsschutz).

- Auf Seite V87 wird im Punkt Projekt Aufsuchende Seniorenarbeit ein Anstieg der
Anzahl der Pflegebedirftigen von 216.075 auf 23.300 angegeben.

o Die Angabe zur Anzahl der Pflegebedirftigen wird Gberpriift und korrigiert.

- Im Vorbericht und im Begleitpapier wird auf die Erhéhung der Stellenanteile fir den
Veterinarbereich hingewiesen. Die Stellenanteile im Produkt 0207 sind nicht
entsprechend angepasst.

o Die Stellenanteile werden tberpriift und ggf. angepasst.

Fraktionsvorsitzende: Dorothea Nienkemper Tulpenweg 4 59320 Ennigerloh Tel.: 0174-8372806 dorothea.nienkemper@fwg-kreis-warendorf.de
Stellvertreter: Nils Fiedlers Lange Wand 48 59229 Ahlen Tel.: 02388-841876 nils.fiedlers@fwg-kreis-warendorf.de
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Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.
www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion
5. November 2023

In der Frage der Zielformulierungen regt die FWG-Kreistagsfraktion an, die Formulierungen
in den einzelnen Bereichen auf Aktualitat zu prifen und entsprechend anzupassen.

Mit freundlichen GriRen

Dorothea Nienkemper

FWG-Fraktionsvorsitzende

Fraktionsvorsitzende: Dorothea Nienkemper Tulpenweg 4 59320 Ennigerloh Tel.: 0174-8372806 dorothea.nienkemper@fwg-kreis-warendorf.de
Stellvertreter: Nils Fiedlers Lange Wand 48 59229 Ahlen Tel.: 02388-841876 nils.fiedlers@fwg-kreis-warendorf.de
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Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.
www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion
29. Oktober 2023

FWG Kreis Warendorf e.V. —Die Kreistagsfraktion—Tulpenweg 4 — 59320 Ennigerloh

Herrn
Landrat Dr. Olaf Gericke
Waldenburger Str. 1

48231 Warendorf

Antrag zum Haushaltsplan Haushaltssatzung 2024 - Entwurf -

Sehr geehrter Herr Landrat Dr. Gericke,

sehr geehrte Damen und Herren,

Die FWG-Kreistagsfraktion beantragt:

Fiir das Haushaltsjahr 2024

werden die Umlagesatze festgesetzt auf maximal
o Kreisumlage 32,5 %
o Jugendamtsumlage 22,2 %

- Die Neumoblierung des Sparkassenforums wird nicht umgesetzt

- Im Bereich Immobilienmanagement werden die eingeplanten Puffer um mindestens
20% reduziert

- Im Bereich Kosten der Energieversorgung fir Strom und Gas werden die Anséatze fir
die Haushaltsjahre 2024 und folgende reduziert.

- Die Kostenexplosion im Bereich Verkehrsflichen und -Anlagen, OPNV ist zu

Uberprifen

- Die Ausweitung der regularen Planstellen wird so weit wie moglich zu reduzieren.

Fraktionsvorsitzende: Dorothea Nienkemper Tulpenweg 4 59320 Ennigerloh Tel.: 0174-8372806 dorothea.nienkemper@fwg-kreis-warendorf.de
Stellvertreter: Nils Fiedlers Lange Wand 48 59229 Ahlen Tel.: 02388-841876 nils.fiedlers@fwg-kreis-warendorf.de
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Begriindung:

Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.

www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion
29. Oktober 2023

Wie bereits bei der Haushaltseinbringung angekiindigt, sieht der Kreis Warendorf eine

Entlastung der geplanten Kreisumlage von 33% auf 32,6% vor.

Flr die Jugendamtsumlage sieht der Entwurf des Haushaltsplanes einen Umlagesatz von
22,4 % vor, der in Anbetracht der groRen Belastungen fiir die Kommunen auf 22,2 %

reduziert werden sollte.

Die FWG-Kreistagsfraktion sieht fiir mindestens 0,1% im Bereich der Kreisumlage und 0,2 %
im Bereich der Jugendamtsumlage Entlastungspotentiale in folgenden Bereichen:

Fraktionsvorsitzende:

Stellvertreter:

Auf der Seite V48 im Haushaltsplan werden im Bereich der Aufwendungen
Steigerungen in Hohe von 43,5% vom Ist-Wert 2022 auf den Planwert 2024
angekiindigt. — Realistisch oder mit Sicherheitspuffer geplant?

Fiir die Moblierung des Sparkassenforums werden Kosten in Hohe von 100.000 €
eingeplant (Produkt 010710 Inv. Nr. 24.23.014). Nice to have, aber notwendig? Die
Moblierung ist aus Sicht der FWG-Kreistagsfraktion vollkommen ausreichend und

eine Anderung in der aktuellen Situation nicht erforderlich.

In der Produktgruppe 0107 - Immobilienmanagement, Inv. Nr. 19.23.001 ist ein
Puffer in Hohe von 200.000 € eingeplant; zusatzlich unter Inv. Nr. 21.23.003 ein
weiterer allgemeiner Puffer in Hohe von 500.000 €. Hier ist eine Reduzierung von
mindestens 20% mit leicht gesteigerter Risikobereitschaft und dem Ziel, die
kreisangehdrigen Kommunen nur im unbedingt notwendigen Mal} zu belasten,

umsetzbar.

Im Bereich Energieverbrauch sind im Vorbericht auf der Seite V49 weiterhin
steigende Kosten fir Strom und Gas zu verzeichnen. Mit den durchgefiihrten
MaBnahmen zur Eigenenergiegewinnung, Umsetzung von Energiesparmallinahmen
im Gebadudesektor, steigender Zahl von Homeofficearbeitsplatzen und unter
Anbetracht der sinkenden Preise im Energiesektor, sollten die Werte nicht weiter
steigen. Ein weiterer Ansatz zur Optimierung ist der Einsatz von Smarttechnik im

Energiebereich.

Im Vorbericht wird im Bereich der mittelfristigen Finanzplanung auf Seite V64 ein
Anstieg der Aufwendungen im Bereich Verkehrsflichen und -Anlagen, OPNV im
Vergleich zu 2023 um rund 47% von 6.586.274 € auf 9.632.940 € im Jahr 2027
ausgewiesen. Eine Begriindung ist im Haushaltsplan nicht zu erkennen.

Weitere Potentiale ergeben sich aus der Ausgestaltung des Stellenplanes fiir das Jahr
2024, auf die auch im Birgermeisterbrief Bezug genommen wird. Dort heillt es auf
Seite 5: ,,Der Kreis Warendorf sollte — wie es sich aufgrund der aktuell
flachendeckend angespannten Haushaltssituation in den Kommunen aufdrangt — die
laufende Aufgabenkritik noch einmal verscharft ins Auge nehmen. Dabei sollte

Dorothea Nienkemper
Nils Fiedlers

Tulpenweg 4
Lange Wand 48

59320 Ennigerloh
59229 Ahlen

Tel.: 0174-8372806
Tel.: 02388-841876

dorothea.nienkemper@fwg-kreis-warendorf.de
nils.fiedlers@fwg-kreis-warendorf.de
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Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.
www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion

29. Oktober 2023

wesentlich nicht nur das ,,Ob“ einer Aufgabe hinterfragt werden, sondern auch das

L,wie

“"

. ..., 0b dieses Niveau der Aufgabenerfiillung angesichts der aktuellen

Haushaltslage noch angemessen ist oder eine Aufgabenerfiillung mit niedrigerem
Standard nicht auch zur geforderten Zielerreichung ausreicht.”

Stellenpotentiale flir Redundanzen vorzuhalten ist sicher ein lobenswertes Ziel, aber
in der aktuellen Situation nicht angemessen.

o

Aus Sicht der FWG-Fraktion sind daher im Bereich des Amtes fir
Informationstechnik und Digitalisierung Einsparpotentiale vorhanden; die
Stellen IT-Support fir Homeoffice und IT-Infrastruktur sind auf gesamt 2
Stellen zu reduzieren.

Im Bereich Amt fiir Hochbau und Immobilienmanagement sieht das
Begleitpapier eine Stellenausweitung zur Sitzungs- und
Veranstaltungsbetreuung von 0,5 Stellen vor. Genau an dieser Position wird
der Bezug zur Forderung der Biirgermeister deutlich.

Im Bereich der Rechnungsprifung wird im Haushaltsentwurf auf Seite 59,

Produktbereich 010510 eine Stellenanteilerh6hung um 0,15 Stellen
ausgewiesen bei 35% Vergaberiickgang

Im Produktbereich 010320 — Kreisarchiv wird in der Erldauterung auf eine
Reduzierung von einem VZA auf 6 Wochenstunden hingewiesen (entspricht
85%); Reduzierung im Stellenplan jedoch nur um 0,35 VZA

Auch der Bereich Werbung ist ein wichtiger Bereich im Wettbewerb um die
,besten Krafte”. Die Verstarkung um eine Stelle sieht die FWG-Fraktion
jedoch nicht in dem MaRe erforderlich; besonders unter dem Aspekt der
steigenden Einsatzmoglichkeiten von KI.

Im Kontext der externen Organisationsuntersuchung wurde fiir den Bereich
des Amtes 51 ein Bedarf von 5 zusatzliche Stellen identifiziert. Dass die
Umsetzung jedoch in voller H6he im Jahr 2024 erfolgen muss, ist aus Sicht der
FWG-Kreistagsfraktion nicht unbedingt erforderlich; besonders unter dem
Aspekt des ,,nicht ausreichend zur Verfiigung stehenden

Fachkraftepotentials”.

Fraktionsvorsitzende: Dorothea Nienkemper Tulpenweg 4 59320 Ennigerloh Tel.: 0174-8372806 dorothea.nienkemper@fwg-kreis-warendorf.de
Stellvertreter: Nils Fiedlers Lange Wand 48 59229 Ahlen Tel.: 02388-841876 nils.fiedlers@fwg-kreis-warendorf.de
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Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.
www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion
29. Oktober 2023

Dass die Aufgaben, die von Land und Bund an die Kreise und Kommunen weitergegeben
werden zu erfillen sind, ist unstrittig. Ob jedoch immer im optimierten Umfang, sei

dahingestellt.

Mit freundlichen GriRen

Dorothea Nienkemper

FWG-Fraktionsvorsitzende

Fraktionsvorsitzende: Dorothea Nienkemper Tulpenweg 4 59320 Ennigerloh Tel.: 0174-8372806 dorothea.nienkemper@fwg-kreis-warendorf.de
Stellvertreter: Nils Fiedlers Lange Wand 48 59229 Ahlen Tel.: 02388-841876 nils.fiedlers@fwg-kreis-warendorf.de
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O 10
WARENDORF

Der Landrat

Anfrage o6ffentlich

Federfuhrendes Amt Nr.
Amt fur Umweltschutz und StralRenbau 235/2023

Betreff:

Anfrage der FWG-Fraktion zumThema "Kommunale Warmeplanung"

Beratungsfolge Termin

Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz, Mobilitat und Planung 24.11.2023

Berichterstattung: KBD André Hackelbusch

Erlauterungen:

Die beigefugte Anfrage der FWG-Kreistagsfraktion zum Thema ,Kommunale
Warmeplanung“ wird in der Sitzung beantwortet.

Anlagen:
Anfrage_ FWG Kommunale Warmeplanung_20230817
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Freie WahlerGemeinschaft Kreis Warendorf e.V.
www.fwg-kreis-warendorf.de

Die Kreistagsfraktion
17. August 2023

FWG Kreis Warendorf e.V. —Die Kreistagsfraktion—Tulpenweg 4 — 59320 Ennigerloh

Herrn
Landrat Dr. Olaf Gericke
Waldenburger Str. 1

48231 Warendorf

Anfrage zum Thema ,,Kommunale Warmeplanung”

Sehr geehrter Herr Landrat Dr. Gericke,
sehr geehrte Damen und Herren,

am 16.08.2023 erfolgte im Bundeskabinett die Abstimmung Giber den Entwurf fir das ,Gesetz
zur Warmeplanung und Dekarbonisierung der Warmenetze”. Hierin heildt es u.a., dass die
Warmeplanung flachendeckend eingefiihrt werden soll. Ziel des Gesetzes ist es laut
Publikation des OkoZentrum NRW, ,die Planungssicherheit fiir alle 6ffentlichen und privaten

Investitionen zu erhdhen, die sich auf die Warmeversorgung vor Ort auswirken.”

Die Frist fiir die Erstellung von Warmeplanen fir Gemeindegebiete tber 100.000 Einwohner

ist festgelegt bis 30.06.2026; fiir alle anderen Gemeindegebiete bis spatestens 30.06.2028.

Zunachst horen sich diese Fristen sehr moderat an und die Befassung mit dem Thema hat Zeit.
Da jedoch alle Gemeindegebiete bis spatestens 2028 eine Kommunale Warmeplanung

erstellen missen, ist schon jetzt die Befassung mit dem Thema erforderlich.
Fragen zur Beantwortung in den zustindigen Gremien:

- Gibt es seitens des Kreises bereits Uberlegungen zum Thema ,Kommunale
Warmeplanung“?

- Steht das Thema auf der Agenda der Blirgermeisterkonferenzen?
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-  Waire eine gemeindelbergreifende Strategie und Befassung mit dem Thema
zielfihrend? Wenn ja, wie kann der Kreis Warendorf gestaltend, moderierend oder
unterstitzend agieren?

- Der Kreis Steinfurt fuhrt seit dem Jahr 2017 bereits ein Warmekataster in
Zusammenarbeit mit mehreren Kommunen des Kreises. Gibt es im Kreis Warendorf
dhnliche Uberlegungen oder Kooperationen?

(Link: www.kreis-steinfurt.de/waermekataster)

Das Deutsche Institut fir Urbanistik (difu) hat sich in seinem Impulspapier besonders mit der

Situation in kleinen Kommunen befasst und Antworten auf 10 Fragen formuliert.

Quelle: Impulse fiir den kommunalen Klimaschutz. Aus der Praxis flr die Praxis

(https://difu.de/presse/pressemitteilungen/2023-06-29/kommunale-waermeplanung-in-

kleinen-kommunen-antworten-auf-10-wichtige-fragen )

Wichtig in diesem Kontext ist die Zusammenarbeit auf vielen Ebenen. Nicht nur die
kommunalen Planer*innen, sondern auch Energieversorger, Wirtschaft, Politik, Blrgerschaft
und Presse sind einzubeziehen, damit die Energiewende gelingen kann und die Bereitschaft

zur Umsetzung steigt.

Mit freundlichen GriRen

Dorothea Nienkemper

FWG-Fraktionsvorsitzende
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Auskunft: Herr Hackelbusch
Zimmer: D2.99
Telefon: 6600

Anfrage FWG zur Kommunalen Warmeplanung
- Gibt es seitens des Kreises bereits Uberlegungen zur Kommunalen Warmeplanung?

Die kommunale Warmeplanung ist Aufgabe der Kommunen des Kreises. Ihre Aufgabe
wird es sein, nach MaRgabe des § 4 Warmeplanungsgesetz (WPG) fur ihr
Gemeindegebiet Warmepléne zu erstellen (Fristen hdngen von Gemeindegrol3e ab).

Uber den Deutschen Landkreistag nimmt die Kreisverwaltung an der Arbeitsgruppe
.,Kommunale Warmeplanung“ teil. So soll die Arbeitsgruppe sich mit der Rolle der
Landkreise bei der Warmeplanung beschaftigen und kreiskommunale
Handlungsfelder in einer Positionierung oder einem Leitfaden darlegen. Zudem
dient die Arbeitsgruppe der Rickkopplung und des Feedbacks in dem Thema
Warmeplanung.

- Steht das Thema auf der Agenda der Burgermeisterkonferenz?

Das Thema Warmeplanung war bereits Thema bei verschiedenen Treffen der
Klimaschutzmanagerinnen und Klimaschutzmanager im Kreis, sowie im Rahmen des
Lenkungskreises Klimaschutz sowie auf der Agenda der BM Konferenz mit dem Landrat.
Eine aktive Unterstitzung der Gemeinden durch den Kreis wurde von den Kommunen als
nicht erforderlich angesehen.

- Ware eine gemeindetbergreifende Strategie und Befassung mit dem Thema zielfiihrend?
Wenn ja, wie kann der Kreis Warendorf gestaltend, moderierend oder unterstitzend
agieren?

Das WPG sieht an mehreren Stellen die gemeindetbergreifende Befassung mit der
kommunalen Warmeplanung in sog. Konvois vor (vgl. 8 4 Abs. 1, 8 21 Abs. 4, § 22
Lvereinfachtes Verfahren®). Das WPG sieht hier aber vor, dass die weitere, konkrete
Ausgestaltung durch die Lander erfolgen soll. Der Verwaltung ist aktuell kein
Gesetzesentwurf auf Landesebene bekannt.

- Der Kreis Steinfurt fuhrt seit dem Jahr 2017 bereits ein Warmekataster in Zusammenarbeit
mit mehreren Kommunen des Kreises. Gibt es im Kreis Warendorf dhnliche Uberlegungen
oder Kooperationen?

Da das LANUV iber den sog. Energieatlas (Energieatlas NRW) bereits ein
Warmekataster fur gesamt NRW anbietet, gibt es derzeit keine Uberlegungen ein eigenes
(Parallel-)System aufzubauen.



https://www.energieatlas.nrw.de/site/planungskarte_waerme
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